


Kein Wahlkampf auf dem Rücken von Migranten und Flüchtlingen

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Es liegt im Interesse aller, MigrantInnen und Flüchtlinge zu
integrieren. Auch die Aufnahmegesellschaft hat dazu ihre Integrationsleistungen zu erbringen. Neben der
Überwindung des Prinzips, die Arbeitslosigkeit gegen die Flüchtlingsaufnahme auszuspielen, gehört die
Beendigung von Rassismus und Diskriminierungen in Rechtsnormen, Verwaltungspraxis und in der öffentli-
chen Diskussion zu den dringenden politischen Aufgaben. Es überrascht nicht, dass Gewalt gegen und
Belästigung von AusländerInnen unter Tätern und z.T. bei Polizei und Justiz als Kavaliersdelikte gelten, wenn
weiterhin PolitikerInnen in öffentlichen Diskussionen fremdenfeindliche Einstellungen für sich instrumentali-
sieren, anstatt dagegen vorzugehen.

Es darf kein Wahlkampf auf dem Rücken von MigrantInnen und Flüchtlingen geführt werden.
Hiermit schalten wir uns in die öffentlichen migrationspolitischen Debatten zur Bundestagswahl 2002 ein:

1. Deutschland braucht ein Einwanderungsgesetz, das die Chancen der Einwanderung betont und
die Integration auch von Flüchtlingen gewährleistet. Das Inkrafttreten des sog. Zuwanderungsgesetzes
muss mit einer Bleiberechtsregelung für hier lebende Ausländer ohne gesicherten Aufenthaltsstatus ver-
bunden werden.

2. Integration ist ein zweiseitiger Prozess, der nur mit ernstgemeinter Bereitschaft der Aufnahme-
gesellschaft, ihre interkulturellen Kompetenzen zu schulen, gelingen wird. Erfolgversprechende Integration
verlangt Chancengleichheit und Teilhabe in Politik und Gesellschaft. Dazu ist u.a. die Einführung des
Wahlrechts für Niederlassungsberechtigte erforderlich. Besonders der Bund hat neben den Ländern die
notwendigen finanziellen Mittel für Angebote zur Integrationsförderung zur Verfügung zu stellen. Diese
müssen allen Eingewanderten offen stehen!

3. Diskriminierungen aufgrund Herkunft, Hautfarbe oder Religion sind zu bekämpfen. Die Anti-
Diskriminierungsrichtlinie der EU muss umgehend und umfassend in nationales Recht umgesetzt werden.
Es reicht nicht, Diskriminierungen zu verbieten, erforderlich ist eine breite Kampagne zur Gleichbehand-
lung, die alle Akteure in Politik und Gesellschaft einbezieht.

4. Ausländische Straftäter und Straftäterinnen sind zu bestrafen wie deutsche auch. Bei Ausländerin-
nen und Ausländern soll eine Ausweisung und Abschiebung wg. Straffälligkeit unzulässig sein. Für sie darf
es keine Doppelbestrafung durch Ausweisung geben.

5. Kein Mensch ist illegal. Auch Menschen ohne Dokumente haben Rechte und dürfen ebenso wie
ihre UnterstützerInnen nicht kriminalisiert werden. Das sog. Kirchenasyl ist zu respektieren, die medizini-

sche Versorgung von Illegalisierten und die Schulbildung ihrer Kinder ist sicher zu stellen.
6. Fluchtursachen sind zu bekämpfen und nicht die Flüchtlinge. Deutschland darf keine Länder z.B. durch Waffenlieferungen unter-

stützen, die die Bevölkerung verfolgen, vertreiben und Lebensgrundlagen zerstören. Eine aktive Außenpolitik hat für Menschen-
rechte und Demokratie in Ländern einzutreten, aus denen Menschen zur Flucht gezwungen werden.

7. Im Asylrecht ist zu völkerrechtlichen Standards zurückzukehren, wie sie in der Genfer Flüchtlingskonvention, der UN-Kinderrechts-
konvention und der Europäischen Menschenrechtskonvention fest-gelegt sind. Die Vorbehaltserklärung zur UN-Kinderrechtskon-
vention muss endlich zurückgenommen werden.

8. Flüchtlingen muss ein menschenwürdiges Leben ermöglicht werden. Sie dürfen nicht zu Opfern einer rassistischen Abschrek-
kungspolitik gemacht werden, die sich solcher Instrumente wie Sachleistungen, Sammellagern oder der sog. Residenzpflicht be-
dient. Das Asylbewerberleistungsgesetz muss abgeschafft werden.

9. Die im sog. Zuwanderungsgesetz vorgesehene Härtefallregelung muss in allen Bundesländern zugänglich und angewendet
werden.

10. Die monatelange, bis zu eineinhalb Jahren dauernde Abschiebungshaft ist abzuschaffen.
11. Das Staatsangehörigkeitsrecht muss in Richtung Mehrstaatigkeit modernisiert werden.
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Am 22. September wird der Deut-
sche Bundestag gewählt. Eine Woche
später beginnt die Interkulturelle Woche,
in der am Freitag, dem 5. Oktober, der
Tag des Flüchtlings stattfindet. In mehr
als 100 Städten und Gemeinden werden
in Deutschland Veranstaltungen durch-
geführt, viele davon bereits vor dem of-
fiziellen Termin, ab Anfang September,
also mitten in der heißen Phase des Bun-
destagswahlkampfes. PRO ASYL ruft
dazu auf, sich in den Wahlkampf einzu-
mischen, Position zu beziehen und die
Stimme zu erheben für die Rechte der
Flüchtlinge. Denn: Flüchtlinge haben
keine Wahl. Sie fliehen vor Krieg und
Bürgerkrieg, politischer und religiöser
Verfolgung. Für viele ist die Flucht die
einzige Überlebenschance. In Europa
werden sie jedoch oft nicht als schutzbe-
dürftige Flüchtlinge, sondern als uner-
wünschte Einwanderer gesehen. Aus
schutzbedürftigen Menschen werden „Il-
legale“, die es abzuwehren gilt.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist
nicht absehbar, ob das Zuwanderungsge-
setz Gesetzeskraft erlangt. Zwar war der
Gesetzentwurf der Bundesregierung be-
reits so sehr auf einen Konsens mit
CDU/CSU getrimmt, dass die restriktiven
Elemente ein starkes Gewicht haben.
Gleichwohl forderten CDU/CSU weitere
Verschärfungen. CDU/CSU unter Führung
ihres bayerischen Kanzlerkandidaten Stoi-
ber scheinen der Versuchung nicht wider-
stehen zu können: Es ist zu befürchten,
dass sie einen Wahlkampf auf dem Rücken
von Migranten und Flüchtlingen führen wer-
den.

An dieser Situation sind die Bundes-
regierung und vor allem Bundesinnenmini-
ster Otto Schily alles andere als unschuldig.
Bereits lange vor der Greencard-Initiative
des Bundeskanzlers im Frühjahr 2000 war
deutlich,  dass Deutschland Einwanderin-
nen und Einwanderer braucht. Trotz hoher

Arbeitslosigkeit ist eine Vielzahl offener
Stellen unbesetzt. Die demographische
Entwicklung macht deutlich, dass die Sozi-
alsysteme ohne Zuwanderung jüngerer
Menschen in der jetzigen Form nicht auf-
rechtzuerhalten sind. Die Politik ließ kostba-
re Jahre verstreichen. Angesichts der Kom-
plexität und des Zeitplans des Innenmini-
sters war absehbar, dass die Thematik in
den Wahlkampf gerät. Seit Sommer 2001

und dem Vorliegen des Ergebnisses der
Unabhängigen Kommission Zuwanderung
brach gesetzgeberische Hektik aus. In bei-
spielloser Art und Weise sollte innerhalb
kurzer Zeit das Zuwanderungsgesetz, das
eine Vielzahl von Gesetzen ändert und das
Ausländerrecht auf eine neue Grundlage
stellt, durchgesetzt werden. Die Folgen der
Terroranschläge vom 11. September 2001
führten zu gesetzgeberischem Aktionis-

Flüchtlinge

haben keine WahlGünter Burkhardt

Günter Burkhard ist Geschäftsführer der
Bundesweiten Arbeitsgemeinschaft für
Flüchtlinge PRO ASYL, Frankfurt.
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mus: Das Ausweisungsrecht wurde dra-
stisch verschärft, der Datenschutz weitge-
hend beseitigt.

Trotz gravierender Mängel enthält
das Zuwanderungsgesetz einige bedeutsa-
me Verbesserungen. In letzter Minute hat
die  Bundesregierung eine Härtefallrege-
lung aufgenommen. Abweichend von den
Erteilungs- und Verlängerungsvorausset-
zungen kann eine Aufenthaltserlaubnis er-
teilt werden, wenn „dringende humanitäre
oder persönliche Gründe die weitere Anwe-
senheit des Ausländers im Bundesgebiet
rechtfertigen“. Die Landesregierungen wer-
den „ermächtigt“, die Stellen zu benennen,
die diese Regelungen umsetzt. Diese Här-
tefallregelung ist ein Bruch mit der Rigidität
der früheren Gesetzgebung. Sie setzt jah-
relange Forderungen von PRO ASYL, Kir-
chen, Verbänden und Initiativen um. Die
Frage ist nun, wie die Härtefallregelung in
den einzelnen Bundesländern konkret um-
gesetzt wird.

Die Anerkennung nichtstaatlicher
und geschlechtsspezifischer Verfol-
gung als Asylgrund im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention kann nicht hoch ge-
nug eingeschätzt werden.   Deutschland
würde an diesem wichtigen Punkt die Kon-
vention endlich uneingeschränkt anwen-
den. Dies ist ein bedeutender rechtspoliti-
scher Fortschritt, der auf das jahrelange
Engagement von UNHCR, Kirchen, Wohl-
fahrtsverbänden und Menschenrechtsorga-
nisationen wie PRO ASYL zurückzuführen
ist. Auch die Einführung des Familienasyls
und die Gleichstellung von GFK-Flüchtlin-
gen mit Asylberechtigten sind wichtige Fort-
schritte.

Neben diesen positiven Elementen,
die hervorzuheben sind, stößt das Zuwan-
derungsgesetz bei PRO ASYL und vielen in
der Flüchtlings- und Migrationsarbeit Täti-
gen auf erhebliche Kritik:. Ein nationalstaatliches Vorpreschen mit-

ten im europäischen Einigungsprozess
ist problematisch. Statt einer national-
staatlichen Einwanderungspolitik brau-
chen wir in einem zusammenwachsen-
den Europa eine zukunftsgewandte,
flüchtlingsfreundliche,   europäisch ge-
staltete Migrations- und Flüchtlingspoli-
tik.. Im Bereich der Arbeitsmigration dro-
hen sich die Fehler der früheren „Gastar-
beiterpolitik“ zu wiederholen: Befristete
Anwerbung statt langfristig angelegter,
dauerhafter Einwanderung. Aus demo-
grafischen Gründen wird Einwanderung
benötigt, gleichwohl wird der Familien-
nachzug durch die Senkung des Nach-
zugsalters erschwert – ein Widerspruch
in sich.. Die Integration der bisher hier lebenden
Arbeitsmigranten wie auch der hier le-

benden Flüchtlinge ist unzureichend. Ein
Großteil der bislang etwa rund 250.000
Geduldeten wird nach wie vor kaum eine
Chance auf eine Aufenthaltsperspektive
haben. Nachbesserungen wurden von
PRO ASYL, Kirchen und Verbänden
wiederholt gefordert.. Dass das menschenunwürdige Asylbe-
werberleistungsgesetz nicht etwa ab-
geschafft, sondern auf weitere Perso-
nengruppen ausgedehnt werden soll, ist
ebenso wenig akzeptabel wie die bun-
desweite Einrichtung von Ausreisezen-
tren, die das System der Abschiebungs-
haft um ein weiteres Element ergänzen.. Noch immer wird es keine kindgerechte
Behandlung von Flüchtlingskindern
entsprechend der UN-Kinderrechtskon-
vention geben.. Das Bild des Ausländers als eine Ge-
fahr, die es abzuwehren gilt, prägt große
Teile des neuen Gesetzes.

Zahlreiche Problembereiche bleiben
ungelöst:. Keine Änderung im Flughafenverfahren;. Keine Änderung bei der Praxis der Ab-

schiebungshaft;. Keine Verfahrensberatung;. Keine Bleiberechtsregelung für langjäh-
rig hier Lebende.

Wird dieses Gesetz in Kraft treten –
so muss es nachgebessert werden. Kommt
es nicht – so wird jede neue Bundesregie-
rung gleich welcher Couleur ein Einwande-
rungsgesetz auf den Weg bringen müssen.
Arbeitgeber und Gewerkschaften haben in
bisher selten da gewesener Einigkeit eine
Regelung der Zuwanderung verlangt. Vor
zwei Jahren war dies gesellschaftlicher
Konsens. Erinnern wir uns: Der saarländi-
sche Ministerpräsident und Vorsitzende der
Zuwanderungskommission der CDU hatte
im Sommer 2001 noch formuliert: „Deutsch-
land ist seit Jahren de facto ein Einwande-
rungsland, ob uns dies gefällt oder nicht. (...)
Dieser Tatsache müssen wir uns stellen.
Die zu beantwortende Frage heißt nicht:
Einwanderung ja oder nein, sondern gere-
gelt oder ungeregelt. “ Doch was zählt heute
schon, was die Parteien gestern als richtig
erkannt und in ihren Forderungskatalog auf-
genommen haben.

In den vergangenen vier Jahren hat
PRO ASYL die Erfahrung gemacht, dass
wichtige Forderungen bei Fachpolitikern
aus allen Parteien im Prinzip auf Unterstüt-
zung stoßen. Doch wenn es um die Macht
geht, treten sachliche Erwägungen oft hin-
ter parteitaktischem Kalkül zurück. Die Po-
litik lässt sich treiben von Stimmungen in der
Bevölkerung, die benutzt und gleichzeitig
geschürt werden. Deshalb ist ein Wahl-
kampf auf dem Rücken von Ausländern und
Flüchtlingen besonders gefährlich. Ende

der 80er Jahre und Anfang der 90er Jahre
wurde die  Stimmung aufgeheizt, bis die
Asylheime brannten und Ausländer und
Asylsuchende auf offener Straße angegrif-
fen wurden. Fremdenfeindlichkeit und Ras-
sismus mussten als Argument herhalten,
um die Änderung des Asylgrundrechts zu
rechtfertigen.

Gerade weil emotional geführte
Kampagnen auch langfristige Auswirkun-
gen haben, müssen, sich alle in der Flücht-
lingsarbeit Tätigen in den Wahlkampf einmi-
schen trotz der Frustration über den weitge-
hend ausgebliebenen grundlegenden Per-
spektivwechsel in der Ausländer- und
Flüchtlingspolitik.

Gerade weil Gesetzgebung und die
gesellschaftlichen und menschenrechtli-
chen Erfordernisse weit auseinander klaf-
fen, ist es wichtig, für Veränderungen einzu-
treten. Jahrelang wurde von PRO ASYL
und der „Asyllobby“ eine Härtefallregelung
und die Anerkennung nichtsstaatlicher und
geschlechtsspezifischer Verfolgung als
Asylgrund gefordert. Mit drastischen Einzel-
fällen wurde immer wieder die Unzuläng-
lichkeit der gesetzlichen Regelungen der
Öffentlichkeit ins Bewusstsein gerufen.
Letztendlich hat sich dieses langfristige En-
gagement gelohnt. Zug um Zug ist es uns
gelungen, öffentliche Akzeptanz für unsere
Forderungen zu erreichen.

Wahlkämpfe sind auch Zeiten, in de-
nen sich die Meinungsbildung innerhalb von
Parteien schärft und verfestigt. Es beginnen
Überlegungen, was nach der Wahl realisiert
werden soll. Eine Bleiberechtsregelung für
langjährig hier Lebende wäre von großer
Bedeutung.

Neben sachlichen Diskussionen
werden auch kurzfristige Aktionen erforder-
lich sein. Wenn Politiker mit fremdenfeindli-
chen Stimmungen auf Stimmenfang gehen,
muss öffentlich Position bezogen werden:
Lokale Bündnisse von gesellschaftlichen
Organisationen, Anzeigen in Tageszeitun-
gen gegen fremdenfeindliche Stimmungs-
mache, Mahnwachen vor Parteizentralen –
der Vielfalt und Kreativität sind keine Gren-
zen gesetzt. Doch eins ist wichtig: Dass wir
uns einmischen und Position beziehen.

Wir haben die Wahl –
Flüchtlinge nicht.
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Als Flüchtlingsbeauftragte steckt
man z.Zt in einer ziemlichen Klemme.
Man gerät in die Verteidigungsposition
zu einem Gesetz, was man so eigentlich
nicht wollte. Der Gegendruck macht Ko-
alitionen möglich, die vorher nicht denk-
bar waren.

Das Zuwanderungsgesetz, ein Ge-
setz, dass weder Einwanderung großartig
erleichtert noch Flüchtlingen den Aufenthalt
hier wesentlich verbessert, traut noch nicht
einmal im Namen von dem zu reden, worum
es gehen soll: Einwanderung hochqualifi-
zierter Kräfte, aber vor allem Beschränkung
weiterer Einwanderung und Verhinderung
von Flüchtlingsströmen, die durch die eige-
ne Politik mit entstanden sind.

Integration gesetzlich zu verankern
und immerhin eine Härtefallkommission
den Ländern als Möglichkeit einzuräumen,
reicht anscheinend in harten Zeiten aus, um
Kirchen, Institutionen  und  Wohlfahrtsver-
bände, die vorher auf die Mängel des Ge-
setzes hingewiesen haben, doch in ein Boot
zu bekommen. Und obwohl keineswegs
klar ist, wer jetzt die Integration letztendlich
bezahlt, ist man schon mit den kleinsten
Kompromissen in Zeiten wie diesen glück-
lich.

Die Farce um das Zustandekommen
dieses Gesetzes, die im Bundesrat anhob,
ist noch nicht ausgestanden. Es werden
wahlkampftechnisch sicher noch viele Re-
gister gezogen, um das Gesetz zu Fall zu
bringen.

Dabei sind die meisten großen
Dachverbände für ein solches Gesetz,
selbst die Arbeitgeberverbände, die drin-
gend auf Menschen angewiesen sind, ohne
dass komplizierte arbeits- und aufenthalts-
rechtliche Bestimmungen alle Bemühun-
gen bei einer Einstellung zum Scheitern
bringen.

Bei solch einem weiten Spektrum
werden auch von der Opposition her die
ausländerfeindlichen Töne leiser. Ich glau-
be nicht, dass man nach den großen Ge-
walttaten in den letzten Jahrzehnten wieder
zu einem Klima zurückkehren möchte, wo
Lichterketten die Antworten waren auf bren-
nende Asylbewerberunterkünfte. Zu klar ist
inzwischen der Zusammenhang zwischen
denen, die mit den Worten einheizen und
denen die das Feuer anzünden.

Das sollte auch einem ehemaligen
Richter und jetzigen Innensenator klarge-
macht werden, der meint, gerade dieses
Wählerpotential anzusprechen und zur
Wahlurne zu locken. Kurzfristig gelingt es,
damit Wählerstimmen zu mobilisieren, lan-
ganhaltende Effekte wird dies auch Europa
weit nicht haben.

Denn eines ist klar: Die Länder, die
die Abwehrschlacht gegen Flüchtlinge auf-
nehmen, verlieren langfristig ein großes Po-
tential an Möglichkeiten. Statt Menschen
vernünftig aufzunehmen und zu integrieren,
werden die Mauern immer höher, gegen
jede vernünftige und logische gesellschaft-
liche Perspektive an.

„Einwanderung in das soziale Sy-
stem soll unterbunden werden“ ist eine eu-
phemische Umschreibung einer Abwehrpo-
litik. Statt Menschen mit Aufenthaltstiteln
auszustatten, die es ihnen ermöglicht, Ar-
beit aufzunehmen, wird gerade mit der Ar-
beitslosigkeit argumentiert, um die Men-
schen in der Abhängigkeit unterhalb des
Sozialhilfeniveaus zu halten.

Arbeitslosigkeit und Migration ge-
geneinander auszuspielen ist wissenschaft-
lich nachweisbar falsch: 0,18 Prozent er-
höht sich die Wahrscheinlichkeit eines ein-
zelnen Arbeitslosen den adäquaten Job zu
erhalten, wenn er nicht mit Migranten kon-
kurrieren müsste. Das Arbeitsplatzbeschaf-
fungssystem hat andere Hintergründe als
das der Einwanderung. Wir leben in einer
globalisierten Welt und dies sind die wirkli-
chen Gründe von Pleiten, Pech und Pannen
bei vielen Firmen, die plötzlich mit ganz
anderen weltweit konkurrieren müssen.

Die Migrationspolitik gegen eine ver-
nünftigere Arbeitsmarktpolitik auszuspie-
len, weniger Geld in den Kassen der Kom-
munen mit Sozialhilfekosten senkenden
Maßnahmen statt mit einer gerechteren
Steuerpolitik zu bekämpfen, werden viele
WählerInnen nicht als Lösung begreifen.

Also versuchen wir doch in diesem
Bundestagswahlkampf auf die wirklich
flüchtlingsrelevanten Themen aufmerksam
zu machen. Auch wenn es schwer wird,
argumentierend und mit Sachverstand auf
rechtspopulistische Äußerungen zu reagie-
ren. Denn eines ist deutlich, da, wo bereits
ein Rechtsruck die Abschiebepoltik auch
noch zusätzlich einheizt, wie in Hamburg,
wo es um Quotierung von Abschiebungs-
häftlingen im Jahr (3000) geht, nehmen
auch Skandale zu, die die Abschiebungen
begleiten. Denn eine brutalere Politik hat
brutale Folgen, und kein Land hält das lange
durch.

So bleibt es dabei: „Bange machen
gilt nicht!“ Schon gar nicht in Wahlkampfzei-
ten. Alle Parteien wissen, dass viele Men-
schen   mit einem   Migrationshintergrund
demnächst Wählerstimmen sein könnten.

Und während Ronald Schill meint
Ausländer verfrühstückten unseren Wohl-
stand, sollten wir lieber unsere neuen Nach-
barn zum Frühstück einladen.

Zuwanderungsgesetz in der Bundestagswahl

oder

Bange machen gilt nicht!Fanny Dethloff

Pastorin Fanny Dethloff ist die Flücht-
lingsbeauftragte der   Nordelbischen   Ev.
Luth. Kirche.
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Der Beauftragte für Flüchtlings-,
Asyl- und Zuwanderungsfragen beim
Präsidenten des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages, Helmut Frenz, sieht in
der Flüchtlings- und Ausländerpolitik
Licht und Schatten. Während die Politik
der Landesregierung Schleswig-Hol-
stein  als  weitgehend  befriedigend  be-
wertet werden könne, erhält die bundes-
politische Entwicklung mangelhafte No-
ten.

Positiv bewertet der Flüchtlingsbe-
auftragte auf Landesebene das Integrati-
onskonzept, welches auf Initiative der Lan-
desregierung erarbeitet wurde, sowie die
aktuellen Bestrebungen, die in dem neuen
Aufenthaltsgesetz enthaltene Härtefallre-
gelung zügig umzusetzen.

Kritisch gesehen wird vom Flücht-
lingsbeauftragten die neue Zuwanderungs-
gesetzgebung, insbesondere das Aufent-
haltsgesetz. Eindeutig kritisiert wird von
Helmut Frenz, dass Flüchtlinge, Zuwande-
rinnen und Zuwanderer für Wahlkampf-
zwecke instrumentalisiert werden.

Nach Wertung des Beauftragten für
Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfra-
gen ist auch durch das neue Aufenthaltsge-
setz der angekündigte Paradigmenwechsel
in  der Ausländerpolitik  nicht  eingetreten,
das Gesetz steht eindeutig unter der Prä-
misse der Zuwanderungsbegrenzung.

Kritisiert wird vom Flüchtlingsbeauf-
tragten die obligatorische Regelüberprü-
fung der Asylanerkennung und der Flücht-
lingseigenschaft nach drei Jahren, da die-
ses Instrumentarium, das es im Übrigen im
Einzelfall jetzt auch schon gibt, zu einer
weiteren jahrelangen Verunsicherung der
Flüchtlinge führt und deren Integration er-
schweren wird. Nicht einverstanden ist der
Flüchtlingsbeauftragte auch damit, dass zu-
künftig selbst geschaffene Nachfluchtgrün-

de ausgeschlossen sein sollen, wenn be-
reits ein Asylerstverfahren rechtskräftig ab-
geschlossen ist. Dass Nichtschutzgewäh-
ren trotz exilpolitischer Aktivitäten, die bei
einer Rückkehr in das Herkunftsland dort zu
einer Gefährdung führen würden, ist als
„Maulkorberlass“ für politische Flüchtlinge
zu betrachten.

Nicht akzeptabel ist aus Sicht des
Flüchtlingsbeauftragten die Möglichkeit,
dass zukünftig Entscheidungsstopps des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
ohne zeitliche Befristung erlassen werden
können. Menschen, die als politisch Ver-
folgte anzuerkennen wären, würden so auf
Dauer von einer für sie möglicherweise po-
sitiven Entscheidung ausgeschlossen wer-
den können.

Ebenfalls auf Unverständnis  stößt
bei dem Flüchtlingsbeauftragten, dass nach
wie vor unbegleitete minderjährige Flücht-
linge mit 16 Jahren asylmündig sind und wie
Erwachsene behandelt werden.

Das Ersetzen der Duldung durch die
sogenannte Bescheinigung reiht sich ein in
die offenbar gewollte Tendenz des Gesetz-
gebers, nämlich die bereits jetzt vorhande-
nen Einschränkungen und Schikanen für
Flüchtlinge nicht nur aufrecht zu erhalten,
sondern diese zu verschärfen. Dem steht
auch nicht die Möglichkeit der Anerkennung
einer geschlechtsspezifischen und nicht-
staatlichen Verfolgung entgegen, da dies
aller Voraussicht nach nur eine relativ kleine
Anzahl von Personen, die ohnehin oft in der
Vergangenheit auch einen zumindest vor-
übergehenden Schutz erreichen konnten,
betrifft.

Wie im Bereich von Flüchtlingen und
Asyl die neue Zuwanderungsgesetzgebung
nur einige wenige graduelle Verbesserun-
gen, hingegen eine Vielzahl von Ver-
schlechterungen mit sich bringt, ist auch im
Bereich der bereits in Deutschland leben-
den Ausländerinnen und Ausländer sowie
möglicher potentieller Zuwanderer kein Pa-
radigmenwechsel festzustellen, sondern im
Wesentlichen ein Konservieren des bisheri-
gen Zustands.

Selbst die angekündigte angebliche
Vereinfachung der Rechtsmaterie Auslän-
der-/Asylrecht im Hinblick auf die Zahl der
Aufenthaltstitel ist nicht eingetreten.

Zwar gibt es statt wie bisher fünf
Aufenthaltsgenehmigungen künftig nur
noch drei, nämlich Niederlassungserlaub-
nis, Visum und befristete Aufenthaltserlaub-
nis, jedoch kann die Aufenthaltserlaubnis
aufgrund 25 verschiedener Aufenthaltsty-
pen erteilt werden. Unabhängig von der Fra-
ge, ob die bisherigen Aufenthaltsgenehmi-
gungen, die ohne Bindung an einen Zweck
erteilt worden sind, problemlos in die dann
zweckgebundenen Aufenthaltstitel übertra-
gen  werden  können, zeigt  nach Ansicht
Frenz’ allein diese Zahl, dass es mit der
Erleichterung der Rechtsmaterie nicht weit
her ist.

Es wurden keine neuen Möglichkei-
ten des Familiennachzuges geschaffen,
weder für Ehegatten noch für beispielswei-
se pflegebedürftige Angehörige, im Gegen-
teil wurde der  Kindernachzug in Europa
rechtlich und verfassungsrechtlich fragwür-
digerweise eingeschränkt.

Der Zuzug ist grundsätzlich nur noch
bis zum Abschluss des 11. Lebensjahres
möglich. Ausnahmen soll es geben für El-
tern, die eine Niederlassungserlaubnis als
Hochqualifizierte erhalten haben, im Aus-
wahlverfahren zugewandert sind oder als
endgültig anerkannte Asylberechtigte über
eine Niederlassungserlaubnis verfügen.

Es wurde auch kein Ausweisungs-
und Abschiebungsverbot von in Deutsch-
land geborenen oder aufgewachsenen Kin-
dern und Jugendlichen in das Gesetzes-
werk aufgenommen, sondern die Auswei-
sungstatbestände noch erweitert. Außer-
dem wurden auch die zum Teil recht hohen
Anforderungen zur Verfestigung des Au-
fenthaltsrechts noch weiter erhöht.

Auch im Bereich der politisch am
stärksten umstrittenen Zuwanderung von
Arbeitsmigrantinnen hat es keine derartigen
Änderungen gegeben, dass von einem

Flüchtlingsbeauftragter

sieht Licht und SchattenTorsten Döhring

Torsten Döhring ist Referent des Beauf-
tragten für Flucht-, Asyl- und Zuwande-
rungsfragen des Landtags Schleswig-Hol-
stein.
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Bruch mit der vormaligen Praxis ausgegan-
gen werden kann.

Lediglich vier Paragraphen des neu-
en Aufenthaltsgesetzes regeln die Zuwan-
derung von Personen zur Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit. Keine dieser Normen er-
öffnet einen Anspruch auf Erhalt eines Au-
fenthaltstitels, es werden lediglich die Rah-
menbedingungen genannt, unter denen
diese Aufenthaltstitel erteilt werden können.

Sowohl die Zuwanderung für Hoch-
qualifizierte, wie auch die Zuwanderung im
Auswahlverfahren nach einem noch festzu-
legenden Punktesystem liegt im Ermessen
des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge der Arbeitsämter und des Bundesrats
sowie der Bundesregierung.

Es wurde zwar ein Instrumentarium
geschaffen, um im wirtschaftlichen Interes-
se der Bundesrepublik Deutschland gezielt

Arbeitskräfte anzuwerben, jedoch keine Tür
aufgestoßen für eine Zuwanderung zu
Erwerbszwecken, die nicht ganz rigide ge-
steuert werden wird.

Der Flüchtlingsbeauftragte kommt
trotz der Einführung der Härtefallklausel un-
ter den verstümmelten Integrationsbestim-
mungen zu dem Ergebnis, dass das Aufent-
haltsgesetz geprägt ist von Restriktion und
Beschränkung, auch wenn im angelaufe-
nen Wahlkampf wider besseren Wissens
anderes behauptet wird.

Wie auch in den vormaligen Wahl-
kampfzeiten wird, so Frenz, auch jetzt wie-
der bei dem Thema Ausländerinnen und
Ausländer in Deutschland sowie Zuwande-
rung oft stark polemisiert und unlauter argu-
mentiert, statt diese auch für das Gemein-
wohl wichtigen Fragen sachlich und vorur-
teilsfrei zu diskutieren. Es werden bei den
Bundesbürgern Ängste und Befürchtungen

geschürt, insbesondere im Hinblick auf die
hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland, unter
anderem mit dem Hinweis auf die Zuwan-
derung in das Sozialsystem wie auch durch
emotionale Beschwörung von kulturellen
Überfremdungsängsten.

Von einem „reißerischen“ Wahl-
kampf auf dem Rücken der in Deutschland
lebenden Personen mit Migrationshinter-
grund sowie potentiellen Zuwanderinnen
und Zuwanderern werden in erster Linie die
undemokratischen und rechtsradikalen
Parteien profitieren, wobei die gerade erst
angefangene Diskussion über die Integrati-
on von in Deutschland lebenden Personen
mit Migrationshintergrund und die Aufnah-
me von Schutzsuchenden Schaden neh-
men wird, meint Helmut Frenz abschlie-
ßend.
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SPD

Erstmalig ist die Integration nicht nur
als politische, sondern als gesetzliche Auf-
gabe formuliert. Damit können wir in das
von der SPD geforderte Jahrzehnt der Inte-
gration starten. Bund, Länder und Gemein-
den sind gefordert, zusammen mit den en-
gagierten gesellschaftlichen Gruppen diese
Aufgabe anzupacken. Das Gesetz, das
erstmals für Ausländer, die sich dauerhaft
im Bundesgebiet aufhalten, einen Anspruch
auf Teilnahme an Integrationskursen fest-
legt, arbeitet mit positiven Anreizen, zum
Beispiel mit einer Verkürzung der Einbürge-
rungsfristen nach erfolgreicher Teilnahme
an einem Integrationsprogramm. Die dabei
entstehenden Kosten müssen von Bund,
Ländern und Gemeinden gemeinsam ge-
tragen werden. (Beschluss des Nürnberger
Parteitages November 2001 )

CDU/CSU

Deutschland muss Zuwanderung
stärker steuern und begrenzen als bisher.
Zuwanderung kann kein Ausweg aus den
demogratischen Veränderungen in
Deutschland sein. Wir erteilen einer Aus-
weitung der Zuwanderung aus Drittstaaten
eine klare Absage, denn sie würde die In-
tegrationsfähigkeit unserer Gesellschaft
überfordern. Verstärkte Zuwanderung wür-
de den inneren Frieden getährden und radi-
kalen Kräften Vorschub leisten. [...] Bei ei-
ner Arbeitslosigkeit von insgesamt fast
sechs Millionen Menschen gibt es für Ar-
beitsmigration nach Deutschland nur in
Ausnahmefällen eine Rechtfertigung. An-
gesichts staatlicher Programme zur Einglie-
derung Jugendlicher in den Arbeitsmarkt
und einer wachsenden Arbeitslosigkeit bei
Arbeitnehmern, die älter als 55 Jahre sind,
ist mehr Zuwanderung nicht verantwortbar.
Die Qualifizierung einheimischer Arbeits-
kräfte hat Vorrang vor Zuwanderung. Wir
müssen in Zukunft nicht nur in Sport und
Kultur, sondern auch zur Sicherung wissen-
schaftlicher Spitzenleistungen, hoher Inno-

vationskraft und wirtschaftlicher Dynamik
für ausländische Spitzenkräfte verstärkt of-
fen sein. Wir wollen Zuwanderungsanreize
für nicht anerkennungsfähige Asylbewerber
weiter einschränken. Nur staatliche Verfol-
gung darf einen Anspruch auf Asyl und Auf-
enthalt auslösen. Wir werden die verwal-
tungsgerichtlichen Entscheidungen in Asyl-
verfahren beschleunigen und dazu die ge-
richtlichen Zuständigkeiten zur Überprü-
fung von Asylentscheidungen konzentrie-
ren, um den Missbrauch des Asylrechts zu
bekämpfen. (Regierungsprogramm
2002/2006, Mai 2002)

BÜNDNIS ‘90/DIE GRÜNEN

Europa kann sich nicht als Wohl-
standsinsel gegen die übrige Welt abschot-
ten. Nicht zuletzt aus demografischen Grün-
den sind die europäischen Gesellschaften
auf Zuwanderung angewiesen. Aus histori-
schen und humanitären Gründen verteidi-
gen wir gleichzeitig das individuelle Grund-
recht auf Asyl. Einwanderung ist eine pro-
duktive Kraft. Unser Land, früher Jahrhun-
derte lang ein Auswanderungsland, ist fak-
tisch längst zum Einwanderungsland ge-
worden. Einwanderung erfordert auch
gleichberechtigte politische, soziale und
kulturelle Teilhabe von Migrantinnen und
Migranten. Der Umgang mit Neuankömm-
lingen und Fremden ist ein Gradmesser für
die Offenheit unserer Gesellschaff. Unser
Leitbild ist das  gleichberechtigte Zusam-
menleben von Menschen unterschiedlicher
Herkunff bei Anerkennung ihrer kulturellen
Vielfalt.   (Grundsatzprogramm 17.   März
2002)

FDP

Die Bundesrepublik Deutschland ist
seit Jahren faktisch ein Einwanderungs-
land. Für eine umfassende und klare Rege-
lung der Zuwanderung fehlte den anderen
Parteien jedoch bis jetzt der Mut. Diese
Inkonsequenz führte zu erheblichen Proble-
men in der Integration, da Deutschland aus
seinem Selbstverständnis heraus nicht auf
eine dauerhaffe Zuwanderung eingestellt
war. Die FDP hat als erste Partei bereits zu
Beginn der Legislaturperiode einen Gesetz-
entwurf zur Regelung der Zuwanderung

und Integration in den Bundestag einge-
bracht und diesen unter Einbeziehung der
Ergebnisse der „Unabhängigen Kommissi-
on Zuwanderung“ fortentwickelt. Unter
Fachleuten ist unstreitig, dass Deutschland
auch in Zukunff im eigenen Interesse Zu-
wanderung braucht. Es ist nicht weiter hin-
nehmbar, den tatsächlichen Zuzug von
Menschen aus dem Ausland nur über aus-
länder- und asylrechtliche Instrumentarien
regeln zu wollen. Der Gesetzentwurf der
FDP sieht vor, durch die Schaffung eines
Gesetzes zur Steuerung der Zuwanderung
Regeln für den Umfang, für die Vorausset-
zungen (z. B. Oualifikationen) und die Art
und Weise des Zuzugs sowie für die In-
tegration von  Ausländern zu begründen.
Die Steuerung der Zuwanderung ist eine
herausragende Zukunftsaufgabe, der ver-
antwortungsvolle Politik nicht ausweichen
darf. Eine klare und transparente Regelung
trägt dazu bei, teilweise noch vorhandene
Ängste in der Bevölkerung abzubauen so-
wie das Klima für die Integration der bereits
hier lebenden und der künftig zuwandern-
den Ausländer zu verbessern. (Programm
zur Bundestagswahl 2002)

PDS

Zu uns kommen immer Menschen,
nie nur „Arbeitskräfte“. Sie brauchen eine
rechtliche Gleichstellung im Rahmen eines
demokratischen Einwanderungs- und Nie-
derlassungsrechts. Die durch Arbeitsmigra-
tion seit langem in Deutschland lebenden
ethnischen Gruppen haben das Recht auf
Schutz und Förderung der Pflege ihrer
Sprache, Kultur und Traditionen. Rechtliche
Regelungen sollen auch verhindern, dass
Migrantinnen und Migranten für Lohn- und
Sozialdumping missbraucht werden. Ein
Antidiskriminierungsgesetz muss gegen
den  alltäglichen  Rassismus,  gegen Aus-
grenzung schützen. Wir brauchen eine ak-
tive Integrationspolitik für die, die einwan-
dern, und für jene, die schon lange oder
immer hier leben. Eine aktive Einwande-
rungspolitik verpflichtet die Gesellschaft zu-
gleich zu sozialen Investitionen in Sprach-
förderung, in kulturelle Einrichtungen, in
konkrete Integrationshilfen und Sozialar-
beit. (Programm zur Bundestagswahl 2002)

Thema „Zuwanderung“
in den Parteiprogrammen

Die Auszüge wurden entnommen aus einer
Publikation der „Bundeszentrale für politi-
sche Bildung“.
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Endlich im Mittelpunkt
des öffentlichen Interesses: Migration

Cornelie Sonntag-Wolgast, SPD

Das hat es in der Nachkriegszeit
noch noch nicht gegeben: Zuwande-
rungs-, Asyl- und Flüchtlingspolitik trat
aus dem Nischen-Dasein eines Themas,
das eher einer interessierten Minderheit
wichtig erschien, heraus und ins Zen-
trum der politischen Auseinanderset-
zung. Und zwar nicht nur für ein paar
Wochen, sondern über weite Strecken
der jetzt auslaufenden Legislaturperi-
ode! Und ich vermute, das wird auch
nach dem 22. September so bleiben.

Dabei lassen die wenigen Sätze in
den Wahlprogrammen  der  Parteien eine
solche Bedeutung kaum vermuten. Meine
Partei, die SPD, notiert dazu, dass es zur
sozialdemokratischen Integrationspolitik
keine Alternative gebe. Sie wendet sich ge-
gen „jede Verfestigung kultureller Parallel-
gesellschaften“ und betont: „Eine erfolgrei-
che Integration braucht den Erfolgswillen
beider Seiten. Sie braucht die Zustimmung
der Deutschen und setzt bei den Zuwande-
rern den ernsthaften Willen zur Integration
in die deutsche Gesellschaft voraus.“ Die
SPD steht uneingeschränkt zum Grund-
recht auf Asyl, das sie auch „als kulturelle
Errungenschaft und moralische Verpflich-
tung der deutschen Nachkriegsdemokratie“
begreift; und sie will sich für ein einheitliches
Asylrecht in Europa einsetzen.

Solch eine knappe Message hat ihre
Gründe. Vieles haben wir nämlich nach der
Regierungsübernahme im Herbst 1998 be-
reits angeschoben oder sogar schon abge-
schlossen. Das gilt für die überfällige Re-
form  des Staatsangehörigkeitsrechts, die
wir gleich zu Beginn der Wahlperiode in
Angriff genommen haben; es gilt für das
eigenständige Aufenthaltsrecht für auslän-
dische Ehegatten ebenso wie für die Altfall-
regelung und die nach langwierigen Bemü-

hungen und Verhandlungen erreichten Blei-
be-Möglichkeiten für bosnische, später
auch kosovarische Bürgerkriegsflüchtlinge
jedenfalls unter bestimmten Bedingungen.
Ich erinnere außerdem an die humanitären
Verbesserungen, die wir bei der Entschei-
dungspraxis des Bundesamtes für die An-
erkennung ausländischer Flüchtlinge er-
wirkt haben; vor allem an die spezielle Aus-
und Fortbildung von Entscheiderinnen bei
der Befragung traumatisierter oder mut-
maßlich misshandelter Frauen.

Der entscheidende Durchbruch zur
besseren Wahrung humanitärer Verantwor-
tung in Deutschland ist aber mit dem neuen
Zuwanderungsgesetz gelungen. Natürlich
weiss ich, dass Menschenrechtsorganisa-
tionen auch Kritik an den künftigen Rege-
lungen üben. Aber wir mussten schließlich
bei der Ausarbeitung des Entwurfs nicht nur
an einen Konsens im rotgrünen Regie-
rungslager denken. Wir mussten von vorn-
herein auch auf die Zustimmung des Bun-
desrats hinwirken kein leichtes Stück Ar-
beit, wie alle aus dem Ablauf der Gescheh-
nisse bis hin zu der denkwürdigen Sitzung
der Länderkammer am 22. März wissen!
Immerhin ist es gelungen, die nichtstaatli-
che und geschlechtsspezifische Verfolgung
im Asylrecht besser zu berücksichtigen.
Das ist ein großer Fortschritt, denn die Be-
troffenen haben nun die Möglichkeit, im Sin-
ne der Genfer Flüchtlingskonvention besse-
re Bleiberechte in Anspruch zu nehmen. Die
„Duldung“, die  ja eigentlich kein Aufent-
haltstitel ist, sondern lediglich die Ausset-
zung der Abschiebung umschreibt, wird als
Begriff abgeschafft. Schluss also mit der
„Hängepartie“,  dem  Zitterstatus, der  den
Betroffenen praktisch eine Lebensplanung
in Deutschland nicht möglich machte.
250.000 Geduldete gibt es zur Zeit in
Deutschland; viele von ihnen leben schon
seit 1997 und länger in diesem Zustand. Der

Mehrheit unter ihnen wird das neue Zuwan-
derungsrecht    Verbesserungen    bringen.
Wenn klar ist, dass sie nicht in ihr Herkunfts-
land zurückkehren können oder ihnen die
Ausreise wegen Gefahr für Leib und Leben
nicht zumutbar ist, erhalten sie eine zu-
nächst auf 3 Jahre befristete Aufenthaltser-
laubnis; daran anschließend wird geprüft,
ob sich die Bedingungen in der Heimat ent-
scheidend verändert haben.

Generell wird das neue Zuwande-
rungsrecht mit zwei Aufenthaltstiteln der
befristeten Aufenthalts- und der unbefriste-
ten Niederlassungserlaubnis auskommen.
Im übrigen: für Asylberechtigte und GFK-
Flüchtlinge gilt ein Rechtsanspruch auf den
Nachzug ihrer Kinder bis zum 18. Lebens-
jahr; und nachziehende Familienangehöri-
ge sollen künftig die gleichen Bedingungen
zum Arbeitsmarktzugang erhalten wie der-
oder diejenige, zu dem sie nachziehen. Bis-
lang gab es nur den „nachrangigen“ Arbeits-
marktzugang, in der Regel mit einem Jahr
Wartezeit.

Den Bundesbeauftragten für Asylfra-
gen werden wir abschaffen; auch hilft bun-
desweit künftig eine gesonderte Regelung,
bei Härtefällen im Asyl- und Flüchtlingsbe-
reich bessere Lösungen zu finden.

Integration und gesteuerte Zuwan-
derung zwecks Aufnahme von Arbeit spie-
len künftig in unserer Politik eine große Rol-
le. Für Hochqualifizierte, die wir als Exper-
ten in bestimmten Branchen, aber auch im
Management  von Konzernen  und  in  der
Wissenschaft dringend brauchen, gelten
großzügige Einreisebedingungen günstiger
als bei der Greencard-Regelung. Und auch
andere Fachkräfte, für die ein Bedarf da ist,
können sich vom  Ausland hier in einem
Auswahlverfahren über ein Punktesystem
für einen Arbeitsplatz in Deutschland be-
werben. Aber immer gilt: zuerst muss nach

Parteien

zur Bundestagswahl
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deutschen Arbeitssuchenden oder nach
EU-Bürgern Ausschau gehalten werden;
erst dann können die Kandidaten aus
Drittstaaten zum Zuge kommen.

Da mit diesen Regelungen aber sehr
behutsam begonnen wird schließlich ha-
ben wir immer noch fast 4 Millionen Er-
werbslose und müssen denen auch über
Weiterqualifizierung bessere Chancen ein-
räumen , ist die gesteuerte Zuwanderung
nur eine Maßnahme unter mehreren, mit
denen wir die demografischen Probleme
unserer Gesellschaft, sprich: die zuneh-
mende Überalterung angehen. Eine offen-
sive Bildungspolitik und Möglichkeiten, Er-
werbs- und Erziehungsarbeit besser mitein-
ander in Einklang zu bringen, gehören als
ebenso wichtige Bestandteile mit dazu. Mit
anderen Worten: durch eine gezielte und
gestaltete Migration allein ist das Problem
der kommenden Jahrzehnte nicht zu lösen,
wohl aber abzufedern und zu mildern. Dazu
zählt nun allerdings die Tatsache, dass wir
bei fast gleichbleibend hoher Erwerbslosen-
zahl trotzdem mehr als 1 Million offener
Stellen haben, die nicht durch geeignete
Bewerberlnnen besetzt werden können.
Dafür wird die neue Zuwanderungsrege-
lung das geeignete Instrument bieten. Und:
Wir öffnen künftig außerhalb des Nadelöhrs

„Asyl“ einen anderen Zugang nach
Deutschland für diejenigen, die nicht poli-
tisch verfolgt sind oder Schutz vor Bürger-
kriegen suchen, sondern eine bessere Le-
bensperspektive. Migration kann also künf-
tig auch anders verlaufen als es bislang in
unserem begrenzten, durchbürokratisierten
Ausländerrecht möglich war.

Im Vordergrund wird aber für die
SPD erst einmal das „Jahrzehnt der Integra-
tion“ stehen. Erstmals steht überhaupt in
einem bundesdeutschen Gesetz, dass der
Staat sich selbst für die Integration seiner
Neuankömmlinge, die hier mutmaßlich lan-
ge oder sogar auf Dauer bleiben, in die
Pflicht nimmt. Dafür stellt sich die Regierung
unter das Motto „fördern und fordern“. För-
dern, indem sie Kurse für das Erlernen der
deutschen Sprache, für die Orientierung, für
das Vertrautwerden mit Kultur und Ge-
schichte in Deutschland und mit den Prinzi-
pien unseres Grundgesetzes anbietet. For-
dern,  indem sie  die Neuzuwanderer zur
Teilnahme an solchen Kursen verpflichtet.
Das Prinzip ist klar, das Ziel auch. Entschei-
dend ist, wie Bund, Länder und Gemeinden
zusammen diese Aufgabe gestalten und fi-
nanzieren. Und wie die Förderung von Aus-
ländern und Aussiedlern zu einem Gesamt-
konzept zusammengefasst wird.

Die Migrationspolitik der  SPD  hat
Entscheidendes zu einem Klimawechsel in
der Bundesrepublik beigetragen. Endlich
wird zugegeben, dass wir in einem Einwan-
derungsland leben und dass die Konse-
quenzen daraus zu ziehen sind übrigens im
Interesse beider Seiten: der „aufnehmen-
den“ Gesellschaft und der Migranten. Inte-
gration ist ein wechselseitiger Prozess der
Annäherung aneinander. Er wird auf Dauer
Gewohnheiten und Anschauungen der Ein-
heimischen wie auch der Zugewanderten
sachte ändern. Das tut unserer kulturellen
Entwicklung gut. Migrationspolitik der SPD
ist aber immer auch eine Gratwanderung
zwischen Weltoffenheit, Liberalität und
Pragmatismus einerseits, den Ängsten und
Vorurteilen gerade auch unter den Anhän-
gern dieser Partei andererseits. Da helfen
nur lange und geduldige Überzeugungsar-
beit, verlässliche Daten und Fakten und
gute Argumente.

Cornelie Sonntag-Wolgast, SPD-MdB, ist
Parlamentarische Staatssekretärin beim
Bundesminister des Innern und Spit-
zenkandidatin der schleswig-holsteinischen
Sozialdemokraten zur Bundestagswahl am
22. September 2002.

Zuwanderung sinnvoll steuern,
Recht auf Asyl erhalten

Klaus-Peter Puls, SPD

Nach Artikel 1 unseres Grundge-
setzes ist die Würde des Menschen un-
antastbar, und zwar nicht nur die Würde
des  deutschen Menschen. Die  in  den
letzten Monaten in   Deutschland ze-
lebrierte Zuwanderungsdebatte ist aus
unserer Sicht ein unwürdiges parteipoli-
tisches Gezerre auf dem Rücken der aus-
ländischen Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger. Solche Themen sind für Wahlkampf-
getöse völlig ungeeignet.

Deutschland ist ein Einwanderungs-
land. Wir wollen die Zuwanderung jedoch
steuern, um demografischen, sozialen, wirt-
schaftlichen und wissenschaftlichen Be-
dürfnissen und Erkenntnissen gerecht zu
werden. Im globalen Wettbewerb geht es
nicht um das „Ob“ von Zuwanderung, son-
dern darum, die besten Köpfe zu gewinnen.
Mit dem Zuwanderungsgesetz wird eine
vernünftige Arbeitsmigration ermöglicht, die

volkswirtschaftlich sinnvoll und arbeits-
marktpolitisch notwendig ist.

Die SPD-Landtagsfraktion unter-
stützt das Zuwanderungsgesetz, das am 1.
März 2002 im Deutschen Bundestag verab-
schiedet wurde und das hoffentlich am 1 .
Januar 2003 in Kraft treten kann. Wir brau-
chen dieses Gesetz,. um den wirtschaftlichen und arbeits-

marktpolitischen Interessen Deutsch-
lands gerecht zu werden,. um unseren humanitären und völker-
rechtlichen Verpflichtungen nachzukom-
men,. um hoch qualifizierte Arbeitskräfte für Ar-
beitsplätze zu gewinnen, die trotz hoher
Arbeitslosigkeit im Inland zur Zeit nicht
besetzt werden können,. um Arbeitsplätze zu schaffen und die
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen

Wirtschaft und Wissenschaft zu erhö-
hen,. um die Integration der nach Deutschland
eingewanderten Menschen wirksam und
rechtsverbindlich steuern zu können.

Dazu brauchen wir auch ein moder-
nes, effektives Ausländerrecht. Mit nur noch
zwei Rechtstiteln befristete und unbefriste-
te Aufenthaltserlaubnis sowie der auf ein
Jahr begrenzten Duldung wird dem Status
der Migranten und Flüchtlinge entspre-
chend dem Zuwanderungsgesetz und dem
Asylrecht Rechnung getragen und die büro-
kratische Umsetzung vereinfacht und er-
leichtert.

Wir bleiben bei der Auffassung, dass
das Grundrecht auf Asyl ein Grundrecht
bleiben muss. Das heißt, Asylsuchende und
Bürgerkriegsflüchtlinge dürfen nicht unter
ein Einwanderungsgesetz fallen, das nach
ökonomischen Kriterien den Zuzug quotiert.
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Deutschland muss sich auch weiterhin sei-
ner humanitären Verantwortung stellen und
seinen internationalen Verpflichtungen
nachkommen, Flüchtlinge aus Kriegs- und
Krisengebieten aufzunehmen. National-
egoistische Abschottung  auch und gerade
gegenüber Not- und Elendsflüchtlingen ist
verantwortungslos.

Im Sinne der Genfer Flüchtlingskon-
vention sind wir für die ausdrückliche ge-
setzliche Anerkennung nichtstaatlicher und
geschlechtsspezifischer Verfolgung als
Gründe für Abschiebeschutzgewährung.

Als weitere Rechtsgrundlage für
Entscheidungen der Ausländerbehörden
brauchen wir eine Härtefallregelung,  um
Menschen aus humanitären Gründen vor
Abschiebung zu schützen, wenn dies an-
ders nicht möglich ist. Die SPD in Schles-
wig-Holstein hat jahrelang für eine gesetzli-
che Härtefallregelung gekämpft; diese ist
endlich in das Zuwanderungsrecht des
Bundes aufgenommen worden.

Eine Verschärfung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes lehnen wir ab. Denn
wenn Sozialhilfe das Existenzminimum si-
chern soll, dann muss das für deutsche und

ausländische Menschen gleichermaßen
gelten. Schon der jetzige Rechtszustand mit
reduzierten Hilfesätzen ist für Asylbewerber
menschenunwürdig.

Zuwanderung aus humanitären und
aus ökonomischen Gründen liegt im Inter-
esse aller in der Bundesrepublik Deutsch-
land Lebenden. Auf diese Einsicht in den
Köpfen und Herzen der Menschen wollen
wir weiter hinwirken. Indem wir das Be-
wusstsein der Menschen dahingehend ver-
ändern, schaffen wir die Voraussetzungen
für Integration. Damit Menschen jedweder
Herkunft friedlich in unserem Land zusam-
menleben können, brauchen wir ein wirksa-
mes Konzept für die Integration der aufge-
nommenen Frauen und Männer, Mädchen
und Jungen. Diese muss ohne Aufgabe der
eigenen kulturellen Identität möglich sein. In
diesem Sinne muss die soziale und gesell-
schaftliche Einbindung, die schulische und
berufliche Qualifizierung der hier lebenden
Menschen ausländischer Herkunft, vor al-
lem aber ihre Sprachkompetenz gefördert
werden. Wie wichtig das insbesondere bei
Kindern von Migranten ist, zeigen die Er-
gebnisse der Pisa-Studie.

Menschen ausländischer Herkunft
tragen mit ihrer Arbeitskraft, ihren Steuer-
zahlungen und ihren Beiträgen zum sozia-
len Sicherungssystem wesentlich zu unse-
rem Wohlstand bei. Sie bereichern unsere
Gesellschaft wirtschaftlich, sozial und kultu-
rell.  Deshalb sollten  sich  alle  demokrati-
schen Parteien davor hüten, ausländerpoli-
tisch in einen Wettstreit um Stammtisch-
mehrheiten zu treten dies würde die „Aus-
länder raus“-Mentalität, die nicht nur am
Rande, sondern mitten in unserer Gesell-
schaft zweifellos vorhanden ist, verstärken
und die Chancen rechtsradikaler Gruppen
erhöhen. Das aber dürfen demokratische
Parteien nicht fördern, sondern sie müssen
es verhindern.

Klaus-Peter Puls ist innen- und rechtspoliti-
scher Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Schleswig-Holstein

Zum WWWeiterlesen:
www.spd-schleswig-holstein.de

DOKUMENTATION
Mit diesem Text wirbt die Bundesregierung für das neue sog. Zuwanderungsgesetz in ganzseitigen Zeitungsanzeigen:
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„Zuwanderungsgesetz ist konzeptionell
und handwerklich mangelhaft“

Friedrich Merz, CDU

Aus der Rede des Vorsitzenden
der CDU/CSU Bundestagsfraktion in der
Bundestagsdebatte über das Zuwande-
rungsgesetz vom 1. März 2002 (2. und 3.
Lesung)

Hier geht es um einen Paradigmen-
wechsel bei der Einwanderung und der Zu-
wanderung in die Bundesrepublik Deutsch-
land. Es geht darum, dass eines der großen
Projekte   insbesondere der grünen Partei
im Wahljahr realisiert wird, nämlich der
Wechsel hin zu einer multikulturellen Ein-
wanderungsgesellschaft. Dies lehnen wir
ab. Das wird auch so bleiben.

Ich will noch zwei Sachverhalte an-
sprechen. Sie heben mit diesem Gesetz
den Anwerbestopp auf, den es seit dem
Jahre 1973 in Deutschland gibt. Der dama-
lige Bundeskanzler Willy Brandt hat erklärt,
dass bei einer Arbeitslosigkeit von 1,2 Pro-
zent und bei einer Ausländerarbeitslosigkeit
von 0,8 Prozent eine größere Zuwanderung
nach Deutschland nicht akzeptiert werden
könne. Heute heben Sie bei einer Arbeitslo-
sigkeit von rund 10 Prozent und einer Aus-
länderarbeitslosigkeit von mehr als 20 Pro-
zent diesen Anwerbestopp auf Dies ist mit
dem Anspruch, den Sie stellen, nämlich in
Deutschland eine stärkere Integration und
mehr Beschäftigung gerade von Auslän-
dern zu ermöglichen, nicht zu vereinbaren.
Sie lösen kein einziges Problem; Sie ver-
schärfen die Probleme.

Sie sehen in diesem Gesetzentwurf
eine Härtefallregelung vor, die in Zukunft
jedem Innenminister bei der Aufnahme zu-
sätzlicher Ausländer in die Bundesrepublik
Deutschland in einem sehr großen Umfang,
also praktisch ohne jede Limitierung, Er-
messen einräumt. Über die Härtefallrege-
lung wird eine Begrenzung des Ausländer-
zuzuges nach Deutschland praktisch nicht
mehr möglich sein. Ich möchte einen weite-
ren Punkt ansprechen: Sie regeln den Fa-
miliennachzug neu, und zwar insbesondere
für diejenigen, die in Deutschland gegen-
wärtig nur geduldet sind. Über deren Status
kann man sprechen. Aber über den Nach-
zug der Familien derjenigen, die nur gedul-
det sind das sind etwa 150.000 , aber ei-
gentlich ausreisen müssten, werden Sie
eine wesentlich höhere Einwanderung nach
Deutschland und damit auch in die sozialen
Sicherungssysteme ermöglichen. Dies leh-
nen wir ab. Denn die sozialen Sicherungs-
systeme in Deutschland verkraften das
nicht.

Sie sehen eine neue Regelung in
Bezug auf den Kindesnachzug vor. Wir ha-
ben Ihnen, obwohl wir der Meinung waren,
dass der Zeitraum bis zu einem Alter von
sechs bis zehn Jahren der richtige Zeitraum
für den Nachzug von Kindern ist, angebo-
ten, sich mit uns auf einen Nachzug bis zum
zwölften Lebensjahr zu einigen, wenn Sie
gleichzeitig auf jede weitere Ausnahmere-
gelung verzichten. Das haben Sie sofort
abgelehnt.  Sie sehen Ausnahmeregelun-
gen vor, die den Nachzug von Kindern nach
Deutschland bis zum 18. Lebensjahr zum
Regelfall machen werden. Dies lehnen wir
ab, und dabei wird es auch bleiben.

Zum Schluss möchte ich, Herr Bun-
desinnenminister, feststellen: Wir haben
hier häufig über die Integration gesprochen.
Ich möchte daran erinnern, dass unsere
Fraktion, die CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, vor mehr als drei Jahren, im Januar

1999, im Deutschen Bundestag, der damals
noch in Bonn war, ein umfassendes Kon-
zept zur Integration der in Deutschland le-
benden Ausländer vorgelegt hat. Sie haben
diesen Antrag auf Verbesserung der Inte-
gration der in Deutschland lebenden Aus-
länder sofort abgelehnt. Dass Sie Integrati-
on nicht wirklich wollen, sondern dass ein
ganz anderes gesellschaftliches Leitbild
hinter dem Gesetzentwurf steht, den wir
heute verabschieden sollen, das will ich an
einer einzigen Bestimmung dieses Gesetz-
entwurfes deutlich  machen: Nach  einem
Aufenthalt von zwei Jahren in Deutschland
gibt es gemäß der §§ 44 und 45 des Entwur-
fes eines neuen Aufenthaltsgesetzes ich
habe den Gesetzentwurf gestern Abend
noch einmal sehr genau gelesen für keinen
in Deutschland lebenden Ausländer mehr
die gesetzliche Verpflichtung zum Besuch
von Integrationskursen. Damit ist jeder An-

Leider sah sich die CDU nicht in der Lage, mit einem Artikel zum Thema zu
dieser Ausgabe beizutragen. Aber wir sind im Internet fündig geworden (Anm. d. Red.):

CDU-Landeschef CARSTENSEN
wehrt sich gegen den Vorwurf der Ausländerfeindlichkeit

Als „ungeheuerliche Entgleisung, die nur schwer zu ertragen ist“ hat der
Vorsitzende der CDU Schleswig-Holstein, Peter Harry Carstensen, MdB, den Vorwurf
von Innenminister Buß bezeichnet, die CDU wecke durch ihre Ablehnung des Zuwan-
derungsgesetzes ausländerfeindliche Ressentiments.

(...) „Das Gesetz fördert Zuwanderung, anstatt sie zu begrenzen. Außerdem ist
es wichtiger, bereits hier lebende Ausländer zu integrieren als weitere hinzuzuholen“,
so der CDU-Politiker. Auch die regionalisierte PISA-Studie zeige, dass in den unions-
geführten Ländern unter den ausländischen Schülerinnen und Schülern die Lesefä-
higkeit am besten sei. Carstensen: „Dies ist echte Integrationsarbeit. Darum ist es
geradezu grotesk, die Union in irgendeiner Form mit Ausländerfeindlichkeit in Verbin-
dung zu bringen.“

Klar sei auch, dass seine Partei das Thema in den kommenden Monaten mit
den Menschen im Lande diskutieren werde. „Die Frage der Zuwanderung bewegt die
Bürgerinnen und Bürger. Da kann man doch nicht von Ausländerfeindlichkeit reden,
wenn wir im Wahlkampf darüber reden werden, worüber sich die Menschen ernsthaft
Sorgen machen“, so Carstensen abschließend.

(Sven Donat, Schleswig-Holstein, 20.06.2002)
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spruch auf Integration in die deutsche Ge-
sellschaft aufgegeben worden. Deswegen
lehnen wir diesen Gesetzentwurf ab.

Sie versuchen, uns mit Stellungnah-
men des Präsidenten des DIHK, der Kir-
chen, der Arbeitgeberverbände, der Ge-
werkschaften und vielen anderen unter
Druck zu setzen. Liebe Frau Beck, das
schmerzt überhaupt nicht. Wir wissen, dass
die überwiegende Mehrheit der deutschen
Bevölkerung weltoffen, ausländerfreundlich
und tolerant ist. Meine Damen und Herren,

Ihre Zurufe nehme ich gerne auf. Die deut-
sche Bevölkerung hat in den letzten Jahr-
zehnten eine solche Aufnahmebereitschaft
und Ausländerfreundlichkeit unter Beweis
gestellt, wie dies in keinem anderen euro-
päischen Land der Fall war.

Allein die Stadt Hamburg hat mehr
Bürgerkriegsflüchtlinge aufgenommen als
ganz Großbritannien. Sie sollten noch lauter
dazwischenrufen, damit es jeder in
Deutschland versteht. Das deutsche Volk
ist ausländerfreundlich, tolerant und weltof-

fen. Die Ausnahmen, die es gibt; zum Bei-
spiel rechtsradikale Straftaten, die beschä-
men, belasten und beschweren uns alle.
Aber so handelt nicht die deutsche Gesell-
schaft, das deutsche Volk.

Die Deutschen sind ausländer-
freundlich.

Zum WWWeiterlesen:
www.cdu.de

„Rot-grün gestaltet das
Einwanderungsland Deutschland“

Irene Fröhlich, Bündnis 90/Die Grünen

Damit dieses Themenheft nicht
ohne einen bündnisgrünen Beitrag heraus-
kommen muss, haben wir im Internet gestö-
bert:

Rot-grün gestaltet das

Einwanderungsland Deutschland!

(21.3.2002)

Mit der morgigen Bundesratssitzung
könnte ein langer Prozess beendet werden,
an deren Ende die Gestaltung des Einwan-
derungslandes Deutschland steht. Mit der
Einbringung eines Einwanderungsgeset-
zes 1991 im Bundestag  haben Bündnis
90/Die Grünen als erste politische Kraft die
Initiative angeschoben, Einwanderung ge-
setzlich zu regeln, das Asylrecht zu sichern
und die Integration zu fördern. Dies ist der
Beginn auf dem Weg zur vollen rechtlichen
und sozialen Gleichstellung von MigrantIn-
nen und Flüchtlinge in der Bundesrepublik
Deutschland.

Der jetzt zur Verabschiedung im
Bundesrat stehende Gesetzentwurf läutet
in vier zentralen Punkten einen von uns seit
Jahren befürworteten Paradigmenwechsel
ein:

. Der deutsche Arbeitsmarkt wird auf ge-
setzlicher Grundlage geöffnet für eine
Arbeitskräftezuwanderung sowie für den
Zugang von Selbständigen und Studie-
renden.. Zum ersten Mal gibt es mit diesem Ge-
setz einen Rechtsanspruch auf Integra-
tionsleistungen für MigrantInnen und
Flüchtlinge und der Bund wird sich an
den Kosten fair beteiligen.. Aus humanitären Gründen Bedrohte er-
halten eine Aufenthaltserlaubnis und da-
mit eine Integrationsperspektive.. Erstmalig werden nunmehr nichtstaat-
lich bzw. geschlechtsspezifisch Verfolg-
te als Flüchtlinge im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention anerkannt. Eine
von Schleswig-Holstein seit langem ge-
forderte Härtefallregelung wird geschaf-
fen.

Zwar bedaure ich es, dass wir bei
den schwierigen und langwierigen Ver-
handlungen von unseren bündnisgrünen
Vorstellungen ein großes Stück abrücken
mussten, dennoch darf jetzt nicht die Chan-
ce vertan werden, dem jahrzehntelangen
Einwanderungsprozess in die Bundesrepu-
blik Deutschland gesetzliche Grundlage zu
schaffen.

Die Bundesrepublik Deutschland ist
ein Einwanderungsland und wird nach den

Studien des Bundesinnenministeriums, des
Statistischen Bundesamtes und der demo-
graphischen Forschungsabteilung der Ver-
einten Nationen auch in den nächsten Jahr-
zehnten nicht ohne Einwanderung auskom-
men, um den Wohlstand in Deutschland zu
sichern. Nach übereinstimmenden Berech-
nungen der genanten Institutionen benöti-
gen wir bis zum  Jahr 2050 350.000 bis
500.000 Menschen, um die Bevölkerungs-
zahl zu halten.

Der Gesetzentwurf wird trotz berech-
tigter Kritik an einzelnen Regelungen von
wichtigen gesellschaftlichen Kräften getra-
gen, wie den beiden größten Kirchen, gro-
ßen Teilen der Arbeitgeberverbände, den
Gewerkschaften und vielen Fachverbänden
und -organisationen. Wenn die Union mor-
gen wiederum auf dem Rücken der Migran-
tInnen und Flüchtlinge Wahlkampf machen
will und den Gesetzentwurf im Bundesrat
blockiert, wird sie politisch ganz alleine ste-
hen. Wer morgen gegen das Gesetz stimmt,
stimmt auch gegen die Zukunft dieses Lan-
des!

Irene Fröhlich ist innenpolitische Sprecherin
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im
schleswig-holsteinischen Landtag.

Zum WWWeiterlesen:
http://www.gruene-landtag-sh.de/
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Migration und Integration:
Das liberale Zuwanderungskonzept

Thorsten Berndt, FDP

Die Steuerung der Zuwanderung ist
eine herausragende Zukunftsaufgabe, der
verantwortungsvolle Politik nicht auswei-
chen darf. Unabdingbar ist ein Dreiklang
aus stärkerer Ausrichtung der Zuwande-
rung am berechtigten eigenen Interesse un-
seres Landes, Wahrung der humanitären
Verpflichtungen Deutschlands und Verbes-
serung der Integrationsbemühungen. Zu-
wanderung muss langfristig und voraus-
schauend aktiv gestaltet werden. Dies gilt
sowohl für die zu beschließende gesetzli-
che Regelung als auch für die gesellschaft-
liche Einbettung. Ohne die Aufnahmebereit-
schaft der Bevölkerung in Deutschland wird
der erforderliche Dreiklang nicht gelingen.
Die Politik darf sich dabei aber nicht auf eine
Beobachterrolle beschränken. Sie hat viel-
mehr die Pflicht, die entsprechenden Vor-
aussetzungen zu schaffen, indem sie auch
unbequeme Wahrheiten nicht verschweigt,
tatsächlich bestehende Probleme und Sor-
gen ernst nimmt und Vorurteile abbaut. Eine
klare und transparente Regelung trägt dazu
bei, teilweise noch vorhandene Ängste in
der Bevölkerung abzubauen und das Klima
für die Integration der bereits hier lebenden
und der künftig zuwandernden Ausländer
zu verbessern.

Zuwanderung kann Wirtschafts-
wachstum und Wohlstandsentwicklung in
Deutschland festigen und fördern. Sie kann
darüber hinaus den Alterungsprozess der
Gesellschaft und damit die kommenden Be-
lastungen für die sozialen Sicherungssyste-
me abmildern. Sie kann aber nicht die drin-
gend notwendigen Reformen in der Famili-
en-, Bildungs-, Sozial- und Arbeitsmarktpo-
litik ersetzen.

1. Zuwanderung im Interesse

Deutschlands:
Ein unverzichtbarer Wachstums- und

Wohlstandsfaktor

Trotz vieler Anstrengungen gelingt
es nicht, den zunehmenden Fachkräftebe-
darf zu befriedigen. Der Fachkräftemangel
behindert die Produktion und den Dienstlei-
stungssektor, bremst damit das Wirt-
schaftswachstum, und verhindert so den
weiteren möglichen Abbau der Arbeitslosig-
keit. Nur eine flexible, marktwirtschaftlich
ausgerichtete Zuwanderungsregelung wird

den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes wirk-
lich gerecht. Entscheidend kann daher nur
das konkrete   Arbeitsplatzangebot sein.
Wenn dieser Arbeitsplatz nicht durch ein-
heimische Arbeitskräfte besetzt werden
kann, sollte er an einen Zuwanderungswilli-
gen vergeben werden können. Daneben ist
wegen der mittel- und langfristigen demo-
graphischen Entwicklung Zuwanderung
von jungen, gut ausgebildeten Menschen
unabhängig von einem konkreten Arbeits-
platznachweis notwendig. Diese Form der
Zuwanderung ist zu quotieren und vom
Nachweis besonderer Qualifikationen ab-
hängig zu machen.

Weitere Forderungen der FDP im
Bereich der Arbeitszuwanderung sind:. bessere Bedingungen für ausländische

Wissenschaftler und Studierende. die sofortige Arbeitsmöglichkeit mitwan-
dernder Ehegatten. die Konzentration der Zuständigkeiten
bei einem Bundesamt für Zuwanderung. ein Zuwanderungsrat, der die Bundesre-
gierung in allen Zuwanderungsfragen
berät und Quoten für die Zuwanderung
aus demographischen Gründen vor-
schlägt.

2. Zuwanderung aus humanitären

Gründen:
Besserer Schutz für Hilfsbedürftige

Zuwanderung aus wirtschaftlichen
oder anderen nicht humanitären Gründen
und die Schutzsuche wegen politischer und
sonstiger Verfolgung sind - jedenfalls aus-
gehend von der Hauptmotivation - zwei sich
ausschließende Tatbestände. Das muss
sich auch in einer gesetzlichen Zuwande-
rungsregelung widerspiegeln.   Zuwande-
rung und Asyl müssen im Sinne eines
“Zwei-Türen-Modells” einander grundsätz-
lich ausschließen. Die verstärkte Zulassung
von Zuwanderung aus wirtschaftlichen Ei-
geninteressen ist weder Grund noch darf sie
Anlass sein, die Menschen aus dem Auge
zu verlieren, die auf Schutz und Hilfe ange-
wiesen sind. Für die FDP kommt weder eine
Abschaffung des Asylgrundrechts noch
eine Beschneidung der grundgesetzlichen
Rechtsweggarantie in Frage. Beschleuni-
gungsmöglichkeiten bei den Verfahren

durch einfachgesetzliche oder andere Maß-
nahmen sollten aber genutzt werden. Dabei
sind neben dem Bund auch die Länder ge-
fordert.

Schutzbedürftigkeit vor Verfolgung
muss, wenn sie ernst genommen wird, an
der Opferperspektive anknüpfen. Die bishe-
rige Schutzgewährung bei sogenannter
nichtstaatlicher und geschlechtsspezi-
fischer Verfolgung ist lückenhaft und muss
verbessert werden. Die Annahme eines blo-
ßen Abschiebungshindernisses greift zu
kurz. Die FDP hält insoweit in Übereinstim-
mung mit Flüchtlingsorganisationen und
Kirchen die Gewährung des sogenannten
“Kleinen Asyls” und damit die Anerkennung
als Flüchtling für geboten.

Die Situation von illegal in Deutsch-
land lebenden Personen gerät zunehmend
in das Blickfeld der Politik. Flüchtlingsorga-
nisationen und Kirchen beklagen seit länge-
rem die schlechte soziale Lage dieser Men-
schen, insbesondere in Notfällen. Weil sie
fürchten müssen, ihre Illegalität aufzudek-
ken und anschließend abgeschoben zu
werden, sind sie oft unzumutbaren Bedin-
gungen ausgesetzt. Das gilt insbesondere
für die medizinische Versorgung und die
Betreuung von Kindern. Der Staat kann ille-
galen Aufenthalt schon aus prinzipiellen Er-
wägungen, aber auch aus Gründen der
Chancengleichheit aller Zuwanderer nicht
honorieren. Das gilt erst recht, wenn die
Möglichkeiten der legalen Zuwanderung er-
weitert werden. Illegale Einreise, insbeson-
dere in Verbindung mit kriminellem Schleu-
serwesen muss konsequent unterbunden
werden. Der Staat kann aber ebenso wenig
sehenden Auges Menschen in Not hilflos
sich selbst überlassen. Deshalb dürfen Per-
sonen und Organisationen, die in Not gera-
tenen Menschen mit illegalem Aufenthalt
helfen, nicht strafrechtlich verfolgt und be-
langt werden. Ärztliche Betreuung und
Schulbesuche sollten darüber hinaus keine
Meldepflicht an die Behörden auslösen.
Darüber hinaus würde sich die FDP dem
Gedanken nicht verschließen, den „Illega-
len“ mit der Neuregelung der Zuwanderung
im Sinne einer „Bereinigung“ die Chance
auf einen Neuanfang einzuräumen und ih-
nen, sofern sie keinen Ausweisungstatbe-
stand erfüllen, eine einmalige Amnestie zu
gewähren. Um keine neuen Anreize für ille-
gale Zuwanderung zu schaffen, wäre in ei-
nem solchen Fall allerdings ein kurzfristiger
Stichtag festzusetzen.
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Ergänzende Forderungen der FDP
im humanitären Bereich sind:. eine konsequente Rückführungspolitik

gegenüber ausreisepflichtigen Perso-
nen. eine verlässlichere Verfestigung des Au-
fenthaltsstatus im Sinne einer Altfallre-
gelung anstelle von keine Perspektive
vermittelnden Kettenduldungen. eine Härtefallregelung im Ausländer-
recht. die Abschaffung des Erfordernisses der
Arbeitserlaubnis.

3. Integration:
Durch Anreize schneller zur

gleichberechtigten Teilhabe

Zuwanderung bedeutet sowohl für
die Zuwanderer als auch für die aufneh-
mende Gesellschaft eine Herausforderung,
die beiden Seiten Anstrengungen abver-
langt. Die Vergangenheit, also insbesonde-
re die Anwerbezeit der 50er und 60er Jahre,
hat gezeigt, dass eine bloße Zuwanderung
von Arbeitskräften ohne flankierende In-
tegrationsmaßnahmen teilweise zu großen
gesellschaftlichen Problemen führt. Die At-
traktivität Deutschlands für künftige Zuwan-
derer und die Akzeptanz der Zuwanderung

hängen wesentlich davon ab, wie Zuwan-
dernde und Einheimische miteinander um-
gehen. Auch für die Eingliederung der be-
reits Zugewanderten muss mehr als bisher
getan werden. Integration ist ein gesamtge-
sellschaftlicher Prozess, an dem sich Poli-
tik, Wirtschaft, Medien, Wissenschaft, Kir-
chen, Vereine und Verbände beteiligen
müssen, bei dem der Staat aber die Rah-
menbedingungen setzen kann und muss.
Aufgabe und Ziel der staatlichen Integrati-
onspolitik ist es, zu einer gleichberechtigten
Teilnahme am politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Leben auf der Basis der
freiheitlich-demokratischen Grundordnung
des Grundgesetzes hinzuführen. Die Re-
form  des Staatsangehörigkeitsrechts war
hierzu ein wichtiger Beitrag.

Hauptaufgaben der Integrationspoli-
tik sind die Vermittlung der deutschen Spra-
che und von Kenntnissen über die wirt-
schaftlichen und politischen Verhältnisse
sowie über die Rechts-, Wirtschafts- und
Sozialordnung der Bundesrepublik, die
schulische und berufliche Qualifikation jun-
ger Menschen ausländischer Herkunft, Ein-
gliederung in kulturelle und soziale Organi-
sationen, die Vermeidung baulicher und so-
zialer Ghettosituationen und der Abbau von
Abwehrhaltungen durch Möglichkeiten zu
Begegnungen und gegenseitigem Kennen-
lernen.

Die finanzielle Hauptlast der Integra-
tion müssen Bund und Länder tragen. Eine

(innerhalb der Bundesebene und zwischen
Bund und Ländern) besser abgestimmte In-
tegrationspolitik ist nicht nur im Hinblick auf
ihre Zielgenauigkeit, sondern auch wegen
möglicher Synergieeffekte unverzichtbar.

Weitere Forderungen der FDP zur
Integration sind:. eine Verpflichtung zur Teilnahme an In-

tegrationskursen. statt Sanktionen ein Anreizsystem, an
dessen Ende der Anspruch auf frühzeiti-
gen Erwerb der deutschen Staatsange-
hörigkeit steht (Vorschlag: nach fünf Jah-
ren). die Aufnahme der Integrationspolitik als
Staatsziel in das Grundgesetz. die Beibehaltung des derzeitigen Nach-
zugsalters für Kinder. eine schnelle Verständigung zwischen
Bund und Ländern über die Verteilung
der notwendigen Mehrkosten für Integra-
tionsmaßnahmen.

Das vollständige liberale Zuwande-
rungskonzept kann in der FDP-Landesge-
schäftsstelle Kiel angefordert werden (Tel.
0431-535930, berndt@fdp-sh.de).

Thorsten Berndt ist Referent für Organisati-
on  und  Koordination im  FDP-Landesver-
band Schleswig-Holstein.

Menschenrechte statt Nützlichkeit

Arne Seeliger, PDS

PDS-Vorstellungen zur

Einwanderungspolitik

Auch mit dem neuen Zuwande-
rungsgesetz bleibt unserer Meinung nach
der von SPD und GRÜNEN früher propa-
gierte „Paradigmenwechsel“ aus: Men-
schen von jenseits der Grenzen werden
immer noch als potentiell gefährlich für den
inneren Frieden in Deutschland betrachtet
und deshalb mit möglichst wenig Rechten
ausgestattet, aber vielen Pflichten belegt.

Regierungspolitik nach dem

Aschenputtel-Prinzip

Im Mainstream der offiziellen Politik
herrscht immer noch die Vorstellung von
Einwanderung  als zu  regulierender  Aus-
nahmefall vor. Für das Leitprinzip scheinen
die Brüder Grimm Pate gestanden zu ha-
ben: Die Guten ins Töpfchen, die Schlech-
ten ins Kröpfchen. Nur diejenigen, die für die
deutsche Wirtschaft „nützlich“ sind, sollen
einwandern dürfen die andern müssen
draußen bleiben. Mit anderen Worten: Man
will die jungen, hoch- bis höchstqualifizier-
ten Männer und Frauen gewinnen, mit de-
nen die deutsche Wirtschaft ihre Wettbe-
werbsfähigkeit steigern kann. Für alle ande-
ren ist das Boot bereits voll.

PDS bricht mit veralteten Leitbildern

Die Vorschläge der PDS stellen ei-
nen umfassenden Neuanfang dar. Die von
der Bundestagsfraktion am 26. Juni 2001
verabschiedeten Eckpunkte für eine men-
schenrechtliche Zuwanderungspolitik bre-
chen ganz bewusst mit dem Bild des Aus-
länders als „Gast“ in Deutschland, als blo-
ßen „Lückenbüßer“ auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt und andererseits als Bedrohung
für die innere Sicherheit. Die Eckpunkte ge-
hen demgegenüber von den Interessen des
einzelnen Menschen aus und behandeln
diesen als selbständig agierendes Subjekt,
nicht als willenloses Objekt staatlicher Poli-
tik oder wirtschaftlicher Interessen. Das mi-
grationspolitische Konzept der PDS besteht
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dementsprechend im wesentlichen aus
sechs Elementen:

Völker- und Verfassungsrecht ernst neh-
men und umsetzen

Bereits aus völker- und verfas-
sungsrechtlichen Bestimmungen   heraus
können Menschen ein Recht auf Aufenthalt
in Deutschland in Anspruch nehmen. Dies
gilt neben dem Flüchtlingsschutz und den
Rechten für Bürgerlnnen der Europäischen
Union vor allem für den Familiennachzug.
Das Recht auf Ehe, Familie und Schutz des
Privatlebens darf nicht eingeschränkt wer-
den. Der Familienbegriff der PDS umfasst
dabei alle Angehörigen, zu denen die ein-
gewanderten Personen bereits eine enge
Beziehung unterhalten. Das schließt so-
wohl Kinder zumindest bis zum Erreichen
der Volljährigkeitsgrenze als auch alle Le-
benspartnerlnnen ausdrücklich ein.

Offene Grenzen für Menschen in Not
Menschen, die vor Verfolgung, an-

deren Menschenrechtsverletzungen oder
Katastrophen geflohen sind, dürfen nicht an
der Grenze wieder abgewiesen oder aus
Deutschland abgeschoben werden. Sie
müssen hier ein  neues Leben beginnen
können. Unsere Forderung nach „offenen
Grenzen für Menschen in Not“ ist ein nicht
verhandelbares Essential. Die PDS hält am
Grundrecht auf Asyl uneingeschränkt fest.
Sie fordert die Ausweitung des Flüchtlings-
begriffs auf Opfer nichtstaatlicher sowie ge-
schlechtsspezifischer Verfolgung.

Es darf nicht länger der Fall sein,
dass der Fluchtweg wichtiger ist als die
Fluchtgründe. Deshalb fordert die PDS zu-
mindest die Aufweichung der „Drittstaatsre-
gelung“ dergestalt, dass die Flüchtlinge die
Chance erhalten, für sich im Einzelfall dar-
zulegen, dass sie im Drittstaat keinen
Schutz vor Abschiebung bekommen kön-
nen. Das Sonderverfahren am Flughafen
muss beendet werden.

Auch muss mit den Schikanen ge-
genüber Asyl- und anderen Schutzsuchen-
den endlich Schluss sein. Die PDS tritt da-
her für eine Abschaffung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes und der Residenzpflicht
ein.

Besonders verwundbare Personen-
gruppen wie Traumatisierte, Schwangere,
Frauen mit kleinen Kindern, Behinderte
oder Minderjährige müssen besonders in-
tensiv vor Abschiebung geschützt sein.

Klar definierte und nachvollziehbare
Rechtsansprüche auf Einwanderung

Bei der Einwanderung von Men-
schen, die nicht aus Notlagen kommen, tritt

die PDS für Regelungen ein, die die Inter-
essen der Betroffenen in den Blick nehmen,
ohne die gegenwärtigen Bedingungen der
gesellschaftlichen Entwicklung zu verken-
nen. Es ist nicht Aufgabe der Politik, per
Quoten oder Punktekataloge zu selektie-
ren, wer einreisen darf. Sondern jedem
Menschen muss erst einmal die Chance
geboten werden, in Deutschland einzuwan-
dern und Fuß zu fassen. Deshalb will die
PDS individuelle Rechtsansprüche auf Ein-
wanderung schaffen, die für alle Menschen
transparent und nachvollziehbar sind und
damit die Betroffenen nicht der Willkür deut-
scher Behörden unterwerfen.

Nach den Vorstellungen der PDS
soll einwandern dürfen,. wer völkerrechtliche Ansprüche, na-

mentlich auf Familienzusammenfüh-
rung, geltend machen kann,. wer aus Notlagen kommt,. wer hier ein Studium oder eine Ausbil-
dung beginnen möchte,. wer ein Unternehmen gründen will,. wer einen Arbeitsplatz vorweisen oder. wer seinen Lebensunterhalt auf andere
Weise bestreiten kann.

Außerdem soll zunächst auf Zeit ein-
wandern dürfen, wer sich eine sozialversi-
cherungspflichtige und tariflich oder ortsüb-
lich entlohnte Beschäftigung suchen möch-
te und dies unabhängig von Alter, Ge-
schlecht, Herkunft oder - abgesehen vom
Studium - formaler Qualifikation.

Schutz für „Illegalisierte“
In Deutschland lebt inzwischen eine

große (und vermutlich wachsende) Anzahl
von „illegalen“ Menschen, das heißt Perso-
nen ohne Aufenthaltserlaubnis, deren ele-
mentare Menschenrechte nicht geschützt
sind. Dies ist ein unhaltbarer Zustand. Für
alle sich tatsächlich in Deutschland aufhal-
tenden Menschen müssen grundlegende
Menschen- und Grundrechte gesichert
sein.

Das bedeutet unter anderem:. Legalisierung des Aufenthalts von Mi-
grantlnnen ohne Papiere;. Abschaffung der Abschiebungshaft;. Sicherstellung der Rechte von Mi-
grantlnnen unabhängig von ihrem Au-
fenthaltsstatus;. Regelungen für Hilfsorganisationen und
engagierte Personen, an die sich „Illega-
lisierte“ mit der Bitte um Hilfe wenden.

Aufenthaltsrecht entrümpeln
Das verwirrende und von bürokrati-

scher Willkür geprägte Aufenthaltsrecht will
die PDS entrümpeln. Insgesamt soll es nur

noch drei Formen einer Aufenthaltsgeneh-
migung geben:. die befristete Aufenthaltsgenehmigung

unter anderem für Asylsuchende wäh-
rend ihres Anerkennungsverfahrens, für
Migrantlnnen auf Arbeitssuche und für
Studierende;. die unbefristete Aufenthaltsgenehmi-
gung, die unter anderem anerkannten
Flüchtlingen, nachgezogenen Familien-
angehörigen sowie Migrantlnnen mit ei-
nem Arbeitsplatz erteilt werden soll;. die Niederlassungsberechtigung, die
Menschen nach drei Jahren rechtmäßi-
gen Aufenthalts erhalten sollen und mit
der sie rechtlich weitgehend deutschen
Staatsangehörigen gleichgestellt wer-
den sollen.

Integration durch Gleichberechtigung
Integration bedeutet nicht Anpas-

sung und Assimilation, sondern einen Pro-
zess, der von beiden Seiten aus zu leisten
ist, von der Aufnahmegesellschaft genauso
wie von den Einwandernden. Zum Erfolg
führt er nur, wenn er auf gegenseitigem
Respekt fußt, auf der Anerkennung des an-
deren als gleichwertig und gleichberechtigt.
Grundlage ist ein demokratisches Staats-
verständnis von allen Bewohnerlnnen die-
ses Landes als Bürgerlnnen mit gleichen
Rechten.

Dazu brauchen wir ein weiter moder-
nisiertes Staatsangehörigkeitsrecht, das
die Einbürgerung wesentlich erleichtert und
Doppelstaatsangehörigkeiten  zulässt. Wir
brauchen wirksame Antidiskriminierungsre-
gelungen, die alle Bürgerlnnen gegen Be-
nachteiligungen schützen.

Den Einwandernden muss der Weg
zu voller gesellschaftlicher Teilhabe geöff-
net werden. Dazu gehören Möglichkeiten,
die deutsche Sprache zu erlernen, der Zu-
gang  zum  Arbeitsmarkt und zu den Bil-
dungseinrichtungen nicht als Zwang, son-
dern als Chance.

Die Debatte geht weiter

Für diese Ideen wird die PDS weiter
werben und streiten. Dabei ist sie auf die
kritische Unterstützung der MigrantInnen,
der BürgerInnen und der engagierten Orga-
nisationen dringend angewiesen.

Arne Seeliger ist Mitglied des Landesvor-
standes der SPD Schleswig-Holstein und
kandidiert auf Platz 1 der Landesliste für
den Bundestag.

______________ Bundestagswahl ______________17

August 2002 www.frsh.de Der Schlepper Nr. 19



SSW zur Bundestagswahl

Silke Hinrichsen

Der SSW nimmt nicht an der Bun-
destagswahl 2002 teil. Trotzdem nehmen
wir natürlich gern die Gelegenheit wahr,
unsere Positionen in der Migrationspoli-
tik darzustellen.

Bei der Ausländerpolitik scheint es
in Europa gegenwärtig darum zu gehen, die
perfidesten Maßnahmen zur Abschreckung
von Flüchtlingen zu erfinden damit sie ja
beim Nachbarn klingeln und nicht bei uns
vor der Tür stehen. Kaum jemand spricht
mehr davon, dass es um Hilfestellung für
Menschen auf der Flucht geht, so wie Deut-
sche auch mal auf der Flucht vor den Nazis
waren.

Wir meinen aber weiterhin: Das
Grundrecht auf Asyl muss vollkommen wie-
derhergestellt  werden.  Wir  fordern, dass
der Art. 16 GG in der Fassung vor dem 1.
Juli 1993 wieder eingeführt wird. Wir lehnen
jede weitere Demontage des Grundrechts
auf Asyl ab.

Die Migrationspolitik steht immer im
Spannungsfeld zwischen formellen Regeln,

die Menschen in Schubladen stecken, und
der Einzigartigkeit des individuellen Schick-
sals. Gerade weil das Recht hier gegenüber
dem einzelnen Menschen besonders unge-
recht sein kann, brauchen wir eine großzü-
gige Rechtsgrundlage und einen deutlichen
Spielraum bei der Umsetzung der Regeln.

Wir brauchen insbesondere eine
bessere asylrechtliche Regelung von Här-
tefällen auf Bundesebene. Außerdem brau-
chen wir großzügige Härtefall- und Altfallre-
gelungen für Bürgerkriegsflüchtlinge, die
diesen ein unbefristetes Aufenthaltsrecht
ermöglichen. Dies gilt nicht zuletzt für be-
sonders gefährdete Minderheiten aus Kri-
sengebieten mit ethnischen Konflikten.

Zudem muss die diskriminierende
Behandlung von Asylbewerbern und
Flüchtlingen beendet werden. Sie müssen
endlich die Möglichkeit bekommen, ihren
Lebensunterhalt selbst zu verdienen. In den
letzten Jahren sind soziale und gesundheit-
liche Hilfen zunehmend abgebaut und Lei-
stungen auf die bevormundende Zuteilung

von Sachleistungen
umgestellt worden.
Wir fordern die er-
satzlose Streichung
des diskriminieren-
den Asylbewerberlei-
stungsgesetzes.
Dort, wo der SSW in
den Kreistagen ver-
treten ist, haben wir
uns für die grundsätz-
liche Wiedereinfüh-
rung von Geldleistun-
gen für den Lebens-
unterhalt eingesetz.

Mit dem neu-
en Zuwanderungsge-
setz werden einige
vernünftig funktionie-
renden Asylbestim-
mungen gestrichen
oder so verändert
werden, dass sie es
Flüchtlingen er-
schweren, Asyl zu be-
kommen. Besonders
absurd ist es, dass
diese Änderungen als
ein Entgegenkom-
men an die CDU/CSU
gedacht waren, die
trotzdem aus partei-
taktischen Gründen
ihre Unterstützung
verweigert haben.
Der SSW hat trotz-
dem das Zuwande-

rungsgesetz begrüßt nicht weil wir damit
besonders zufrieden sind, aber alles ist bes-
ser als kein Gesetz.

Seitdem die deutsche Wirtschaft
nach Arbeitskraft aus dem Ausland lechzt,
ist die Notwendigkeit der Immigration end-
lich Konsens. Allerdings ist die Debatte auf
arbeitsmarktpolitische Gesichtspunkte und
auf hoch spezialisierte Kräfte verkürzt wor-
den. Deshalb haben wir uns im Landtag mit
Erfolg dafür stark gemacht, auch andere
Aspekte der Zuwanderung zu berücksichti-
gen.

Das bedeutet aber nicht, dass man
jetzt das Recht auf Asyl und die allgemeine
Zuwanderung in einen großen Topf wirft,
umrührt und dann ist das Migrationspolitik.
Asyl und Arbeitsmigration dürfen nicht mit-
einander verquickt werden: Das Recht auf
Asyl darf nicht kontingentiert und die Men-
schen im Asylverfahren nicht bei irgendwel-
chen Quoten gegen gerechnet werden. Das
Asylrecht ist ein Individualrecht, das jedem
verfolgten Menschen offen stehen muss
auch bei nichtstaatlicher Verfolgung.

Voraussetzung für eine erfolgreiche
Zuwanderung ist, dass diese Menschen in
unserer Gesellschaft aufgenommen und in-
tegriert werden. Bisher haben wir es nicht
einmal geschafft, genügend zur Integration
der in den letzten Jahrzehnten eingewan-
derten Menschen zu tun. Das liegt zuerst
daran, dass die deutsche Gesellschaft und
Politik wenig Anstrengungen unternommen
hat, um diesen Menschen eine vernünftige
Perspektive im Land zu geben. Vor allem
die Kinder aus Migrantenfamilien haben we-
nig Bildungs- und Lebenschancen. Wir
müssen endlich die sozialen und kulturellen
Barrieren überwinden, vor denen viele der
hier lebenden Einwanderer bereits kapitu-
liert haben. Diese Einsicht ist ja auch in den
großen Parteien gewachsen. Allerdings
muss hier noch wesentlich mehr investiert
werden, wenn das Ziel Chancengleichheit
ist.

Ein anderes Problem der Integration
ist die so genannte „illegale Migration“, die
in diesem Sommer durch die Beschlüsse
des EU-Gipfels von Sevilla wieder in den
Mittelpunkt gerückt ist. In der Tat kommt hier
ein gewaltiges Problem auf uns zu, wenn die
Prognosen der MigrationsforscherInnen
auch nur annähernd zutreffen.

Wir sehen hier das Bedürfnis regu-
lierend einzugreifen, denn eine wachsende
Zahl von Menschen, die im Untergrund le-
ben, können wir nicht tolerieren. Wer im
Verborgenen leben muss, kann nicht inte-
griert werden. Die »sans papiers« und ihre
Familien sind zu einem Leben am Rande
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der Gesellschaft und ohne die geringsten
Aussichten auf Bildung und Chancengleich-
heit verdammt. Das bringt Spannungen, die
unsere Gesellschaft kaum auf Dauer aus-
gleichen kann.

Allerdings und das unterscheidet
uns dann von den Herren in Sevilla meinen
wir nicht, dass dieses Problem mit Mitteln
der polizeilichen Kontrolle und Repression
gelöst werden kann. Wir können die Errich-
tung einer Wohlstandfestung mit Zäunen
und einer EU-Grenztruppe nicht akzeptie-
ren.

Die Lösung kann nur in einer huma-
nen Einwanderungspolitik und einer nach-
haltigen Entwicklungspolitik liegt. Wer gi-
gantische Migrationswellen verhindern oder
zumindest abfedern will, muss sich für or-
dentliche Lebensverhältnisse in allen Ecken
der Welt einsetzen. Wer verhindern will,
dass die Verlierer der Globalisierung bei
uns vor der Tür stehen, muss dafür sorgen,
dass sie ein ordentliches Zuhause haben.
Es muss deshalb gerade wesentlich mehr
in die Entwicklungshilfe investiert werden.

Als Minderheitenpartei richtet der
SSW natürlich ein besonderes Augemerk
auf die Situation von Minderheiten in aller

Welt. Wir sind überzeugt, dass Minderhei-
tenpolitik der Schlüssel zur Befriedung von
vielen Konflikten ist. Die Minderheitenpolitik
von heute ist die Friedenspolitik von mor-
gen. Deshalb müssen alle Menschen die
Möglichkeit bekommen, sich in ihrer Heimat
frei zu entfalten politisch, sozial, kulturell
und materiell.

Dazu bedarf es allerdings verstärk-
ter politischer Anstrengungen auf internatio-
naler Ebene. Die EU ist hier nur in begrenz-
tem Umfang das richtige Forum, weil sie
ihre ganz eigenen Interessen vertritt. Kon-
fliktvorbeugende Institutionen wie die UNO,
die OSZE und der Europarat müssen wie-
der gestärkt werden, um die Friedensbemü-
hungen für die verschiedensten Krisenre-
gionen im Konsens voranzutreiben.

Im Moment steht wieder einmal zu
befürchten, dass die Migration zum partei-
politischen Spielball in der heißen Phase
des Wahlkampfes wird. Stoiber hat zwar
angekündigt, sie nicht zu instrumentalisie-
ren. Aber alle bisherigen Erfahrungen zei-
gen, dass Politiker im Wahlkampf wenig
Skrupel haben, das Thema zu besetzen.
Bringen wird es wenig, schaden wird es
unendlich viel.

Nach der Folketing-Wahl in Däne-
mark hat der SSW im Landtag die großen
Parteien davor gewarnt, hierzulande die
dortigen Fehler zu wiederholen. Wenn wir
etwas aus der dänischen Wahl lernen kön-
nen, dann ist es: Durch law and order oder
„Populismus light“ kann man keinen Blu-
mentopf oder gar eine Wahl gewinnen.

Wer meint, rechtspopulistischer
Stimmungsmache hinterherlaufen zu müs-
sen um die eigenen Wähler zu halten, gräbt
sein eigenes Grab. Das Anbiedern vieler
dänischer Parteien (darunter auch die Sozi-
aldemokratie) an ausländerfeindliches Ge-
dankengut und das Reden von unumgäng-
lichen Verschärfungen des Ausländer-
rechts haben zwar dazu beigetragen, dass
die Bevölkerung das Thema ganz oben auf
der Prioritätenliste ansiedelte. Das Ergeb-
nis war aber, dass viele lieber gleich das
rechtspopulistische Original wählten.

Silke Hinrichsen, MdL, ist migrationspoliti-
sche Sprecherin des SSW im Landtag
Schleswig-Holstein.

Das Plakat „Flüchtlinge haben keine Wahl“ kann in den For-
maten DIN A 1, 2 oder 3 beim Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein angefordert werden:
T. 0431-735 000, office@frsh.de

Mehr Informationen zu den geplanten Veranstaltungen und
beziehbare Materialien erhalten Sie auf der website des
Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein e.V.: www.frsh.de
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„Inhaftnahme zur Abschiebung

rechtswidrig und vermeidbar?“

Donnerstag, 12. September,
19°° Uhr

Das Bundesverfassungsgericht hat ent-
schieden. Selbst Freiheitsentziehungen zur
Vorbereitung der Abschiebungshaft sind
ohne richterliche Anordnung rechtswidrig.
Vortrag und Diskussion zu rechtlichen Vor-
aussetzungen und Spielräumen mit Ziel der
Verhinderung von Abschiebungshaft.

Referent: Rechtsanwalt Thomas Jung,
Kiel.

Ort: St. Anschar Kirchengemeinde, Am
alten Kirchhof 4, Neumünster

Veranstalter: Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein e.V. und Diakonisches Werk
Schleswig-Holstein

Information: Flüchtlingsrat SH,
T. 0431-735 000

Labyrinth Europa

Die Ausstellung „Clandistino illegal -
Labyrint Europa“, eine begehbare Hör-
spiel-Collage in einem Truck, ist in den Wo-
chen vor der Bundestagswahl in Lübeck
und Bad Segeberg unterwegs. Die Besu-
cherInnen erleben Situationen im offenen
Boot, am Strand, ohne Papiere in fremdem
Land,. bei illegaler Arbeit und bei rassisti-
schen Angriffen nach. Das Ausstellungs-
projekt wendet sich besonders an Jugend-
liche und Schulen.

20. bis 30. August Bad Sege-
berg & 31. August bis 20. September
2002 Lübeck:

Mehr Informationen zu Orten, Anmeldun-
gen zu Ausstellungsführungen und weite-
ren Terminen beim: Bündnis Entwicklungs-

politischer Initiativen, T. 0431-6614532
oder unter: www.frsh.de/termine.html

„Rechts runter – in Europa?

Rechtspopulistische Migrationspolitik

Gefahren, Erfahrungen und Perspektiven

Dienstag 17. September 2002,
19.30 Uhr

ReferentInnen: VertreterInnen von Mi-
grantInnen und Flüchtlingsorganisationen
aus Italien, Dänemark und Hamburg.

Moderation: Frank Politz, Deutschlandra-
dio

Ort. Landeshaus, Düsternbrooker
Weg 70, Kiel

Veranstalter: Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein e.V., Landesbeauftragter für
Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfra-
gen Schleswig-Holstein, Diakonische Werk
Schleswig-Holstein, Heinrich-Böll-Stiftung
Schleswig-Holstein, Diakonisches Werk KK
Niendorf, ZBBS e.V.

Information: Flüchtlingsrat SH,
T. 0431-735 000

„Argumentationstraining gegen

Stammtischparolen“

Freitag, 20. September 2002,
9.30 bis 16 Uhr

Ein Training für Zivilcourage und gegen
die Alltagspropagandisten die an der La-
denkasse, beim Familienfest, im Betrieb
oder in der Bahn allzu gern und mitunter

lautstark einfachsten Lösungen das Wort
reden.

ReferentIn: Regina Hunke, Landesinsti-
tut für Qualifizierung NRW

Ort: Diakonisches Werk, Martinshaus,
Kanalufer 48, Rendsburg

Veranstalter: Flüchtlingsrat SH e.V.,
Diakonisches Werk, Heinrich-Böll-Stiftung,
Landesverband der Volkshochschulen
Schleswig-Holstein.

Information und Anmeldung: Diakoni-
sches Werk SH, T. 04331-593189

Parteien zur Wahl

Podiumsdiskussion zu Migration und

Wahlrecht

Am 22. September sind Bundestagswah-
len. In der Bundesrepublik Deutschland gilt
das allgemeine, gleiche und geheime Wahl-
recht. Alle Bürgerinnen und Bürger, die das
18. Lebensjahr vollendet haben, dürfen ihre
Stimme abgeben.

Alle? Nein, in unserem Land leben unge-
fähr viereinhalb Millionen von Menschen,
die von diesen Wahlen ausgeschlossen
werden. Der Grund: Sie haben keinen deut-
schen Pass. Viele von ihnen sind hier gebo-
ren, die meisten sind seit mehr als 15 Jahren
hier. Sie arbeiten hier, zahlen Steuern und
Sozialabgaben, unterliegen allen Gesetzen
dieses Landes.

Was wollen die Parteien ändern? Das ist
Thema einer Podiumsdiskussion, die am

10. September um 18.30 Uhr
in Kiel, Rathaus, Ratssaal

stattfindet. VeranstalterInnen sind das
Forum für MigrantInnen,  das  Referat für
AusländerInnen und der Runde Tisch ge-
gen Rassismus und Faschismus.

Flüchtlinge haben keine Wahl!
Flüchtlings- und migrationspolitische Veranstaltungen

zur Bundestagswahl 2002
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.Wo ist die Grenze zwischen euro-
päischem Rechtspopulismus und der
rot-grünen Bundesregierung Deutsch-
lands? In der Ausländer-Raus-Politik
fällt es schwer, Unterschiede zu finden.
Immer besser sichtbar wird dagegen die
Grenze zwischen der EU und dem Rest
der Welt. Nach den Beschlüssen unter
anderem des Europäischen Rates von
Sevilla soll eine immer härtere Abschot-
tung erfolgen.

Der deutsche Bundeskanzler Ger-
hard Schröder unterstützte die Idee seines
spanischen Kollegen Aznar, Staaten zu
sanktionieren, die sich bei der Bekämpfung
von flüchtenden Menschen nicht kooperativ
verhalten. Die Gruppe der Abschottungs-
Hardliner besteht neben Spanien aus den
herkömmlich-rechtspopulistischen Regie-
rungen von Italien, Dänemark und Öster-
reich sowie den sozialdemokratischen
Rechtspopulisten aus Deutschland und
England. Gegen den Widerstand aus
Schweden, Frankreich, Belgien und Lu-
xemburg (die ihre nationalen Asylgesetze
zum Teil ebenso verschärften) konnten die-
se sich aber nicht auf ganzer Linie durchset-
zen. Sanktionen sind nur vage als letzte in
Frage kommende Möglichkeit genannt, de-
ren Vollzug in jedem Fall alle EU-Staaten
zustimmen müssen. Frankreichs konserva-
tiver Innenminister Nicolas Sarkozy will kei-
ne negative Haltung gegenüber den Her-
kunftsstaaten einnehmen. „Man kann nicht
die Botschaft verbreiten, dass die reichen
Länder die Armen bestrafen“, nahm er zu
den Sanktionsplänen der deutschen Bun-
desregierung Stellung. Menschenfreund-
lichkeit kann man den SanktionsgegnerIn-
nen allerdings auch nicht bestätigen. De-
facto sind Zuckerbrot und Peitsche beide
gleich wirkungsvoll, es ist lediglich etwas
stilvoller, andere Staaten nicht „bestrafen“
zu wollen.

Beschlossen worden ist eine in Di-
plomatenkreisen durchaus verständliche
Botschaft. „Der Europäische Rat ist der An-
sicht, dass die Beziehungen zu den Drittlän-

dern, die nicht zur Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung der illegalen Einwanderung
bereit sind, systematisch evaluiert werden
müssen. Dieser Evaluierung wird im Rah-
men der Beziehungen der Europäischen
Union und ihrer Mitgliedsstaaten zu den
betreffenden Ländern in allen einschlägigen
Bereichen Rechnung getragen. Eine unzu-
reichende Zusammenarbeit seitens eines
Landes könnte der Intensivierung der Be-
ziehungen zwischen dem betreffenden
Land und der Union abträglich sein.“

Gerhard Schröder ist das nicht ge-
nug. Er kommentiert das Rats-Ergebnis im
offensichtlichen Einverständnis des grünen
Koalitionspartners: „Ich hätte mir mehr ge-
wünscht, was Sanktionen angeht.“ Bis Ende
2002 sollen die europäischen Grenztruppen
gemeinsame Aktionen an den Außengren-
zen gegen Illegale und FluchthelferInnen
starten; die für Einwanderungsfragen zu-
ständigen Beamten sollen in der gleichen
Zeit ein Informationsnetz knüpfen. Eben-
falls noch in diesem Jahr soll die Dubliner
Konvention über die Entgegennahme des
Asylantrages (d.h. nur im ersten EU-An-
kunftsstaat kann ein Asylantrag gestellt
werden) als EU-Verordnung gebilligt und
damit  zum verbindlichen Gemeinschafts-
recht erklärt werden. Noch ein halbes Jahr
bleibt dann Zeit für die Idee einer besseren
Beamtenausbildung und die Anfertigung ei-
ner Studie über eine „gerechte Lastenver-
teilung“ bei den Aufwendungen für die
Grenzabschottung. Gemeinsame Stand-
ards für Asylverfahren sollen bis Ende 2003
in Kraft gesetzt werden.

In den einzelnen Mitgliedsstaaten
werden unterdessen die Einwanderungs-
gesetze gleichzeitig weiter ökonomisiert
und verschärft. In Deutschland helfen Be-
schlüsse des grünen Parteirates wie „uns
geht es darum, Verschlechterungen gegen-
über dem bestehenden Ausländerrecht zu
vermeiden“ nicht wirklich gegen Ver-
schlechterungen durch die selbst gestellte
Bundesregierung. Mit der Green-Card hat
Rot-Grün erreicht, dass MigrantInnen in
Deutschland immer stärker unter dem
Aspekt der Verwertbarkeit ihres Humanka-
pitals beurteilt werden. Zusätzlich zum völ-
kischen deutschen Rassismus wird damit
der sozioökonomische legal verankert.

Mit dem  neuen Zuwanderungsge-
setz wird der Aufenthaltsstatus »Duldung«
komplett gestrichen, stattdessen erhalten
Kriegsflüchtlinge nur eine »Bescheini-
gung«. Über sie wurde ein totales Arbeits-
verbot verhängt, und sie können leichter
abgeschoben werden. Unter das rassisti-
sche Asylbewerberleistungsgesetz (ge-
kürzte Sozialhilfe, Gutscheine und Lebens-
mittelpakete statt Geld, Sammellager) fallen
nun   alle Kriegsflüchtlinge, humanitären
Flüchtlinge und Flüchtlinge mit Bleiberecht
auf Grund der Altfallregelung. Die Strafen
bei Zuwiderhandlungen gegen die Resi-
denzpflicht   (Verbot, den   zugewiesenen
Landkreis zu verlassen) wurden drastisch
verschärft. In Flüchtlingsberatungskreisen
wird die Gesamtheit der Verschlechterun-
gen  durch das Zuwanderungsgesetz  mit
den Auswirkungen des sogenannten Asyl-
kompromisses von 1993 verglichen.

In Dänemark, wo die Regierung von
der parlamentarischen Unterstützung der
ausländerfeindlichen dänischen Volkspar-
tei abhängig ist, wurde  ein mehrstufiger
Plan verabschiedet, nach dem eine unbefri-
stete Aufenthaltsgenehmigung erst nach
sieben statt bisher drei Jahren vergeben
wird. Während dieses Zeitraums werden
keine Sozialleistungen mehr gezahlt. Arran-
gierte Hochzeiten sollen verhindert werden,
wobei alle Hochzeiten zwischen DänInnen
und Nicht-EU-AusländerInnen erstmal als
arrangiert angesehen werden. Die gesamte
Flüchtlingsdefinition wurde beschnitten.

Italien hat im April ein Gesetz zur
Intensivierung von Abschiebungen ge-
schaffen. Wessen Asylantrag abgelehnt
wurde, sollte ab diesem Moment illegal und
ausreisepflichtig sein, ohne irgendeinen
Rechtsweg ausschöpfen zu können.

Großbritannien will ebenfalls Ab-
schiebungen ausdehnen. In einem Be-
schluss des Parlaments wurde der Regie-
rung erlaubt, Kinder von  Asylsuchenden
von anderen Schulkindern zu trennen.

In Österreich hat die rechtspopulisti-
sche Regierung schon im letzten Jahr ein
Fingerabdrucksystem für Asylbewerber
eingeführt. Jetzt plant Innenminister Ernst
Strasser (ÖVP), über alle Asylanträge in
zwei großen Asyl-Centern innerhalb von 72
Stunden entscheiden zu lassen.

Ilka Schröder ist Abgeordnete im Europäi-
schen Parlament und Mitglied der Fraktion
„Konföderation der Vereinigten Europäi-
schen Linken/Nordische Grüne Linke“.

Abschottung an den

EU-AußengrenzenIlka Schröder
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Mit ihrer weiter verschärften Immi-
grationspolitik belohnt die Europäische Uni-
on (»Union der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts«) diejenigen Staaten, die ihre
Staatsangehörigen einsperren. Reisefrei-
heit ist nicht Voraussetzung für gute Bezie-
hungen, sondern Hindernis. Ein Staat wie
die DDR, die mit Mauer, Stacheldrahtzaun
und Minen ihre Grenzen gegen Ausreisewil-
lige sicherte, wäre also der ideale EU-Bei-
trittskandidat. Gäbe es die DDR heute noch,
würde sie wahrscheinlich mit zusätzlicher
Entwicklungshilfe und Freihandelsabkom-
men für den Schießbefehl belohnt.

Die Flucht aus der DDR in die BRD
war seinerzeit ebenfalls illegal. Statt Grenz-
abschottung und Verfolgung der Schleuse-
rInnen wurden die oft als Wirtschaftsflücht-
linge anzusehenden Menschen aber erfreu-
licherweise mit Begrüßungsgeld und ande-
ren Hilfen empfangen. Ihre ökonomische
Situation im Herkunftsland war damals nicht
annähernd so dramatisch wie die der heuti-
gen Flüchtlinge, doch weil sie deutsches
Blut in den Adern hatten und aus einem
realsozialistischen Staat geflohen waren,
konnten sie sich auf die warmherzige Auf-
nahme in der BRD verlassen. SchleuserIn-
nen wurden damals FluchthelferInnen ge-
nannt, sie konnten erfolgreich vor westdeut-
schen Gerichten den vereinbarten Schleu-
serInnenlohn einklagen. Die DDR-Mauer-
schützen wurden nach dem Beitritt zur BRD
ebenso selbstverständlich vor Gericht ge-
stellt wie brandenburgische Taxifahrer, die
in den 90er Jahren ausländisch aussehen-
de Menschen ohne Kontrolle der Aufent-
haltsberechtigung innerhalb Brandenburgs
transportieren. Wenn flüchtende Menschen
aber aus Angst vor BRD-Grenzsoldaten in
Oder und Neiße ertrinken oder auf einer
Verfolgungsjagd beim Zusammenstoß mit
einem Baum getötet werden, kommen die
GrenzschützerInnen ungeschoren davon.

Als Konsequenz aus den Erfahrun-
gen mit der Flucht aus der DDR sollten
diejenigen Drittstaaten, die ihren Staatsan-
gehörigen eine selbstbestimmte Lebensge-
staltung mit dem Recht auf freie Bewegung
weltweit ermöglichen, gefördert werden
statt sanktioniert. Die finanzielle Unterstüt-
zung der SchleuserInnen aus EU-Mitteln
könnte den Gedanken eines »Raums der
Freiheit« glaubhafter vermitteln als die Ab-
schottung der Union. Neben der Möglichkeit
für jede und jeden, dort zu leben, wo er oder
sie will (was sich Deutsche, die sich in der
Toskana oder auf Mallorca niederlassen,
selbst genehmigen) hätte eine Förderung
von SchleuserInnenbanden und Schleuser-
staaten noch den weiteren Vorteil, dass das
Asylrecht in der EU wieder in Anspruch
genommen werden könnte.

Sogar in einer vom Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Nationen (UNHCR) in
Auftrag gegebenen Studie wurde festge-
stellt, dass dies im Moment auf legale Wei-
se kaum möglich ist. Der britische Sozial-
wissenschaftler John Morrison kommt dort
zu dem Ergebnis, „dass in der Praxis die auf

Grenzbefestigung und den Kampf gegen
Menschenschmuggel zielende Politik in Eu-
ropa das Asylgrundrecht in einem Ausmaß
unterhöhlt hat, das es nicht mehr als be-
rechtigt erscheinen lässt, von einem Fortbe-
stand dieses Grundprinzips der Menschen-
rechte auszugehen“. Die UNHCR-Studie
wurde bereits vor zwei Jahren vorgelegt,
heute ist die Situation für Einreisewillige
noch dramatischer. Ohne SchleuserInnen
ist ein Einreiseversuch in die EU wenig aus-
sichtsreich. Die FluchthelferInnen müssen
wegen der erhöhten Abschottungsmaßnah-
men ihre Preise erhöhen und den Reise-
komfort reduzieren oder sie können ihre
bisherigen Gewinne nicht mehr realisieren.

Abscheulich ist neben den wachsen-
den Problemen für MigrantInnen an den
Grenzen auch die von der europäischen
Sozialdemokratie vorangetriebene rassisti-
sche Stimmungsmache. Bereits vor den gu-
ten Wahlergebnissen von Rechtsextremen
in mehreren EU-Staaten definierten die So-
zialdemokraten im finnischen Tampere die
EU-Einwanderungspolitik als vorrangig zu
bearbeitendes Problemfeld. Die auf auslän-
derfeindlichen Kampagnen der politischen
Mitte stets folgenden rechten Wahlerfolge
werden nun als Grund für noch mehr sozi-
aldemokratische Abschottungspolitik und
Überfremdungsrhetorik angesehen. In ei-
ner Aufwärtsspirale werden darauf sicher-
lich noch mehr Prozente für Rechtspopuli-
stInnen folgen. Dass dieses für die Migran-

tInnen in Deutschland ein besonderes Pro-
blem darstellt, kann allerdings nicht ange-
nommen werden, da ja auch die neue deut-
sche rot-grüne Mitte bereits rechtspopulisti-
sche Migrationspolitik betreibt. MigrantIn-
nen erleiden durch die Stimmungsmache
aber die abgestuften Reaktionen der soge-
nannten Zivilgesellschaft, deren Bandbreite
von der einfachen Ausgrenzung und Diskri-
minierung bis hin zu tödlichen Anschlägen
reicht.

Selbst in den Maßstäben der deut-
schen Bundesregierung (Ausländer, deren
Humankapital nicht gebraucht wird, raus)
gäbe es andere Möglichkeiten, den Rechts-
populisten Wind aus den Segeln zu neh-
men: Von den innerhalb der EU lebenden
Menschen kommen nur 3,4 Prozent aus
Nicht-EU-Staaten. Die Zahl der in Deutsch-
land genehmigten Asylanträge fiel von
438.000 im Jahr 1992 auf nur noch 78.500
im Jahr 2000. Wenn solche Tatsachen wei-
terhin verschwiegen werden, aber vor
Flüchtlingsmassen gewarnt wird, dann liegt
der Verdacht nahe, dass Rot-Grün nicht nur
aus falscher Hoffnung auf Wählerstimmen
vom rechten Rand, sondern aus eigener
Überzeugung heraus einen ausländerfeind-
lichen Wahlkampf macht.

Zum WWWeiterlesen:
http://www.ilka.org

PRO ASYL-Jahrestagung: „Der lange Weg zu einem Europäischen Asylrecht“
vom 13. bis 15. September 2002 in der Ev. Akademie Bad Boll
In zwei Jahren soll die Asylpolitik innerhalb der  Europäischen Union  gemeinschaftlich  geregelt sein. Von
einer Harmonisierung des Asylrechts in „Europa“ wird im politischen Bereich schon seit Jahren gesprochen.
Welche Rolle spielt dabei die Zivilgesellschaft? Was kommt nun auf uns und vor allem auf künftige
asylsuchende Flüchtlinge in der EU zu? Wie wird der Flüchtlingsbegriff gemeinsam definiert? Welche
Mindeststandards sind im Asylverfahren zu erwarten? Ist der Flüchtlingsschutz in Gefahr? Wie wird sich
die geplante Osterweiterung der EU auswirken?
P R O G R A M M:
Freitag, 13. September 2002
Ein Jahr nach dem 11.  September: Zur Lage der  Grund- und Menschenrechte in Europa, Herbert
Leuninger,
Samstag, 14. September 2002
Zwischenbilanz: Die  Union  auf  dem Weg zu einem gemeinsamen  Asylrecht
mit VertreterInnen von UNHCR, European Council on Refugees and Exiles (ECRE), Danish Center for
Human Rights, Justizministerium Niederlande, Moderation: Günter Burkhardt, PRO ASYL
Arbeitsgruppen:
1. Stand  der Vergemeinschaftung: ein erster Überblick, Jürgen Blechinger,
2. GFK und Ergänzender Schutz: Fundament der Vergemeinschaftung, Wolfgang Grenz, Carina van
Eck,
3. Regionalisierung der Flüchtlings- aufnahme, gefahrenfreie Wege in ein europäisches Asylverfah -
ren, Willi  Buchhorn, Gregor Noll,
4. Europäische Asylpolitik am Beispiel des Transit-/Herkunfts- und Beitrittslands Türkei (engl.),
Claudia Gayer, Thomas Uwer,
5. Illegalisierung, Bleiberechts- Regelungen in der EU, Nele Verbruggen, Vera Kohlmeyer-Kaiser
6. Schengen integriert in die EU: Grenzenlose Polizeikooperation? Mark Holzberger, Sofia de Sousa,
7. Kooperation mit den Beitrittsländern: Tschechische Republik, Ungarn, Polen (engl.), Dominique
John,  Anny Knapp, Martin  Rozumik,
8. Kooperation Deutschland/Frankreich/Schweiz, Alberto Ackermann, Patrick Delouvin, Thomas Der-
mann, Mehrnousch Zaeri-Esfahani,
Sonntag, 15. September 2002
Podiumsdiskussion: Deutsches Asylrecht und europäische Anforderungen: Vom   Bremser zum
Motor eines gemeinsamen europäischen Asylrechts?: Theresia Bauer, MdL, Bündnis  90/Die  Grünen;
Frieder  Birzele, MdL,  SPD; Ulla  Jelpke, MdB, PDS; Dr.  Heiner  Geißler, MdB, CDU (angefragt); Dr. Max
Stadler, MdB, FDP (angefragt);
12:45 Mittagessen Ende der  Tagung
Mehr Information und Anmeldung: magdalena.hummel@ev-akademie-boll.de, T. 07164/79210, Internet:
www.proasyl.de/proasyl/tagung/boll02/tagung0.htm
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Der lange Weg zu einem gemeinsa-
men europäischen Asylrecht: Aus Rechts-
ansprüchen wurden im Laufe der Verhand-
lungen im EU-Rat dutzende von Kannbe-
stimmungen. Der Harmonisierungsgrad im
Asylrecht bewegt sich nur knapp über null.

Einen Tag nach dem Internationalen
Flüchtlingstag am 20. Juni trafen sich die
Staats- und Regierungschefs der Europäi-
schen Union in Sevilla. Für den Flüchtlings-
schutz in Europa standen bereits im Vorfeld
die Zeichen auf Sturm. Unter der spani-
schen Präsidentschaft wurde die Migrati-
ons- und Asylpolitik zum Schwerpunktthe-
ma dieses Gipfels erkoren. Die Mehrheit der
EU-Staaten versteht darunter in erster Linie
die Bekämpfung der “illegalen Einwande-
rung”.

Es geht um mehr Abschottung und
effizientere Abschiebung. Dass diese Maß-
nahmen den Zugang von Schutzsuchenden
zum Territorium der EU-Mitgliedsstaaten
erschweren oder unmöglich machen, wird
nicht nur in Kauf genommen, sondern im-
mer mehr Programm. Kanzler Schröder ge-
hörte mit seiner Forderung nach Sanktionen
gegenüber Transit- und Herkunftsländern
zum Kreis der europäischen Hardliner.
Auch wenn sich diese Forderung nicht
durchsetzte, geht es im Kern um die weitere
Auslagerung des Flüchtlingsschutzes. Die
EU-Staaten beziehen dabei auch zuneh-
mend Verfolgerstaaten wie die Türkei in das
Konzept der vorverlagerten Abwehr von
Fluchtbewegungen ein.

Die EU-Staaten einigten sich auf re-
striktive Maßnahmen, aber ein gemeinsa-
mes europäisches Asylrecht ist weiterhin
nicht in Sicht. Zwar arbeitete die europäi-
sche Kommission zügig das migrations-
und asylpolitische Programm von Amster-
dam ab und legte zwischen Dezember 1999
und September 2001 Richtlinienvorschläge
zu allen asylrechtlich relevanten Aspekten
vor: Asylverfahren, soziale Aufnahmebe-
dingungen, Flüchtlingsbegriff und ergän-
zende Schutzformen. Die Kommission un-
ter Antonio Vitorino strebt einen Standard
für ein gemeinsames europäisches Asylsy-

stem an, der mehr ist als der kleinste ge-
meinsame Nenner der existierenden Asyl-
praktiken. Alle Brüsseler Initiativen zeich-
nen sich durch hohe Schutzstandards bei
minderjährigen Flüchtlingskindern, bei trau-
matisierten Flüchtlingen und Vergewalti-
gungsopfern aus. Ihre Durchsetzung in der
EU würde zumindest einen partiellen Bruch
mit der restriktiven Asylpolitik der 90er-Jah-
re bedeuten.

Bis heute jedoch wurde lediglich
eine einzige asylrechtliche Richtlinie im Rat
beschlossen: die sozialen Aufnahmebedin-
gungen im Asylverfahren. Angesichts der
sehr verschiedenen Ausgangsvorausset-
zungen in den Mitgliedsstaaten, bei den
Sozialsystemen und der sozialen Ausge-
staltungen des Asylverfahrens formulierte
bereits die Kommission niedrige Mindest-
standards mit vielen Kannbestimmungen.
Als Ausgleich sah die Kommission den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt bereits nach einem
halben Jahr vor. Im Laufe der Verhandlun-
gen in den Ratsarbeitsgruppen hat der
Richtlinienvorschlag mannigfaltige Verwäs-
serungen erfahren. Der Zugang zum Ar-
beitsmarkt bleibt weiterhin völlig im Ermes-
sen der Mitgliedstaaten. Sie bestimmen den
Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme. Wenn die
Entscheidung in der ersten Asylinstanz
nach einem Jahr nicht ergangen ist und der
Asylsuchende diese Verzögerung nicht zu
verantworten hat, sollen die Mitgliedsstaa-
ten den Zugang zum Arbeitsmarkt gewäh-
ren. Die Mitgliedsstaaten dürfen Beschrän-
kungen wie die bundesdeutsche Vorrangig-
keitsprüfung auferlegen. Die Möglichkeit
der Einschränkung oder der völlige Entzug
der Leistungen findet sich weiterhin in der
Richtlinie . Neben der Sanktionierung beim
Verlassen des zugewiesenen Aufenthalts-
ortes, können „Sanktionen für grobe Verstö-
ße gegen die Vorschriften der Unterbrin-
gungsorte und grob gewalttätiges Verhal-
ten" verhängt werden. Den sanktionierten
Asylsuchenden kann alles entzogen wer-
den außer dem „Zugang zur medizinischen
Notversorgung“. Bezogen auf das heftig
umkämpfte Thema Residenzpflicht hat sich
die bundesdeutsche Position durchgesetzt.
Obwohl die Bundesrepublik im Rat völlig
isoliert war, erweist sich die künftige EU-
Richtlinie als kompatibel mit dem alten und
künftigen bundesdeutschen Recht.

Übrig bleibt eine Richtlinie, die alle
strittigen Punkte nicht löst, sondern ins Er-
messen der Mitgliedsstaaten stellt. Jeder
kann weiterhin nach seiner Fasson agieren.
Es zeichnet sich in allen Verhandlungen ab,
dass sich der Harmonisierungsgrad im
Asylrecht in der ersten Vergemeinschaf-
tungsphase bis 2004 nur knapp über null
bewegt.

Bei der Frage des Kindernach-
zugsalters von Migrantenkindern unter-
schreiten z.B. die Bundesrepublik und
Österreich den europäischen Standard.
Dieser liegt bei 18 und wurde auch von der
Europäischen Kommission aufgegriffen. Ihr
sehr umfassender und zukunftsweisender
Richtlinienvorschlag zur Familienzusam-
menführung wurde Stück für Stück in mehr-
jährigen Verhandlungen unter maßgebli-
cher Beteiligung Deutschlands und Öster-
reichs zerpflückt. Aus Rechtsansprüchen
wurden im Laufe der Verhandlungen im Rat
dutzende von Kannbestimmungen. Der
mittlerweile dritte Vorschlag der Kommissi-
on vom Mai 2002 zur Familienzusammen-
führung ist nunmehr mit dem deutschen
Zuwanderungsgesetz kompatibel. Holland
und Spanien wollen jetzt nach bundesdeut-
schen Vorbild das Nachzugsalter ebenfalls
auf 16 Jahre bzw. 12 Jahre absenken.

Ein engagierter asylrechtlicher An-
satz der Kommission ist vorerst gescheitert.
Zurück bleiben eine politisch geschwächte
Kommission und ein weiterhin ausstehen-
des europäisches Asylrecht.

Der europäische Flickenteppich im
Asylrecht existiert weiter und bietet viele
Möglichkeiten, in einem ungebremsten
Wettlauf der Schäbigkeiten zwischen den
Nationalstaaten die noch existierenden hö-
heren Standards nach unten anzugleichen.

Andere im Rat angenommene Richt-
linien und Verordnungen besitzen überwie-
gend eine stark repressive Schlagseite. Be-
schlossen wurde die Fingerabdruckdatei
Eurodac, um die Zuständigkeiten bei der
Asylprüfung in Zukunft effizienter zu regeln.
Außerdem einigte man sich auf eine neue
Visa-Verordnung mit nunmehr 130 visum-
pflichtigen Ländern und die EU-weite Sank-
tionierung von Beförderungsunternehmen
sowie auf diverse Maßnahmen zur Schlep-
perbekämpfung.

Flickenteppich Asylrecht:

Der Wettlauf der

Schäbigkeiten geht weiter
Karl Kopp

Karl Kopp ist Europareferent von PRO
ASYL.
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Die Bundesrepublik verhindert oder
verzögert in zentralen institutionellen Fra-
gen die Beseitigung des viel zitierten Demo-
kratiedefizits im Politikfeld Justiz und Inne-
res und ein gemeinsames europäisches
Asylrecht. Die bundesdeutschen Neins hei-
ßen Amsterdam, Nizza und Laeken. Die
Bundesregierung unter Helmut Kohl setzte
bei den Verhandlungen über den Amsterda-
mer Vertrag das alles blockierende Einstim-
migkeitsprinzip und das bloße Anhörungs-
recht des Europäischen Parlamentes maß-
geblich durch. Auf dem Reformgipfel in Niz-

za im Dezember 2000 verhinderte die rot-
grüne Bundesregierung den automatischen
Übergang im Mai 2004 zu Mehrheitsent-
scheidungen, zu realen Mitentscheidungs-
rechten des Europäischen Parlaments im
Asylrecht erneut. In Laeken scheiterten im
Dezember 2001 Versuche auf EU-Ebene,
vorzeitig in diesem Bereich in die Mehr-
heitsentscheidungen überzugehen, am
massiven Widerstand Deutschlands.

Die Terroranschläge in den USA ha-
ben sowohl im EU-Kontext als auch in den
Mitgliedsstaaten zu einem politischen roll

back geführt. Der 11.September hat das
Bedürfnis nach einer beschleunigten Verge-
meinschaftung selbst bei EU-skeptischen
Mitgliedsstaaten bestärkt, allerdings im Sin-
ne verschärfter Maßnahmen der “inneren
Sicherheit”. Ein europäischer Haftbefehl,
eine gemeinsame Definition des Terroris-
musbegriffs und der Rahmen des jeweiligen
Strafmaßes wurden innerhalb von wenigen
Wochen behandelt und beschlossen. For-
ciert werden  weitere  Verschärfungen  bei
den Einreisebestimmungen, Aktionspläne
zur Bekämpfung der illegalen Einwande-
rung, der Aufbau einer europäischen Grenz-
polizei und die Schaffung eines gemeinsa-
men Visa-Identifikationssystems.

Die Wahlerfolge rechtspopulisti-
scher Parteien in den Mitgliedsstaaten und
die Tatsache, dass auch die bürgerlichen
und sozialdemokratischen Regierungen zu-
nehmend deren Inhalte übernehmen, wer-
den den Druck auf das Asylrecht verschär-
fen und die Arbeit des EU-Konvents er-
schweren. Die Zukunft eines europäischen
Asylrechts entscheidet sich vor allem an
den Außen- und vorverlagerten Außengren-
zen: Ohne den Abbau der Barrieren, ohne
legale und gefahrenfreie Zugänge für
Schutzsuchende würde selbst ein liberales
Asylrecht wirkungslos bleiben. Hinzu kom-
men institutionelle Reformen: Die weitere
Gestaltung eines europäischen Asylrechts
hinter verschlossenen Türen des Rates, ge-
prägt von den Ministerialbürokratien der Mit-
gliedsstaaten, wird eine völkerrechtskonfor-
me Vergemeinschaftung erschweren. Die
Abschaffung des Einstimmigkeitsprinzips,
reale Mitentscheidungsrechte des Europäi-
schen Parlaments, eine starke, parlamenta-
risch kontrollierte Kommission und Kontrolle
durch den Europäischen Gerichtshof sind
noch keine Garantie für ein liberales euro-
päisches Asylrecht. Aber diese ersten Re-
formschritte sind eine Grundvoraussetzung
dafür, dass Positionen für einen effektiven
Flüchtlingsschutz überhaupt Gehör finden.
Den ritualisierten Bekenntnissen der euro-
päischen Staats- und Regierungschefs zur
“absoluten Beobachtung des Asylrechts”
zum Trotz, steht europäische Asylpolitik
nicht für Flüchtlingsschutz, sondern für die
Praxis, sich vor Flüchtlingen zu schützen.

Zum WWWeiterlesen:
www.proasyl.de

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V.: PRESSEERKLÄRUNG

Dänemark übernimmt EU-Ratspräsidentschaft

Rassistische dänische Auslän-
derpolitik bald EU-Standard?

Vor einem Monat hat die amtierende Rechtsregierung in Dänemark ein neues
Ausländer- und Flüchtlingsrecht in Kraft gesetzt. Damit hat Regierungschef Anders
Fogh Rasmussen sein Wahlversprechen einer fremdenfeindlichen Ausländerpolitik
eingelöst:

Seitdem werden bei unseren Nachbarn zum Beispiel. Aufenthaltsgenehmigungen erst nach einem Sprachtest auf Niveau des neunten
Schuljahres erteilt;. unbefristete Aufenthaltsgenehmigungen frühestens nach sieben Jahren erteilt;. Heiratswilligen AusländerInnen erst dann die Eheschließung genehmigt, wenn sie
ihre „engen Bezüge“ zu Dänemark be- und eine Bankgarantie von 7000 Euro
vorlegen sowie beide das 24. Lebensjahr überschritten haben;. oder wesentliche Verfolgungstatbestände nicht mehr als Asylgrund anerkannt.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein und dänische Flüchtlings- und Migran-
tenorganisationen stellen eine spürbare Restriktivität der dänischen Asylpolitik fest.
Aber auch andere europäische Regierungen machen sich angesichts der Übernahme
der EU-Ratspräsidentschaft durch Dänemark am 1. Juli allmählich Sorgen:

In Belgien, Frankreich und nicht zuletzt Schweden herrscht Furcht, dass die
harte Linie in Ausländerfragen auf die EU-Politik abfärben wird. EU-Kommissar Günter
Verheugen befürchtet sogar, dass aufgrund der rechtspopulistischen Strömungen in
Europa der Fahrplan der EU-Osterweiterung in Gefahr geraten könne.

Einstweilen gibt der dänische Integrationsminister Bertel Haarder insbesonde-
re schwedischer Kritik recht, die dänische Politik ziele darauf ab, so viele Asylbewerber
wie möglich von den dänischen Grenzen fern zu halten.

Die Stimmungsmache verfängt. Während in Dänemark im ersten Quartal 40%
weniger Asylanträge gestellt wurden, stieg die Zahl in Schweden entsprechend. „Die
Flüchtlinge versuchen sich dort, wo sie die größten Chancen sehen.“ kritisiert Hans
Emanuelsson, Leiter der südschwedischen Einwanderungsbehörde, vorsichtig die
Folgen der dänischen Verdrängungspolitik.

„Was Schweden fehlt, ist eine wie ich!“ höhnt Pia Kjaersgaard, rechtspopulisti-
sche Mehrheitsbeschafferin der dänischen Regierung, und zerstreut verbliebene
Zweifel an den rassistischen Zielen der dänischen Migrationspolitik: „Wenn die Schwe-
den ihre Großstädte zu skandinavischen Beiruts machen wollen, mit Sippenkriegen,
Fememorden und Massenvergewaltigung, sollen sie es tun. Wir können immer noch
eine Brückenklappe in die Öresundbrücke einbauen.“

gez. Martin Link
Kiel, 30.6.2002
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Bei der kontroversen Diskussion
über Gesetzgebungsreaktionen auf die An-
schläge am 11. September wurde viel über
Fingerabdrücke im Personalausweis, über
neue Befugnisse für Polizei und Geheim-
dienste, über eine Kontenevidenzzentrale
und über den Einsatz der Bundeswehr im
Innern geredet. Über die informationelle Er-
fassung von Ausländerinnen und Auslän-
dern war wenig zu hören, obwohl der größte
Anteil des „Terrorismusbekämpfungsgeset-
zes“ genau diese zum Inhalt hat und obwohl
in diesen Normen die schwerwiegendsten
Verstöße gegen die bundesdeutsche Ver-
fassung stecken. Das Grundrecht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung, das Auslän-
dern in gleichem Maße zusteht wie Deut-
schen, wird Ersteren vorenthalten, worin zu-
gleich ein Verstoß gegen den Gleichheits-
grundsatz des Grundgesetzes liegt. Gravie-
rend ist auch der informationelle Eingriff in
das Asylgrundrecht. Mangels kritischer
Lobbyarbeit war es dem Bundesinnenmini-
ster leicht, gerade diesen Teil politisch ge-
gen den Koalitionspartner durchzusetzen.
Erst in letzter Minute wurden einige Rege-
lungen modifiziert.. Während die Reisepässe und Personal-

ausweise mit biometrischen Daten von
Hand, Finger und/oder Gesicht bei Deut-
schen durch einen Gesetzesvorbehalt
auf unbefristete Zeit verschoben wer-
den, erlaubt das Gesetz die Einführung
genau solcher Ausweise für Ausländer,
verbunden mit Referenzdateien, die von
der Polizei genutzt werden können.. Zur Herkunftsbestimmung von Auslän-
dern wird eine Sprachanalyse einge-
führt. Hiergegen ist nichts einzuwenden,
wohl aber dagegen, dass diese Sprach-
profile zehn Jahre lang aufbewahrt wer-
den, um der Polizei für Abgleichzwecke
– z.B. bei Telefonüberwachungsmaß-
nahmen – zur Verfügung zu stehen.. Bisher liegen von sämtlichen Flüchtlin-
gen Fingerabdrücke in einer gesonder-
ten Datei – dem Automatisierten

Fingerabdruckidentifikationssystem
(AFIS) – vor, die von der Polizei im Ein-
zelfall genutzt werden darf. Künftig wer-
den beim Bundeskriminalamt von einer
erheblich größeren Gruppe von Auslän-
dern Fingerabdrücke gespeichert, die
ohne jegliche Restriktion zu polizeilichen
Zwecken, z.B. zu Spurenvergleichen,
abgeglichen werden dürfen.. Über Visaantragsteller können – je nach
Vorgabe durch Innen- und Außenmini-
sterium – Regelanfragen der Botschaf-
ten und Konsulate bei sämtlichen Si-
cherheitsbehörden, von den Geheim-
diensten bis zum Bundeskriminalamt,
vorgenommen werden. Die dabei über-
mittelten Daten können dann dort weiter
aufbewahrt und weiter genutzt werden.. Es liegt im Ermessen der Ausländerbe-
hörden, vor Erteilung von Aufenthaltsge-
nehmigungen von in Deutschland leben-
den Ausländern ebensolche Regelanfra-
gen durchzuführen.. Mit sämtlichen Daten, die beim Auslän-
derzentralregister (AZR) vorhanden

sind, dürfen nicht nur die Polizeien, son-
dern sämtliche Geheimdienste Raster-
fahndungen durchführen. Hierfür ist
nicht einmal eine konkrete Gefahr nötig.. Sämtliche Geheimdienste erhalten un-
beschränkten direkten elektronischen
Zugriff auf sämtliche Daten des AZR. Die
verfassungsrechtlich geforderte Tren-
nung zwischen der Verwaltung und den
weitgehend kontrollfreien Geheimdien-
sten wird dadurch zur Makulatur.. Die gewaltigste Zumutung enthielt eine
Regelung, die es Ausländer- und Asyl-
behörden ohne jegliche Einschränkung
auferlegt, sämtliche für interessant an-
gesehenen Daten an den behördlichen
„Verfassungsschutz“ weiterzugeben,
z.B. auch die Begründungen von Asylan-
trägen. Ebenso sollte es erlaubt sein,
diese Daten an die Polizei- und Geheim-
dienste der Heimatstaaten weiter zu ge-
ben, wo sie zur politischen Verfolgung
genutzt werden können. Der Verstoß ge-
gen das Asylgrundrecht liegt bei dieser
Regelung geradezu auf der Hand. Im

Thilo Weichert ist stellvertretender Leiter
des Unabhängigen Landeszentrums für
Datenschutz (Schleswig-Holstein) und dort
zuständig für das Referat 4: Datenschutz im
Ausländerbereich.

Datenweitergabe an Polizei

und Geheimdienste
Ausländer als Terrorismusgefahr

Thilo Weichert

Security statt Demokratie

Die Innenminister der unionsregierten Länder wollen “Sicherheitspaket III”

ausländerrechtlich verschärfen

BERLIN/epd Die Innenminister der unionsregierten Bundesländer haben wei-
tere Gesetzesverschärfungen gefordert, um die innere Sicherheit besser zu gewähr-
leisten. Ein “Sicherheitspaket III” müsse die noch bestehenden Lücken schließen,
erklärte Bayerns Innenminister Günther Beckstein (CSU) gestern.

Die Unionspolitiker verlangten vor allem Änderungen im Ausländerrecht. Das
Ausländerzentralregister müsse auch Daten zur Religionszugehörigkeit und zu Auf-
enthalten in anderen Staaten erfassen. Bislang werde die Religion nur freiwillig erfragt.
Ferner sollen Ausländer schon dann ausgewiesen werden, wenn der Verdacht auf
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung besteht. Bereits bei der Erteilung von
Visa für Kurzaufenthalte sollten Ausländer erkennungsdienstlich behandelt werden.
Die Innenminister der unionsregierten Länder bekräftigten bei ihrem Treffen die
Ablehnung des Zuwanderungsgesetzes. Sie forderten zudem, Kindesmissbrauch
nicht länger als Vergehen, sondern als Verbrechen einzustufen.

aus: taz vom 18.7.2002
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letzten Augenblick wurde ein Passus
aufgenommen, wonach die Datenwei-
tergabe an ausländische Stellen darauf
eingeschränkt  wird, dass  eine völker-
rechtliche Verpflichtung zur Datenwei-
tergabe besteht und die schutzwürdigen
Interessen der Betroffenen nicht über-
wiegen.

Terrorismusgefahr geht nicht nur
von Ausländer aus. Die meisten von diesen
in Deutschland halten sich nach bestem
Wissen und Gewissen an Recht und Ge-
setz. Ohne den Nachweis, dass von Nicht-
deutschen pauschal mehr Kriminalität,
mehr Terrorismus oder mehr Gefahr für die
Sicherheit ausginge, werden diese einem
Überwachungsregime unterworfen, das sie
ohne konkreten Anlass in Ermittlungen der
Geheimdienste und der Polizei einbezieht.
Schon bisher war die Beobachtungsdichte
des Bundesamtes für Verfassungsschutz
bei Ausländern etwa 20 Mal höher als bei
Deutschen. Während die Deutschen von
Polizei und Geheimdiensten noch relativ
unbehelligt sind, so werden unsere nicht-
deutschen Mitbügerinnen und -bürger nun
absolut dem informationellen Zugriff der
Dienste ausgesetzt.

Als Konsequenz der Sicherheitsge-
setze werden sich bei der ausländischen
Bevölkerung Angst, Abwehr und Aggressi-
on zumindest in Bezug auf Polizei und Ge-
heimdienste verbreiten. Es droht ein Klima,
in dem sich terroristische Anschläge gegen
Ausländer und von Ausländern vortrefflich

entwickeln können. Von dem Gesetz geht
eher eine Terrorismusgefahr aus als dass
es diese bekämpft. Der Versuch, den nicht-
deutschen Teil der deutschen Bevölkerung
in den informationellen Griff zu bekommen,
ist der untaugliche Versuch der Sicherheits-
bürokratie, diesen besser kennen zu lernen.
Er wird unweigerlich darin enden, dass sich
weniger angepasste Nichtdeutsche isolie-
ren, ja abschotten.

Es stellt sich die Frage: Wie soll ara-
bischen Staatsangehörigen oder Islam-An-
hängern klar gemacht werden, Deutschland
verteidige Grundrechte, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit gegen den Terrorismus,
wenn genau diesen diese Errungenschaf-
ten vorenthalten werden? Wer nicht bereit
ist, Menschen – egal welchen Glaubens,
welcher Herkunft und welcher Staatsange-
hörigkeit – die Unschuldsvermutung anzu-
erkennen, muss sich nicht wundern, wenn
diese „die Deutschen“ als kollektiv schuldig
behandeln. Die Ausländer haben Grund zu
der Erwartung, von unserem Rechtssystem
nicht mit einem Generalverdacht überzogen
und als potenzielle Kriminelle oder gar Ter-
roristen behandelt zu werden.

Die Botschaft des Bundesinnenmini-
ster bei diesem Gesetz ist offensichtlich: Bis
zur nächsten Bundestagswahl im Septem-
ber 2002 soll die CDU/CSU-Opposition im
Bereich der Ausländer- und Sicherheitspo-
litik keinen Zoll Profilierungsmöglichkeit im
rechten Lager bekommen. Die Regelungen
gehen auch Deutsche an. Zuerst kommt der

neuer Biometrie-Pass für Ausländer, dann
der für die Deutschen. Erst werden vom
beamteten Verfassungsschutz die Flüchtlin-
ge erfasst, dann weitere Bevölkerungsgrup-
pen. Erst erfolgt der Zugriff der Dienste auf
das Ausländerzentralregister, dann auf die
Melde-, Bank- oder Reisedaten.

Gegen rechtsstaatliche Ermittlungen
wegen einer Terrorismusgefahr oder einer
solchen Straftat ist nichts einzuwenden,
wenn ein konkreter Anfangsverdacht oder
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, unab-
hängig davon, ob der Verdächtige einen
ausländischen Pass hat oder nicht. Sämtli-
che bisher bekannt gewordenen Erkennt-
nisse über die Terroristen vom 11. Septem-
ber basieren offensichtlich auf dem akribi-
schen Abarbeiten von Spuren und Verdäch-
ten. Hier müssen die gesamten Energien
und personellen und technischen Ressour-
cen unserer Sicherheitsbehörden konzen-
triert werden.

Es dürfte unstreitig sein, dass der
beste Schutz vor Terrorismus in der Präven-
tion liegt. Das Gesetz sieht keine einzige
Maßnahme sozialer oder technischer Prä-
vention vor, keine Maßnahme, um das Ver-
ständnis für und die Verständigung unter
Christen und Moslem zu intensivieren. Sol-
che Maßnahmen wären nicht nur billiger
und erfolgreicher; mit ihnen würden die
Grundrechte und der Rechtsstaat nicht be-
schädigt, sondern gestärkt.

Von Rio über Bad Segeberg
in eine gerechte Zukunft

Kongress für Bildung für Nachhaltige Entwicklung am 29. und 30. August 2002 in Bad Segeberg
Die globalen Chancen und Gefahren, vor denen die Weltgesellschaft am Anfang des 21 Jahrhunderts steht, stellen auch die

Bildungsarbeit in Schleswig-Holstein vor neue, zentrale Aufgaben:
Welche Kompetenzen braucht eine zukunftsfähige Gesellschaft; um den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu

begegnen?
Wie muss Bildungsarbeit aussehen, um globle Gerechtigkeit der Menschen untereinander und mit der Natur zu ermöglichen?
Zu diesen Fragen will der Kongress in der Evangelischen Akademie Nordelbien einen Beitrag leisten. Eingeladen sind

Menschen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen um. ihr Wissen und ihre Erfahrungen einzubringen. gemeinsam zu lernen. Anregungen für die eigene Bildungsarbeit und eigene Projekte mitzunehmen. Die Zukunftsstrategie für Schleswig-Holstein mitzugestalten.
Vorträge, Arbeitsgruppen, Open Space, eine Podiumsdiskussion, kulturelle Angebote und ein „Markt der Möglichkeiten“ sollen

hierfür einen würdigen Rahmen bieten.
VeranstalterInnen sind die Ministerien für Umwelt und Kultur des Landes Schleswig-Holstein in Kooperation mit zahlreichen

NGOs und weiteren . Einrichtungen aus der Umweltzschutz- und Entwicklungszusammenarbeit.

Programm und Anmeldung: Akademie für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-Holstein, Carlstr. 169, 24537 Neumünster,
Tel. 04321/907144, e-Mail: anmeldung@umweltakademie-sh.de
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Mit Presseerklärung vom 16. Juli
2002 weist das BVerfG auf seine Ent-
scheidung vom 15. Mai 2002 (2 BvR
2292/00) hin. Der Zweite Senat hat ent-
schieden, dass eine polizeiliche Frei-
heitsentziehung zum Zweck der Ab-
schiebung grundsätzlich nur mit vorhe-
riger richterlicher Anordnung zulässig
ist.

1. Abschiebung ist danach immer
Freiheitsentziehung im Sinne von Art. 104
Abs. 2 GG, wenn der Betroffene durch die
öffentliche Gewalt so beschränkt wird, dass
„die körperliche Bewegungsfreiheit nach je-
der Richtung hin“ aufgehoben wird, der zum
Zweck der Abschiebung ergriffene Betroffe-
ne also beispielsweise das Polizeirevier
oder Polizeigewahrsam nicht mehr verlas-
sen darf.

2. Diese Freiheitsentziehung setzt
danach grundsätzlich eine vorherige rich-
terliche Anordnung voraus.

3. Die fehlende Möglichkeit, bei-
spielsweise nachmittags gegen 16:00 einen
Richter für eine Haftanordnung zum Zwek-
ke der Abschiebung zu erreichen, rechtfer-
tigt die polizeiliche Freiheitsentziehung
nicht.

In dem vom BVerfG entschiedenen
Fall hatte die Polizei versucht, gegen 15:30
und danach bei dem zuständigen Amtsge-
richt Syke einen Richter zu erreichen. Dies
war nicht gelungen, gleichwohl hatte die
Polizei den Betroffenen bis zum nächsten
Morgen in Gewahrsam eingesperrt und
dann die Abschiebung vollzogen.

Diese Praxis wurde vom BVerfG für
verfassungswidrig erklärt. Der Tag im Sinne
des Gesetzes beginne im Sommer um
04:00 Uhr morgens, im Winter um 06.00
Uhr, und ende um 21:00 Uhr (gem. §§ 104
Abs. 3 StPO, 188 Abs. 1 ZPO).

4. Das BVerfG weist in dem  Be-
schluss vom 16.5.2002 ausdrücklich darauf
hin, dass es Verpflichtung des Staates (hier:

der Amtsgerichte) ist, durch „eine den ver-
fassungsrechtlichen Erfordernissen ent-
sprechende Gerichtsorganisation“ dem
Grundgesetz zur Geltung zu verhelfen. All-
gemein festgelegte Dienstzeiten für Richter
gebe es gerade nicht.

Deshalb genüge auch der Hinweis
auf den „Dienstschluss“ des zuständigen
Amtsgerichts nicht.

Bereits in dem Urteil vom 20.2.2001
(2 BvR 1444/00) hatte das BVerfG darauf
hingewiesen, dass die Gerichte zur Wah-
rung der Grundrechte der Bürger (die den
Richtern als deren originäre Aufgabe anver-
traut sei) gegebenenfalls Bereitschaftsdien-
ste   einrichten   müssten.   Dieser   Bereit-
schaftsdienst müsse jedenfalls zur Tages-
zeit erreichbar sein.

Eine solche Gerichtsorganisation
gibt es bislang, so weit dies bekannt wurde,
an keinem Gericht in Schleswig-Holstein.

5. In vergleichbaren Fällen müssen
die Mitarbeiter von Polizei und Ausländer-
behörde jetzut mit strafrechtlichen Ermitt-

lungsverfahren wegen Freiheitsberaubung
bzw. Anstiftung dazu rechnen.

6. Die Entscheidung des BVerfG be-
stätigt inzident auch das Urteil des OLGE
Zweibrücken vom 14.12.2002. Das OLG
hatte einen Angeklagten wegen vorgewor-
fenen Widerstands und Körperverletzung
freigesprochen hatte, der sich gegen frei-
heitsentziehende Abschiebungsmaßnah-
men ohne vorherige richterliche Anordnung
gewehrt hatte. Es sei, so das OLG, von der
Polizei „in eigener Verantwortung zu prüfen“
ob der Richtervorbehalt des Grundgesetzes
beachtet sei und also eine richterliche
Haftanordnung vorliege. Das bloße Amtshil-
feersuchen einer Ausländerbehörde auf
Durchführung der Abschiebung genüge
den Anforderungen des Grundgesetzes
nicht.

Das Urteil des BVerfG v. 15.5.02 steht im
Internet:
www.bundesverfassungsgericht.de/
entscheidungen/rs20020515_2bvr229200

Thomas Jung ist stellvertretender Vorsit-
zender des Flüchtlingsrates Schleswig-Hol-
stein und Rechtsanwalt.

Praxis bei Abschiebungen

verfassungswidrigThomas Jung

An den
Herrn Präsidenten des Amtsgerichts
24114 Kiel

Betr.: Richterlicher Bereitschaftsdient

Sehr geehrter Herr Krull,
bekanntlich hat sich das BVerfG in der Entscheidung vom 20 II. 2001 zu der

erforderlichen Gerichtsorganisation von Bereitschaftsdiensten geäußert.
Ich mache aufmerksam auf den Beschluss des BVerfG vom 15. Mai 2002 (2

BvR 2292/00), in dem es um die Erreichbarkeit eines Richters für eine Anordnung im
Zusammenhang mit einer Abschiebung ging. Das BVerfG weist ausdrücklich darauf
hin, dass

„jedenfalls zur Tageszeit“
die Erreichbarkeit eines zuständigen Richters zu gewährleisten ist. Wegen der

Eingrenzung der Tageszeit verweist das BVerfG auf § § 188 Abs. 1 ZPO,104 Abs. 3
StPO. 04 bis 21 Uhr im Sommer, 06 bis 21 Uhr im Winter).

Bitte teilen Sie mir mit, wie ich in diesem Zeitraum zur Wahrnehmung der
Interessen von Mandanten im Zusammenhang mit Freiheitsentziehungen den richter-
lichen Bereitschaftsdienst des Amtsgerichts Kiel erreichen kann.
Mit freundlichen Grüßen

Thomas Jung, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Strafrecht
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Vor der Bundestagswahl werden
Flüchtlingskinder in Deutschland nicht
mehr die ihnen in der UN-Kinderrechts-
konvention garantierten Rechte erhal-
ten. Ein Länder-Vorstoß von Mecklen-
burg-Vorpommern und Schleswig-Hol-
stein, der dieses im Bundesrat im Juli
2002 erreichen wollte, fand unter den
Ländern wieder keine Mehrheit.

Die UN-Kinderrechtskonvention
(UN-KRK) ist das weltweit erste Abkom-
men, das den Schutz und die Rechte für alle
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren
sicherstellt, indem sie ihr Wohl und ihre
Interessen in Vorrang vor allen staatlichen,
gesetzgeberischen und verwaltenden Maß-
nahmen stellt. 10 Jahre sind seit der Ratifi-
zierung dieser Konvention durch die Bun-
desrepublik Deutschland vergangen, ohne
dass die verschiedenen Bundesregierun-
gen ihrer Pflicht zur innerstaatlichen Umset-
zung der maßgeblichen Bestimmungen,
des Diskriminierungsverbotes (Art. 2 UN-
KRK) und der vorrangigen Beachtung des
Kindeswohls ( Art. 3 UN-KRK), nachgekom-
men sind. Noch immer gilt der bei der Rati-
fizierung festgelegte Vorbehalt, dass keine
Bestimmung der Konvention dahin ausge-
legt werden kann, „dass die widerrechtliche
Einreise eines Ausländers in das Gebiet der
Bundesrepublik Deutschland oder dessen
widerrechtlicher Aufenthalt dort erlaubt ist“
oder „dass sie das Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland beschränkt, Gesetze und
Verordnungen über Einreisen von Auslän-
dern und die Bedingungen ihres Aufenthal-
tes zu erlassen oder Unterschiede zwi-
schen Inländern und Ausländern zu ma-
chen“.

Seit einigen Jahren kämpfen in
Deutschland viele NGOs, darunter PRO
ASYL, terre des hommes, Flüchtlingsräte,
Bundesfachverband für unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge u.a. mit ExpertInnen
zusammen gegen diesen Vorbehalt, der be-
nutzt wird, um die Rechte der Kinderflücht-
linge massiv einzuschränken. Noch auf
dem Weltkindergipfel 2002 ist die Kanzler-
Beauftragte Anke Fuchs (SPD) in NewYork

für die Rücknahme des Vorbehaltes durch
die Bundesregierung eingetreten. Unter-
stützt wird die Rücknahme seit langem von
vielen Abgeordneten der Grünen, der FDP
und der PDS. Ihre Initiativen kommen je-
doch nicht vorbei an den Innenpolitikern im
Bund und in den meisten Ländern. Bundes-
innenminister Schily meint weiterhin, dieses
Votum der Länder für seine Begündung nut-
zen zu können, wenn er den Aufforderun-
gen des Bundestages (1999, 2000, 2001)
und den Empfehlungen aller nationalen und
internationalen Fachgremien nicht nach-
kommt, die Vorbehalte gegenüber der UN-
Kinderrechtskonvention zurückzunehmen.
(UN-Menschenrechtsausschuss 1993, UN-
Ausschuss für die Rechte der Kinder 1995,
Jugendministerkonferenz 1998, Men-
schenrechtsausschuss des deutschen
Bundestages 2000, „Süßmuth-Kommissi-
on“ 2001, Petitionsauschuss des Deut-
schen Bundestages 2001)

Schon 1995 nach dem ersten Staa-
tenbericht zur Umsetzung der UN-KRK wur-
de vom UN-Ausschuss für die Rechte der
Kinder in Genf bemängelt, dass die spezifi-
schen Bedürfnisse und Rechte der Flücht-
lingskinder in Bezug auf Asylverfahren, Fa-
milienzusammenführungen, Ausweisung in
„Sichere Drittländer“ und Flughafenrege-
lung in Deutschland kaum beachtet werden.

Bis heute werden Kinder ohne
deutschen Pass in Deutschland benach-
teiligt. Auch im neuen Zuwanderungsge-
setz findet die besondere Schutzbebe-
dürftigkeit minderjähriger Flüchtlinge
keine Beachtung.

Insbesondere den Kinderflüchtlin-
gen, die ohne ihre Eltern nach Deutschland
kommen, werden viele Rechte vorenthal-
ten, auf die sie einen garantierten Anspruch
haben. Ihnen wird ab 16 Jahre kein beson-
derer Schutz mehr gewährt, sie leben dann
unbetreut in Gemeinschaftsunterkünften.
Sie haben keinen vollen Anspruch auf Aus-
bildung. Wird ihr Asylantrag abgelehnt, kön-
nen sie in Abschiebehaft genommen wer-
den. Viele ausländischen Kinder müssen
Einschränkungen bei der Kinder- und Ju-
gendhilfe oder bei der Gesundheitsversor-
gung hinnehmen.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Hol-
stein e.V. und PRO ASYL e.V. haben 2000
beim Petitionsausschuss des deutschen
Bundestag eine „Petition zur Rücknahme

der deutschen Vorbehalte zur UN-Kinder-
rechtskonvention und zur Umsetzung ihrer
Bestimmungen im deutschen Ausländer
und Asylrecht“ eingereicht, die der Aus-
schuss im September 2001 der Bundesre-
gierung im vollen Umfang zur Berücksichti-
gung überwiesen hat.

Gleichzeitig ist die Petition an die
Petitionsausschüsse der Landtage aller
Bundesländer zur Entscheidung weiterge-
leitet worden. Dem Flüchtlingsrat Schles-
wig-Holstein liegen bis jetzt Antworten aus
9 Ländern vor. Der Petitionsausschuss
Rheinland-Pfalz stimmt als einziger einer
Rücknahme des Vorbehaltes zu.

Die Petitionsausschüsse von Sach-
sen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Bayern,
Niedersachsen und Sachsen beraten noch.
Wobei das Land Schleswig-Holstein und
Mecklenburg-Vorpommern sich ja schon
im Bundesrat für eine Rücknahme aus-
gesprochen haben.

Die Petitionsausschüsse von Ham-
burg, Thüringen, Saarland und Baden-Würt-
temberg haben die Aufhebung des Vorbe-
haltes abgelehnt, sie sei mit zu hohem Risi-
ko für die Bundesrepublik Deutschland ver-
bunden. Dieses Risiko wird zusammen-
gefasst wie folgt beschrieben:

Die UN-Kinderrechtskonvention
stelle weltweiten Orientierungsmaßstab für
die Voraussetzungen für die Durchsetzung
der Rechte der Kinder auf Schutz, Grund-
versorgung und Beteiligung dar, begründe
aber keine unmittelbaren, einklagbaren
Rechte der Kinder. Die von Deutschland
geäußerten Vorbehalte hätten deklaratori-
schen Charakter, berührten den Inhalt der
Konvention nicht. Die ausländerrechtlichen
Vorschriften der Bundesrepublik Deutsch-
land stünden im Einklang mit dem Völker-
recht. Die Vorbehalte sollten aus Klarstel-
lungsgründen beibehalten werden, um
Rechtsunsicherheiten bei der Anwendung
bestehender Vorschriften des  Ausländer-
und Asylrechts zu begegnen.

Eine offizielle Rücknahme der Erklä-
rung ließe befürchten, dass dies als Signal
dafür verstanden würde, die Bundesregie-
rung rücke nunmehr von der bisherigen In-
terpretation des Abkommens ab und zumin-
dest einzelnen Bestimmungen der Konven-
tion komme nunmehr eine größere Bedeu-
tung , wenn nicht gar unmittelbar innerstaat-
liche Wirkung zu. Dies würde zu Rechtsun-

Kinder ohne deutschen Pass –

weiterhin Kinder ohne Rechte!Margret Best

Margret Best ist Vorsitzende des Flücht-
lingsrates Schleswig-Holstein e.V. Ihr The-
menschwerpunkt ist die Unterstützung un-
begleiteter minderjähriger Flüchtlinge.

28______________ Kinderflüchtlinge ______________

Der Schlepper Nr. 19 www.frsh.de August 2002



sicherheiten bei der Anwendung bestehen-
der Vorschriften des Ausländer- und Asyl-
rechts führen. Bisher habe sich auch die
Verwaltungsgerichtsbarkeit in ihren Ent-
scheidungen auf die ausdrücklichen Vorbe-
haltserklärungen bezogen. Nach einer
förmlichen Rücknahme wäre zu befürchten,
dass die bisherige Spruchpraxis zumindest
unter Druck geriete und sich mit anderer
rechtlichen Argumentation neu herausbil-
den müsste. Auch dürfte eine Rücknahme
zu Auseinandersetzungen mit denjenigen
Kreisen führen, die schon bisher aus der
UN-KRK aufenthaltsrechtliche Folgewir-
kungen abzuleiten versuchten und gerade
mit dieser Zielrichtung stets eine Rücknah-
me der Vorbehaltserklärung forderten, so
auch die Petenten. Die Rücknahme hätte
eine Zunahme des Missbrauchs durch Per-
sonen, die ohne Vorlage von Dokumenten
vortragen, minderjährig zu sein und damit
verbunden eine weitere unerwünschte Zu-
wanderung mit erhöhten Kostenbelastung
besonders für Kommunen zur Folge.

Schlechte Aussichten für Flücht-
lingskinder in Deutschland ?

Die Innenpolitiker, mögen sie in der
nächsten Legislaturperiode Schily oder
Beckstein heißen, werden es ihnen weiter-
hin aus Abschreckungsgründen schwer
machen und Länder und Kommunen fürch-
ten, dass Kinderflüchtlinge zu teuer werden,
wenn auch sie Schulen, Ärzte und Betreu-
ung beanspruchen. Die „National Coalition
für die Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention in Deutschland“ hat zusammen
mit PRO ASYL eine Gesetzesinitiative ein-
gebracht, die in interfraktioneller Zusam-
menarbeit mit oder ohne Rücknahme der
Vorbehalte durch die Bundesregierung die-
se einzelnen Benachteiligungen für Kinder
ohne deutschen Pass per Gesetz aufheben
soll. Doch darüber wird nun leider erst nach
der Bundestagswahl entschieden werden
können.

UMF - Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein betreibt seit einem Jahr
ein Projekt zur Werbung und Begleitung von ehrenamtlichen Vor-
münderInnen für minderjährige unbegleitete Flüchtlinge (UMF).
Dass es minderjährige Flüchtlinge überhaupt in Schleswig-Holstein
gäbe, war in den vergangenen Jahren von zuständigen Stellen
regelmäßig bestritten worden. Auf Initiative des Flüchtlingsrates
werden in der Lübecker Erstaufnahmestelle seit 2001 Kinderflücht-
linge unter 18 Jahren systematisch erfasst und den Jugendämtern
gemeldet. Allein im ersten Halbjahr 2002 wurden auf diesem Wege
90 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge statistisch erfasst.

Flüchtlingsrat Schleswig-Hol-
stein e.V. und das
Ministerium für Justiz, Frauen,
Jugend und Familie Schleswig-
Holstein

laden Mitarbeiter aus Landes- kommunalen Jugendbehörden
zu einer Fortbildung mit dem Thema

„Verwaltungsumgang mit unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlingen in Schleswig-Holstein“

Donnerstag, 29. August 2002, „Kiek In“ , Neumünster.

Die Fortbildung geschieht in Zusammenarbeit mit dem
• Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge

und dem
• Innenministerium Schleswig-Holstein

Informationen zu unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen in Schleswig-Holstein: Flüchtlingsrat SH, Margret Best,
T. 04321-556 752, Internet: www.frsh.de/umf_proj.html
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Gesundheitliche Versorgung

Problemskizze: Krankheiten wer-
den verschleppt, weil die Inanspruchnahme
medizinischer Versorgung die Gefahr der
Entdeckung und Ausweisung in sich birgt.
Dies kann für die Betroffenen lebensgefähr-
liche Folgen haben und bei ansteckenden
Krankheiten die öffentliche Gesundheit ge-
fährden. Schwangerschaften werden nicht
ärztlich begleitet, Geburten erfolgen ohne
fachgerechte Assistenz, ärztliche Untersu-
chungen an Neugeborenen unterbleiben.
Ärzte und Krankenhausträger stehen oft vor
dem Gewissenskonflikt zwischen unverant-
wortbarer Abweisung und der Behandlung
ohne Kostenerstattung.

Lösungsansätze: Um die erforder-
liche medizinische Versorgung sicherzu-
stellen, wären folgende Maßnahmen denk-
bar:. Eröffnung der Möglichkeit zum Ab-

schluss einer Krankenversicherung für
den genannten Personenkreis. Ermögli-
chung der anonymen Inanspruchnahme
ärztlicher Hilfe (vgl. das Beispiel Nieder-
lande),. Befreiung der staatlich getragenen Kran-
kenhäuser von der Informationspflicht
nach § 76 AuslG.

Maßnahmen gegen illegale Arbeit und

Ausbeutung

Problemskizze: Illegal arbeitende
Arbeitnehmer sind der Ausbeutung durch
ihre Arbeitgeber fast schutzlos ausgeliefert.
Bei weiblichen Arbeitskräften kommt die
Gefahr der sexuellen Belästigung und des
Missbrauchs hinzu. Das Einklagen von
Rechten auf Lohn und menschenwürdige
Arbeitsbedingungen birgt  die  Gefahr der
Entdeckung und Ausweisung in sich.

Lösungsansätze:. Zentraler Ansatzpunkt muss die Be-
kämpfung von illegaler Beschäftigung
und Ausbeutung durch verantwortungs-
lose Arbeitgeber sein anstelle der Be-
strafung der Arbeitnehmer. Hierzu ge-
hört die deutliche Erhöhung der Strafan-
drohung für illegale Beschäftigung und
eine konsequente Ermittlung entspre-
chender Straftatbestände.. Es muss sichergestellt werden, dass ille-
gal beschäftigte Ausländer auch faktisch
ihren Lohn einklagen können, ohne da-
mit automatisch ihren illegalen Status
offenbaren zu müssen.. Bei Arbeitsunfällen ohne Versicherungs-
schutz sollte der Arbeitgeber für die
Übernahme aller Kosten der medizini-
schen Versorgung und Rehabilitation
verantwortlich sein.

Schulbesuch von Kindern

Problemskizze: Die Einschulung
der Kinder von illegal sich aufhaltenden
Ausländern ist mit großen Schwierigkeiten
verbunden, so dass solche Kinder oft um
die für ihr späteres Leben entscheidende
Basisschulbildung gebracht werden. Diese
Kinder sind für ihre prekäre Situation nicht
verantwortlich und in besonderem Maße
schutzbedürftig. Die Bundesrepublik hat
diesbezüglich die Verpflichtungen einzuhal-
ten, die sie mit Unterzeichnung der LTN-
Kinderrechtskonvention eingegangen ist
(vgl. Art. 28).

Lösungsansätze:. Der deutsche Vorbehalt gegen die UN-
Kinderrechtskonvention sollte umge-
hend aufgehoben werden.. Die staatlichen Gesundheitsämter soll-
ten bei der Erstellung des für die Ein-
schulung erforderlichen Gesundheits-
zeugnisses von der Mitteilungspflicht
nach § 76 AuslG ausgenommen werden. Auch der Schulträger sollte von der Infor-
mationspflicht nach § 76 AuslG befreit
sein.. Hinsichtlich der Schulversicherung sind
diese Kinder wie deutsche Kinder zu be-
handeln.. Im Interesse der Vermeidung von Ju-
gendkriminalität sollte ausländischen Ju-
gendlichen ohne Aufenthaltsgenehmi-
gung der Zugang zu berufsbildenden
Maßnahmen ermöglicht  werden. Inso-
weit sollten gegebenenfalls auch die Ar-
beitsämter von der Informationspflicht
nach § 76 AuslG befreit werden.

Zeugenschutzregelung

Problemskizze: »Illegale« werden
oft von kriminellen Gruppen bedroht und
erpresst  –  zum Beispiel  von  Schleppern
oder Zuhältern, die ihnen die illegale Einrei-
se ermöglicht haben. Aus Angst vor einer
Statusaufdeckung mit nachfolgender Aus-
weisung wagen sie es nicht, sich an die
Polizei zu wenden. Diese Angst verhindert
oftmals auch, dass sie aus kriminellen Zu-
sammenhängen aussteigen können. Gera-
de dies könnte jedoch helfen, Gruppen der
organisierten Kriminalität strafrechtlich zu
verfolgen, insbesondere im Bereich des or-
ganisierten grenzübergreifenden Men-
schenhandels.

Lösungsansatz. Opfer von Zwangsprostitution oder Men-
schenhandel, die als Zeuginnen zu um-
fassenden Aussagen bereit sind, sollten
einen Zeuginnenschutz erhalten: von ei-
ner Abschiebung ist abzusehen. Ihnen
sollte eine Aufenthaltsbefugnis erteilt
werden, damit sie sich an einem anderen
Wohnort in Deutschland außerhalb der

Die Ökumenische Bundesarbeitsge-
meinschaft „Asyl in der Kirche e.V.“ wur-
de im Februar 1994 auf dem ersten Bundes-
treffen der Kirchenasyl-Initiativen gegrün-
det. Sie will den Informations- und Erfah-
rungsaustausch der Kirchenasylgemein-
den fördern, praktische Kooperationen,
Vernetzungen und Initiativen ermöglichen
und den berechtigten Anliegen des Kir-
chenasyls in der Öffentlichkeit Gehör ver-
schaffen. Kontakt: Beate Sträter, BAG Asyl
in der Kirche, Berliner Freiheit 16, 53111
Bonn, Tel.: 0228/965 03 42, Fax 965 03 43,
e-Mail: info@kirchenasyl.de.

Konkrete Vorschläge zur Umsetzung

elementarer Menschenrechte für

Menschen ohne Aufenthaltsrecht
BAG Asyl in der

Kirche
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Reichweite der Zuhälter niederlassen
können.

Beseitigung grundsätzlicher Hürden

Problemskizze: Es hat sich gezeigt,
dass ein grundsätzliches Problem immer
wiederkehrt: Die berechtigte Angst der
Menschen ohne Aufenthaltsrecht, ange-

zeigt und abgeschoben zu werden, wenn
sie ihre Grund- und Menschenrechte in An-
spruch nehmen wollen. Darum sind zur
Realisierung der hier vorgelegten Vorschlä-
ge folgende grundsätzlichen Hürden zu be-
seitigen:

Lösungen. Streichung des § 76 AuslG (die Mittei-
lung von unerlaubt Aufhältigen an die
Ausländerbehörde, insoweit diese ande-

ren Behörden im Rahmen ihrer Arbeit
bekannt geworden sind),. Mitarbeitende der Migranten- und
Flüchtlingshilfe, die sich uneigennützig
um die Not der Menschen ohne Aufent-
haltsrecht kümmern, dürfen nicht länger
durch die Bestimmungen des § 92 a
AuslG (Beihilfe zu unerlaubtem Aufent-
halt) kriminalisiert werden, sondern soll-
ten ausdrücklich von entsprechender
Strafverfolgung ausgenommen sein.

Vermeidung von ausländerrechtlicher

Illegalität

Problemskizze: Der Vermeidung
von Illegalität kommt höchste Priorität zu.
Oft hat der illegale Aufenthalt seine Ursache
in den restriktiven Bestimmungen für Zu-
wanderung und Aufenthalt. Migranten su-
chen Schutz vor Verfolgung, Lebensmög-
lichkeiten, sie wollen die Familieneinheit
wiederherstellen etc. Jede Gesetzgebung,
die dies nicht berücksichtigt, trägt ungewollt
zum Problem des illegalen Aufenthaltes bei.
Dieses Problem wird auch durch das neue
Zuwanderungsgesetz nicht gelöst.

Lösungsansätze: Die Vermeidung
von Illegalität erfordert sehr grundlegende
Änderungen der gegenwärtigen Zuwande-
rungspolitik.. Rückkehr zu den internationalen Stand-

ards des Flüchtlingsrechts (u. a. zu der
Definition des Flüchtlingsbegriffs in der
GFK, strenge Einhaltung des Non-Re-
foulement-Gebots der GFK).. Den Bestimmungen zur Familienzusam-
menführung sollte ein weiter gefasster
Familienbegriff zugrunde gelegt werden,
der entsprechende Bindungen und Ver-
pflichtungen in außereuropäischen Ge-
sellschaften berücksichtigt (vgl. den ur-
sprünglichen EU-Richtlinienentwurf
„Recht auf Familienzusammenfüh-
rung“).. Eine großzügigere  Altfallregelung, um
das Abtauchen langjährig hier lebender
Ausländer in die Illegalität zu verhindern.. Eine Härtefallregelung, wie sie das neue
Zuwanderungsgesetz vorsieht, ist nicht
ausreichend, da sie den Ländern alle
Möglichkeiten gibt, diese auszuhöhlen
oder nicht anzuwenden.

Zum WWWeiterlesen:
www.kirchenasyl.de
www.hamburgasyl.de

Veranstaltungsankündigung:

NIScHe

Netzwerk für Illegalisierte Menschen in Schleswig Holstein

Das im Februar gegründete Netzwerk für illegalisierte Menschen in Schles-
wig-Holstein, NIScHe, startet im Oktober mit einer längerfristig angelegten Veranstal-
tungsreihe zu einzelnen Themenfeldern wie Gesundheit, Schule , die Lage von
illegalisierten Frauen, etc, die für die Situation von Menschen ohne Papiere von
Bedeutung sind.

Die Reihe beginnt am 1. Oktober mit der

Vortrags- und Diskussionsveranstaltung

Legalisierungskampagnen
für Menschen ohne Papiere

in Europa –
Erfahrungen und Perspektiven

In zahlreichen europäischen Ländern hat es in den letzten Jahren Legalisie-
rungsprogramme gegeben. Ihr Nutzen ist jedoch umstritten, da sie meist an umfang-
reiche Bedingungen geknüpft sind, die von den Betroffen gerade wegen ihrer prekären
Aufenthaltssituation nur schwer zu erfüllen sind. Neben diesen staatlich aufgelegten
Programmen gibt es außerdem Initiativen wie die Bewegung der Sans Papiers in
Frankreich, die Kampagne „kein mensch ist illegal“ in Deutschland oder die Forderung
nach einem Recht auf Legalisierung für alle, wie sie von Kanak Attak vertreten wird.

NIScHe lädt ein zur Diskussion mit ExpertInnen aus dem In- und Ausland über
die Erfahrungen mit Legalisierungskampagnen in verschiedenen europäischen Län-
dern und mögliche Perspektiven für die Lobbyarbeit für Illegalisierte vor Ort.

Termin: 1. Oktober 2002, 19.30 Uhr
Ort: Pumpe e.V., Haßstr. 22 in Kiel
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Stefan Berglund, der seit Februar
dieses Jahres im Amt befindliche Vertre-
ter des UNHCR in der Bundesrepublik
Deutschland, besuchte im Juli 2002 die
bundesweite Arbeitsgemeinschaft   für
Flüchtlinge PRO ASYL, in der der Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein langjähri-
ges Mitglied ist. Im folgenden dokumen-
tieren wir den Redebeitrag, in dem Herr
Berglund die Position des UNHCR im
Blick auf die Beschlüsse der letzten In-
nenministerkonferenz zu Abschiebun-
gen in das Kosovo klarstellt.

Meine Damen und Herren,
(und vielleicht darf ich sagen) liebe Freun-
dinnen und Freunde,

ich freue mich sehr, heute bei Ihnen
in Frankfurt zu sein und damit eine langjäh-
rige und gute Tradition fortsetzen zu kön-
nen. Man hat mir gesagt, dass UNHCR
bereits bei der Gründung von Pro Asyl eine
gewisse Rolle gespielt hat. Über die Jahre
hinweg sind vielfältige  Kontakte  gepflegt
und geschaffen worden.

Ihnen allen möchte ich versichern,
dass ich auf die Zusammenarbeit mit Pro
Asyl großen Wert lege. Dies gilt selbstver-
ständlich auch dann, wenn wir bei der einen
oder anderen Frage unterschiedlicher Auf-
fassung sein sollten. Zu einer funktionieren-
den Partnerschaft gehört bekanntlich Sym-
pathie ebenso wie Offenheit und gegensei-
tiger Respekt.

Ganz persönlich möchte ich Ihnen
deshalb auch für ihr unermüdliches Enga-
gement zugunsten von Flüchtlingen dan-
ken. Ohne Pro Asyl würde dem Flüchtlings-
schutz in Deutschland eine ganz wichtige
Stimme fehlen. Auch wenn die Arbeit mitun-
ter (oder öfter) frustrierend ist: Aus vielen
Unterhaltungen mit den unterschiedlichsten
Gesprächspartnern weiß ich, welches Ge-
wicht Pro Asyl in die Waagschale legen
kann.

Ein Beispiel hierfür ist auch die Dis-
kussion um die Rückkehr von Minderheiten-
angehörigen in das Kosovo. Im Vorfeld der
letzten Innenministerkonferenz hat sich
hierüber hinter den Kulissen und in der Öf-

fentlichkeit bekanntlich eine sehr lebhafte
Diskussion entwickelt. Die ursprüngliche
Beschlussvorlage der Innenminister be-
gann mit der Feststellung, nach Gesprä-
chen mit der UN-Verwaltung UNMIK stehe
nun fest, dass man mit einer schrittweisen
Rückführung ethnischer Minderheiten aus
dem Kosovo beginnen könne.

Diese Einschätzung wurde und wird
von internationalen Organisationen, die im
Kosovo tätig sind, nicht geteilt. UNHCR und
OSZE haben vor wenigen Wochen einen
ausführlichen Lagebericht zur Situation von
Minderheiten im Zeitraum von September
2001 bis April 2002 erstellt. Aus ihm geht
eindeutig hervor: Trotz einiger Fortschritte
auf dem Weg zu einem friedvollen und mul-
tiethnische Kosovo muss man insgesamt
konstatieren, dass die betroffenen Gruppen
weiterhin mit  erheblichen  Sicherheitspro-
blemen konfrontiert sind.

UNHCR hat in einem Positionspa-
pier vom April 2002 deshalb dazu aufgefor-
dert, Angehörige von Minderheiten aus dem
Kosovo nicht zwangsweise zurückzufüh-
ren. Eine Rückkehr sollte hingegen auf ei-
ner strikt freiwilligen Basis erfolgen, dabei
umfassend vorbereitet und abgesprochen
sein sowie auf einer eingehend informierten
Entscheidung der Betroffenen beruhen.

UNMIK teilt ausdrücklich diese Posi-
tion. Unmittelbar vor der IMK-Sitzung er-
suchte UNMIK deshalb die Bundesregie-
rung in einem Schreiben an Bundesinnen-
minister Otto Schily ebenfalls, von zwangs-
weisen Rückführungen von Minderheiten in
das Kosovo Abstand zu nehmen. UNMIK
machte dabei das Angebot, die Lage nach
den Kommunalwahlen im Kosovo im Okto-
ber 2002 mit Blick auf die Rückführungen
neu einzuschätzen.

In dem UNMIK-Schreiben wird fer-
ner betont, dass man sich in einer frühen
aber kritischen Phase eines viel verspre-
chenden Prozesses befinde. Für das Gelin-
gen der politischen Initiativen bedürfe es
nach wie vor einer Änderung der Einstellun-
gen der Menschen insgesamt und innerhalb
der Gemeinden auf lokaler Ebene.

Es bestehe dabei die Zuversicht,
dass sich die Lage von Minderheiten im
Kosovo in der nahen Zukunft weiter verbes-
sern werde. Viel versprechende Entwick-
lungen dürften jedoch „zweifellos nicht
durch vorzeitige zwangsweise Rückführun-
gen von Angehörigen verschiedener Min-
derheitengemeinschaften gefährdet wer-
den“. Ich gehe davon aus, dass nicht zuletzt
wegen dieser Klarstellung der UNMIK-Posi-

tion die Innenminister ihre Beschlussvorla-
ge praktisch in letzter Minute änderten. Die
ursprünglich vorgesehene Feststellung,
man könne nun mit der schrittweisen Rück-
führung von Minderheiten beginnen, wurde
ersetzt durch die Formulierung, die IMK
gehe davon aus, dass die Voraussetzungen
für eine zwangsweise Rückführung noch im
Laufe dieses Jahres gegeben sein werden.
Die Ausländerreferenten von Bund und Län-
dern wurden beauftragt, kurzfristig die Mo-
dalitäten für die schrittweise Rückführung
abzustimmen.

Dieser Beschluss ist unterschiedlich
interpretiert worden. Unsere Lesart ist: Die
IMK hat, wenn auch nur indirekt, bestätigt,
dass derzeit nur eine freiwillige Rückkehr
von Minderheiten in das Kosovo in Frage
kommt.

Die Bundesländer ihrerseits reagie-
ren offensichtlich recht unterschiedlich auf
den IMK-Beschluss. Derzeit gehen wir da-
von aus, dass die meisten Bundesländer
(übrigens auch Bayern) als Minimum zu-
nächst dreimonatige Duldungen für die Min-
derheitenangehörigen aus dem Kosovo
ausstellen. Sie folgen damit, wenn auch zö-
gerlich, unserer Auffassung. Hingegen ver-
längert Baden-Württemberg Duldungen für
die Betroffenen lediglich um einen Monat,
dies halten wir allerdings angesichts der
ausstehenden Zustimmung der UNMIK zu
zwangsweisen Rückführungen nicht für
ausreichend. Ich habe deshalb bereits den
baden-württembergischen Innenminister
gebeten, Duldungen für einen deutlich län-
geren Zeitraum zu erteilen.

Sorgen bereitet uns auch die Tatsa-
che, dass derzeit Ausländerämter die Auf-
forderung zur freiwilligen Ausreise mit einer
Abschiebeandrohung verknüpfen. Diese Art
von Druckausübung korrespondiert nicht
mit unserer Auffassung, dass Angehörige
von Minderheiten aus dem Kosovo zur
Rückkehr weder gezwungen noch genötigt
oder  veranlasst werden  sollen.  Die hier-
durch ausgelöste Verunsicherung bei den
Betroffenen ist höchst unnötig und bedauer-
lich. Insofern ergibt sich ein unbefriedigen-
der Zustand, den wir alle in der praktischen
Arbeit immer wieder hautnah erleben. Dabei
darf aber nicht außer Sicht geraten, dass
derzeit keine unmittelbaren Abschiebungen
von Minderheitenangehörigen zu befürch-
ten sind.

Zum WWWeiterlesen:
www.unhcr.de

Stefan Berglund ist UNHCR-Vertreter in
Deutschland mit Sitz in Berlin.
Am 2. September 2002 besucht Stefan Ber-
glund Kiel, um die Arbeit des Flüchtlingsrates
Schleswig-Holstein kennenzulernen und sich
bei uns über die hierzulande üblichen flücht-
lingspolitischen Standards und die Verwal-
tungspraxis zu informieren.

„Druckausübung korrespondiert

nicht mit unserer Auffassung“Stefan Berglund
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Gewalt gegen Frauen, vor allem
häusliche Gewalt, gibt es auf der ganzen
Welt. Der Unterschied besteht jedoch
darin, wie das jeweilige System, falls es
eines gibt, damit umgeht.

Das jugoslawische Gesetz, das hier
für diese Fälle immer noch gültig ist, besagt,
dass eine Frau häusliche Gewalt nur dann
anzeigen kann, wenn es einen unabhängi-
gen Zeugen gibt1. Haben Sie schon mal
einen Mann gesehen, der erst den Nach-
barn ruft, bevor er seine Frau schlägt?
Häusliche Gewalt findet zu 99 % hinter ver-
schlossenen Türen statt.

Außer dem fehlenden Gesetz
spricht das soziale Gefüge im Kosovo ge-
gen ein Eingreifen bei häuslicher Gewalt.
Eine Frau gehört de facfo (nicht de jure)
ihrem Mann, und kein Außenstehender
würde sich je in eine Familiengeschichte
einmischen. Kosovarische Richter behaup-
ten sogar, dass alles, was in einem Eigen-
heim passiert, KEIN Verbrechen ist2!

UNMIK/OSZE arbeiten seit  einem
Jahr an einer Gesetzesänderung. Es gibt
zwar ein Entwurf, doch wann dies anerkannt
werden wird, weiß niemand.

Eric Trekheld, ein Amerikaner und
Koordinator für die Polizeiteams gegen
häusliche Gewalt im Kosovo3, gibt sich fru-
striert. Die 5 Regionen im Kosovo arbeiten
alle unabhängig voneinander. An Koordina-
tion und Zusammenarbeit ist außerdem
nicht zu denken, weil die internationalen
Polizisten nicht nur unterschiedliche Menta-
litäten und somit Arbeitsweisen haben, son-
dern weil es schlicht Kommunikationspro-
bleme gibt. Viele der internationalen Polizi-
sten sprechen kaum Englisch. Selbst eine
finnische Kollegin, die eine der Regionen
leitet und deren europäische Mentalität der-
jenigen der anglophonen Kollegen doch ei-
nigermaßen nahe erscheint, kennt das Kon-
zept der Teamarbeit nicht.

Herr Trekheld hat sich nun auf das
Trainieren der lokalen Polizei spezialisiert.
Die achtwöchige Ausbildung durch die
OSZE enthält eine Stunde Lesung über
häusliche Gewalt.

Nur in der Region Peja arbeitet ein
Team von Polizisten engagiert für die Rech-
te der Frauen. Jim Cooper, ein Polizist aus
Florida, der langjährige Erfahrung mit der
Bekämpfung von häuslicher Gewalt hat, er-
zählt folgenden Fall:

Luljeta4, eine 35-jährige Frau aus
Peja, wurde jahrelang von ihrem Mann mit
einem  Kabel geschlagen.  In den letzten
Jahren brachte er andere Frauen mit nach
Hause. Luljeta versuchte zweimal wegzu-
laufen, doch er fand sie immer wieder. Bis
sie sich endlich Jim Cooper anvertraute.
Der brachte sie in das einzige Frauenhaus
im Kosovo. Von dort aus ging sie mit ihrer
Schwester zum Sozialamt, um die Schei-
dung zu erbitten. Zufällig befand sich zum
gleichen Zeitpunkt ihr Mann dort. Vor den
Augen des Direktors des Sozialamtes, der
mit verschränkten Armen zusah, schlug er
seine Frau nieder. Ihre Schwester, die eine
Digitalkamera dabei hatte, filmte unbe-
merkt. Vor Gericht behauptete der Direktor,
nichts gesehen zu haben, bis der gefilmte
Beweis erbracht wurde. Seither lebt Luljana
in dem Frauenhaus in Gjakova.

Dieses normale Familienhaus5 hat 4
Zimmer, in dem gegenwärtig ungefähr 20
Frauen und Kinder leben. Eigentlich können
die Frauen dort nur bis zu 6 Monaten leben,
doch weil viele nicht wissen, wohin, behält
die Verwalterin manche bis zu 2 Jahren
dort. Die Enge führt natürlich zu Spannun-
gen.

Seit der Ehemann Luljanas gefun-
den wurde, ist er im Gefängnis. Es hat sich
herausgestellt, dass er in Deutschland
schon wegen diverser Vergehen verurteilt
und abgeschoben wurde, hier aber trotz-
dem Polizist werden konnte.

Bis hierher hört es sich so an, als ob
gerecht durchgegriffen worden sei. Doch
das Ende der Geschichte ist weniger rosig:
Luljana musste aufgrund von Spannungen
das Frauenhaus verlassen. Ihre eigene
Mutter nimmt sie selbst zwar zurück, nicht
iedoch ihre beiden Kinder, die in alter Tra-
dition zum Vater gehören. Wie Ariana Qo-
saj-Mustafa berichtet, sind oft die eigenen
Mütter oder die Schwiegermütter diejeni-
gen, die den Ehemann zur Gewalt an seiner
Frau antreiben (nach dem Motto: Ich habe

es durchgemacht, warum sollte es meiner
Tochter besser gehen?).

Bald wird ihr Mann aus dem Gefäng-
nis entlassen werden. Die Höchststrafe für
solche Vergehen beträgt 50 Tage. Es gibt
keine psychologischen Gutachter, die even-
tuell gegen die Entlassung eines gewalttäti-
gen Mannes sprechen könnten.

Jim Cooper weiß, dass er keine wirk-
lichen, effektiven “Werkzeuge” in der Hand
hat. Am Anfang seiner Tätigkeit in Peja fass-
ten viele Frauen Mut und zeigten ihre Ehe-
männer an. Doch nachdem klar wurde,
dass er ihnen nicht wirklich helfen kann,
nahm die Zahl der Antragsteller erheblich
ab.

Luljana und allen anderen Frauen,
die zur Polizei gegangen sind, stehen jetzt
wahrscheinlich härtere Zeiten bevor als je
zuvor. Die Polizei kann sie nicht schützen,
das Frauenhaus ist zu klein, der Kosovo ist
zu klein und zu vernetzt, um sich zu verste-
cken. In den Augen ihrer Familien sind SIE
die Schuldigen, da sie Außenstehende ein-
bezogen und die Autorität ihrer Ehemänner
untergraben haben. Oft werden sie von ih-
ren Familien verstoßen, und sei es, wie in
Luljanas Fall, weil die Familie selbst große
Angst vor der Familie des Ehemannes hat.
Größere Gewalttätigkeiten stehen ihnen be-
vor, ihre Kinder werden ihnen unweigerlich
weggenommen.

Bevor das neue Gesetz heraus-
kommt und diesen Frauen ein Minimum an
Schutz bieten kann, werden sich misshan-
delte Frauen verraten vorkommen und auf-
hören, um Hilfe zu bitten.

Auch gegen die vielen Fälle von In-
zest, denen Jim Cooper mit seinem Team
auf der Spur ist, kann derzeit nichts unter-
nommen werden.

Anmerkungen:
1 Interview mit der Juristin Ariana Qosaj-
Mustafa, OSZE, 28.6.02
2 Eric Trekheld, 1.7.02
3 Interview in Pristina am 1.7.02
4 Name aus Sicherheitsgründen geändert
5 Besuch im Mai 2002

Zum WWWeiterlesen:
www.kosova-info-line.de

Gewalt gegen Frauen

im KosovoChristina Kaiser

Christina Kaiser ist Mitarbeiterin der Infor-
mationsstelle der Deutschen Caritas und
Diakonie in Pristina. der Beitrag entstand
am 9. Juli 2002.
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Es ist ruhig um die Demokrati-
sche Republik Kongo (RDC) geworden.
Zumindest in der deutschen Öffentlich-
keit. Vor Ort jedoch ist in den letzten
Monaten viel passiert, was aber nicht zu
einer Verbesserung der Situation für die
Menschen geführt hat.

Nach fast zweimonatigen Verhand-
lungsgesprächen in der südafrikanischen
Stadt Sun City ist im April 2002 eine Verein-
barung zwischen dem amtierenden Regie-
rung von Josef Kabila, der MLC (Bewegung
für die Befreiung Kongos), einer der beiden
großen Rebellenbewegungen, Mitgliedern
der Zivilgesellschaft und der RCD-MI unter
der Führung von Mbusa Nyamwisi (eine
Abspaltung der RCD - Versammlung der
Demokraten Kongos) geschlossen worden.
Sie stößt auf Ablehnung sowohl auf Seiten
der anderen Rebellenbewegung, der RCD-
Goma als auch auf Seiten der unbewaffne-
ten Oppositionsparteien, vor allem der
UDPS (Union für die Demokratie und den
sozialen Fortschritt) von Etienne Tshiseke-
di.

Nach dieser Vereinbarung solle der
jetzige Präsident Joseph Kabila bis zu den
geplanten Wahlen im Amt bleiben und der
MLC-Chef Jean-Pierre Bemba solle Regie-
rungschef werden. Seitdem finden in Kin-
shasa Gespräche zwischen den Delegatio-
nen der Regierung, der MLC statt, mit dem
Ziel eine Verfassung für die Übergangszeit
zu erarbeiten. Bei dieser neuen Allianz tre-
ten die Kinder der ehemaligen „Dinosaurier“
des Mobutu Regimes in Aktion: JeanPierre
Bemba, Präsident der MLC und zukünftiger
Premierminister, ist der Sohn von Memba
Saolona, einflussreicher Geschäftsmann
und Vorsitzender des Arbeitgeberverban-
des unter Mobutu; Oliver Kamitatu, Gene-
ralsekretär der MLC und Anführer der MLC-
Delegation ist der Sohn von Cleophas Ka-
mitatu, der unter Mobutu Minister war. Man
darf daher die politische Motivation und die
Integrität der MLC-Delegation in Frage stel-

len. Gegenwärtig werden die Verhandlun-
gen fortgesetzt.

Auf der Gegenseite entstehen auch
erstaunliche Allianzen: fünf politische Op-
positionsparteien bildeten unter der Füh-
rung von Tshisekedi eine Allianz mit der
Rebellenbewegung der RCD-Goma. Diese
neue Bewegung, genannt ASD, Allianz für
die Rettung des interkongolesischen Dia-
logs, hat die Weiterführung des Dialogs zum
Ziel. Während sich solcherart politische
Mauscheleien andeuten, ändert sich für die
Bevölkerung im Alltag nichts. So schlugen
im Februar 2002 einige humanitäre Organi-
sationen Alarm: Jacques de Laurens, zu-
ständig für dieses Gebiet bei Caritas France
fasste die Situation wie folgt zusammen: „16
Millionen Menschen sind unterernährt. Im
Gesundheitsbereich sind die vorhandenen
Strukturen durch den Krieg zerstört worden,
der Staat ist schon längst verschwunden. Im
Bildungsbereich ist ebenfalls alles zerstört
worden. Alles muss neu aufgebaut werden.“
Nach vier Jahren Krieg wird geschätzt, dass
drei Millionen Menschen ums Leben ge-
kommen sind, entweder weil sie Opfer der
stattfindenden Kämpfe waren oder infolge
der Seuchen, die durch den Krieg ausge-
brochen sind.

In Kinshasa selber ist der Alltag ein
reiner Hindernislauf, aus „Kin La Belle“ (Kin
die Schöne) ist „Kin La Poubelle“ (Kin der
Mülleimer) geworden. Überleben ist inzwi-
schen die Hauptaufgabe der Bewohner von
Kinshasa Hunderttausende von Inlands-
flüchtlingen haben hier nach Ausbruch des
bewaffneten Konfliktes Zuflucht gesucht
und vegetieren nun in riesengroßen „cites“
um die Stadt. Die Zahl der Bevölkerung dort
wird nun auf sechs bis sieben Millionen
geschätzt. Verkehrsmittel gibt es schon lan-
ge nicht mehr. Laufen ist Pflicht: Tag für Tag
sind Tausende von Menschen zu Fuß un-
terwegs. Die Hauptsorge bleibt die Versor-
gung mit Nahrungsmitteln: in der Mehrheit
essen die Einwohner von Kinshasa nur ein-
mal pro Tag; dabei können sie sich höch-
stens foufou (Manioc- oder Maisbrei) mit ein
bisschen Gemüse oder mit Eiern oder Fisch
aus dem Fluss leisten. Fleisch ist ein Luxus.
Man kann es zwar auf dem Markt kaufen,
aber ein Kilo kostet 2000 Kongolesische
Francs, umgerechnet  sieben  Euro, wäh-

rend das durchschnittliche Monatsgehalt ei-
nes Beamten 15 Euro beträgt.

Mit diesem Geld kann er kaum seine
Kinder zur Schule schicken. Besonders be-
troffen sind Straßenkinder, die nur durch
Betteln oder durch Stehlen überleben kön-
nen. Laut RFI kann ihre Zahl nicht beziffert
werden. Sie werden „Shegues“ genannt,
sind von ihrer Familie zurückgelassen wor-
den oder haben sie verlassen und leben
zum größten Teil in Banden. Sie leben auf
der Straße und bekommen nur wenig Hilfe:
Der Staat tut nichts für sie, lediglich einige
Organisationen versuchen, ihnen zu helfen,
aber auch da sind die Mittel begrenzt. (RFI
02.05.02).

Die Situation der Menschenrechte
hat sich auch nicht verbessert. Im Februar
2002 veröffentlichte die Menschenrechtsor-
ganisation ASADHO (siehe Der Schlepper
Nr. 17) einen Bericht für die Woche vom 18.
bis zum 24.02.02 und stellte dort fest, dass
die allgemeine Situation des Landes be-
sorgniserregend bliebe. Die ASADHO be-
zweifelte die Behauptung des neuen UNO-
Berichterstatters zur Situation der Men-
schenrechte, der nach Abschluss  seines
Besuches im Land gemeint hatte, die Situa-
tion der Menschenrechte habe sich deutlich
verbessert.

Als Gegenbeispiel nannte die ASAD-
HO die Festnahme eines Oppositionspoliti-
kers und zitierte den englischen Botschafter
in Kinshasa, der sich besorgt äußerte „über
die Verschlechterung der Menschenrechts-
situation, die durch tägliche Festnahmen
durch Offiziere der Streitkräfte gekenn-
zeichnet ist, die unbestraft bleiben“. Weiter-
hin stellte die ASADHO fest, dass diese
Einschätzung durch Menschenrechtsorga-
nisationen bestätigt wird, die Festnahmen
durch die zahlreichen Geheimdienste und
das Fortbestehen von Geheimgefängnissen
anprangern.

Im April diesen Jahres gab die VSV
(Voix des Sans Voix, eine Menschen-
rechtsorganisation) die Festnahme von
Herrn N’Sii, Vorsitzenden der CODHO (Co-
mite des Observateurs des droits de I’hom-
me, eine Menschenrechtsorganisation)
durch den Militärgerichtshof (COM = Cour
d’ordre militaire) bekannt. Ebenfalls im April,
jeweils am 09. und am 11., wurden friedliche
Demonstrationen der UDPS gewalttätig von

Pierrette Roussillat und Albert Onangolo
W’Okitasombo engagieren sich bei der
Zentralen Beratungs- und Betreuungsstelle
für Ausländerinnen und Ausländer in
Schleswig-Holstein e.V. (ZBBS).

Folter, Vergewaltigungen

und Geheimgefängnisse
Albert Onangolo W’Okitasombo

Pierrette Roussillat
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den Streitkräften aufgelöst. Demonstration-
steilnehmerlnnen wurden verhaftet, verhört
und misshandelt .

Die namhaften Menschenrechtsor-
ganisationen bleiben allerdings vorsichtig
und sind der Meinung, dass die Ankündi-
gungen von Verbesserungen durch das Re-
gime vor allem dazu beitragen solle, nach
außen ein besseres Bild von der RDC zu
geben. Das Regime will vor allem Kritik aus
dem Westen vorbeugen und sein Image
aufpolieren.

Die Kluft zwischen dem Gesagten
und den Taten sei groß, klagt ASADHO.
Denn vor Ort seien willkürliche Festnahmen
und Folter an der Tagesordnung. Beson-
ders besorgnis erregend ist die Zunahme
der operierenden Geheimdienste, die un-
kontrolliert die Bevölkerung terrorisieren (le
soft online vom 24.01.02). Als weiteres Bei-
spiel zitierte die ASADHO in der Zeitung “Le
Phare” im März 2002 den Fall des Studen-
ten Chungu Kibamba, der im Februar 2002
entführt und verhaftet wurde. Es wurde ihm
vorgeworfen, Anführer der Unruhen vom
Dezember 2001 auf dem Unigelände von
Lubumbashi gewesen zu sein. Er ist in Haft
schwer gefoltert worden.

Im Osten des Landes, das von der
RCD-Goma kontrolliert wird, ist die Situati-
on ebenfalls erschreckend. Ende Mai wur-
den in Kisangani in Folge einer Meuterei
gegen die Rebellenbewegung Hunderte
von Toten gemeldet. In einem von Human
Rights Watch im Juni 2002 veröffentlichter
Bericht wird beschrieben, wie Vergewalti-
gung und sexualisierte Gewalt gegenüber
Frauen und Mädchen als Kriegswaffe be-
nutzt wird. Frauen und Mädchen tragen die
Hauptverantwortung für die Weiterversor-
gung der Familie: aus diesem Grund gehen
sie auf Felder und werden dabei Opfer von
Soldaten: Sie verschleppen sie, nutzen sie
aus, zwingen sie zur sexuellen Gewalt. Der
Bericht ist erschreckend. Die Folgen dieser
Gewalttaten sind unendlich: Frauen werden
von ihren Familien getrennt, ausgestoßen,
erkranken an AIDS und anderen Krankhei-
ten, Kinder wachsen ohne traditionelle fami-
liäre Strukturen, die Versorgung der Famili-
en bricht zusammen usw. Mehrere Genera-
tionen werden darunter leiden.

In Schleswig-Holstein leben viele
Kongolesen, die von Abschiebung bedroht
sind. In einer Entscheidung vom 16.04.2002
hat das schleswig-holsteinische Oberver-

waltungsgericht Abschiebungshindernisse
nach §53 Abs. 6 AusIG für eine alleinste-
hende Frau mit Kind festgestellt, was in
diesem Fall ein Erfolg ist. Bedauerlich ist,
dass das Oberverwaltungsgericht es an-
ders sieht, für alleinstehende Erwachsene,
komplette Familien oder Personen, die
auch nach unter Umständen langjähriger
Abwesenheit in familiär/verwandschafltiche
Strukturen in die RDC zurückkehren könn-
ten oder finanziell leistungsfähig seien. In
diesen Fällen heißt es in der Entscheidung
„ist davon auszugehen, dass sie durch ihre
Abschiebung nach Maßgabe der derzeit be-
stehenden Verhältnisse regelmäßig nicht in
eine extreme Gefahrenlage geraten, die sie
gleichsam sehenden Auges dem sicheren
Tod oder schwersten Verletzungen ausset-
zen würde.“

Aufgrund der oben geschilderten
Verhältnisse wären sicherlich auch allein-
stehende Erwachsene oder Familien mit
Kindern im Falle ihrer Rückkehr mit einer
schwierigen Situation konfrontiert, in der ihr
Überleben gar nicht gesichert wäre.

Zum WWWeiterlesen:
www.ned.org/grantees/asadho/

______________ DR Kongo ______________35

August 2002 www.frsh.de Der Schlepper Nr. 19



Sendebeitrag des Deutschlandfunks

vom 20.6.2002

Der Moskauer Flughafen Schere-
metjevo-II. Vor wenigen Wochen, mor-
gens gegen fünf Uhr, kam hier der 28jäh-
rige Tschetschene Tamerlan Orzujev mit
dem Flug aus Berlin-Schönefeld an. Ab-
geschoben auf Anordnung der Berliner
Innenbehörde, gegen den dringenden
Rat zahlreicher Menschenrechtsorgani-
sationen und Politiker. Orzujev wurde
abgeschoben, obwohl er von der Men-
schenrechtsorganisation Amnesty Inter-
national als politischer Flüchtling unter-
stützt wurde.

Sein Bruder durtte bleiben. – Dieser
nun hatte Angst, dass Tamerlan Orzujev als
abgelehnter Asylbewerber auf dem Mos-
kauer Flugplatz Scheremetjevo Schwierig-
keiten bekommen  würde, und rief  einen
Freund in Moskau an. Der sollte den Abge-
schobenen am Flugplatz abholen.

„Ich war pünktlich am Flugplatz. Die
Passagiere aus Berlin kamen heraus. Ta-
merlan war nicht dabei. Bis mittags hatte ich
dann alle leitenden Stellen des Fluplatzes
alarmiert. Ich war erst beim Sicherheitschef.
Der war nicht da, aber sein Stellvertreter
sagte mir, ein Tamerlan Orzujev sei nicht in
Moskau eingetroffen. Dann war ich bei der
Abteilung, die für die Ankunft der Fluggäste
verantwortlich ist, da sagte mir eine füllige
Frau, ich sollte nach Hause fahren, ja, Ta-
merlan habe abgeschoben werden sollen,
aber im letzten Moment hätten sie ihn dann
doch nicht abgeschoben. Daraufhin ging ich
zur Flughafendirektion. Als ich drohte, ich
würde bei Präsident Putin anrufen und die
Presse alarmieren, kam ein Vertreter der
sogenannten ,Organe’ heraus.“

Er habe vom Äußeren des Mannes
geschlossen, dass der vom russischen In-
lands-Geheimdienst FSB sei: Kurze Haare,
Schlips, dunkler Anzug, unauffällige Jacke.

„Auch er riet mir, nach Hause zu
fahren. Andernfalls würde er mich genauso
mitnehmen wie Tamerlan. Dadurch hat er

sich verraten. Ich bin dann sitzengeblieben
und habe angefangen, aufs geratewohl ir-
gendwelche Redaktionen anzurufen.
Schließlich brachten sie mich in einen ein-
zelnen Raum. Nach weiteren fünf bis sechs
Stunden wurde auf einmal Tamerlan herein-
geführt. Insgesamt hat das sieben oder acht
Stunden gedauert.“

Ali brachte Orzujev zu dem Moskau-
er Inlandsflugplatz Vnukovo, setzte ihn dort
in ein Flugzeug nach Inguschetien. Von dort
sollte er zu seinen Eltern fahren. Die leben
in Tschetschenien, nahe der Grenze zu In-
guschetien.

„Tamerlan war, wie soll ich sagen,
total depressiv. Erst kurz vor Vnukovo fing
er überhaupt an zu reden. Ich habe nicht
vollständig gefragt, was in Scheremetjevo
passiert ist, ich habe nur gefragt, ob er
geschlagen wurde oder nicht. Er hat gesagt,
dass sie ihn einmal mit dem Gummiknüp-
pel, zwischen die Rippen, in die Nieren ge-
stoßen haben. Und dass sie gesagt hätten:
Jetzt wißt ihr, was mit Tschetschenen pas-
siert, die in den Westen abhauen.“

Vor dem Abflug nach Inguschetien
telefonierte Orzujev mit der Menschen-
rechtlerin Svetlana Gannuschkina. Gan-
nuschkina leitet die „Bürgerhilfe“, die größte
Beratungsstelle für Flüchtlinge in Moskau,
und arbeitet eng mit der Menschenrechtsor-
ganisation „Memorial“ und mit Amnesty In-
ternational zusammen.

„Über Scheremetjevo hat Orzujev
nur gesagt, dass sein Gepäck verlorenge-
gangen ist, und dass man ihm sein Geld
abgenommen hat. Das ist so trivial, dass wir
das gar nicht weiter besprochen haben. Das
Gepäck ist später allerdings wieder aufge-
taucht.“

Seit seiner Abreise aus Moskau ist
Orzujev verschwunden. Mitarbeiter Gan-
nuschkinas haben seine Eltern in Tschet-
schenien besucht, die sagten, sie wüssten
nicht, wo er sei. Ob Orzujev festgehalten
wird, oder ob er zu seinem eigenen Schutz
untergetaucht ist, ist ungewiß.

Das Schicksal von abgeschobenen
Flüchtlingen in Russland ist schwer nachzu-
vollziehen. Die deutsche Botschaft soll sich
eigentlich darum kümmern. Allein das zeugt
davon, dass die Bundesregierung von einer
Gefährdung der abgeschobenen Flüchtlin-
ge ausgeht. Die Diplomaten tun aber auch
nichts anderes als bei Svetlana Gan-
nuschkina nachzufragen, oder Briefe an Be-
hörden zu schreiben.

Die Erlebnisse von Tamerlan Orzu-
jev sind bei den verantwortlichen Politikern
offenbar noch nicht angekommen. Der Bre-
mer Innensenator und derzeitige Vorsitzen-
de der Innenministerkonferenz, der CDU-
Politiker Kuno Böse:

„Weiß ich nicht, ob das dann dort so
ist, dann muss die Deutsche Botschaft uns
mitteilen, nur sie ist in der Lage, einen Be-
richt abzuliefern, der auch hier rechtsbe-
ständig ist, denn unsere Entscheidungen
müssen ja rechtsbeständig sein, sie müs-
sen auf einer rechtlichen Grundlage sein,
und das sind die Berichte des Auswärtigen
Amtes, das sind ganz bestimmt nicht Einzel-
beobachtungen, das kann ja auch keiner
überprüfen, nun will auch gar nicht sagen,
dass das falsch ist, oder aber so sind oder
nicht so sind.“

Länderinnenminister, das Bundesin-
nenministerium und das  Auswärtige Amt
schieben sich die Verantwortung gegensei-
tig zu. Das aber hat Einfluss auf das Schick-
sal weiterer Flüchtlinge im Abschiebever-
fahren – auf deren Unversehrtheit und Si-
cherheit. Denn es geht darum, ob Tschet-
schenen überhaupt nach Russland abge-
schoben werden dürfen. Die meisten deut-
schen Innenpolitiker unterstellen offensicht-
lich, dass es eine sogenannte „inländische
Fluchtalternative“ gibt. Der Vorsitzende der
Innenministerkonferenz, Kuno Böse:

„Das Leben für Tschetschenen ist
dort nicht einfach. Der Bericht des Auswär-
tigen Amtes sagt auch, dass Tschetsche-
nen, die hier auf ein Netzwerk treffen, von
Familien dort aufgenommen werden kön-
nen, dann können sie auch nach Russland
zurückkehren. Es kommt also tatsächlich

Freiflug ins Ungewisse
Deutschlands Umgang mit

tschetschenischen Flüchtlingen
Gesine Dornblüth

Thomas Franke
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auf eine Einzelfallprüfung an, und die wird
auch in jedem Fall vorgenommen.“

Im Fall von Tamerlan Orzujev fand
nach Angaben der mit diesen Fällen befass-
ten Rechtsanwälte die vorgeschriebene
Einzelfallprüfung ebenso wenig statt wie bei
zahlreichen anderen tschetschenischen
Flüchtlingen auch. Orzujev hat auch kein
„familiäres Netzwerk“ außerhalb Tschet-
scheniens.

Dazu kommt, dass der Bundesbe-
auftragte für Asylangelegenheiten gegen
nahezu jeden positiven Asylbescheid klagt.
Der Bundesbeauftragte aber untersteht
dem Bundesinnenministerium, hält sich je-
doch offensichtlich nicht an dessen Vorga-
ben. In Otto Schilys Ministerium kennt man
das Problem zwar, möchte sich aber auf
eine entsprechende Nachfrage nicht dazu
äußern.

Das Land Berlin war bis vor kurzem
besonders eifrig. Erst auf massiven öffentli-
chen Druck nach der Abschiebung Orzu-
jevs beschloss das Berliner Abgeordneten-
haus einen sechsmonatigen Abschie-
bestopp. Damit steht Berlin bisher allein im
Bundesgebiet.

Wieviele Tschetschenen bisher  in
anderen Bundesländern abgeschoben wur-
den oder vor der Abschiebung stehen, ist
kaum herauszubekommen.
Denn Tschetschenen wer-
den auch bei deutschen Be-
hörden als „Russen“ ge-
führt. Die Innenminister ge-
ben deshalb vor, keine diffe-
renzierten Zahlen zu haben.
Einige Beamte verschleiern
sogar unmittelbar bevorste-
hende Abschiebungen –
Begründung: Man dürfe
„aus Datenschutzgründen“
zu Einzelfällen nichts sa-
gen.

Anfang Juni wurde
ein anderer Tschetschene,
Tamerlan Umarov, aus Bay-
ern abgeschoben. Umarov
wurde in München in ein
Flugzeug gesetzt, Ankunft
18 Uhr Moskauer Zeit,
gleichfalls auf dem Fluplatz
Scheremetjevo-II. Umarov
wurde auf dem Flugplatz
von der Menschenrechtsor-
ganisation „Memorial“ er-
wartet. Svetlana Gan-
nuschkina:

„Unsere Mitarbeite-
rin stand da – mit einem
Schild mit der   Aufschrift
»Memorial«. Sie hat ihn
nicht getroffen. Sie hat bei
den Grenzbeamten nach-

gefragt, ob irgend jemand aufgehalten wor-
den sei, die haben gesagt, nein. Uns beun-
ruhigt das vor allem deshalb, weil er, außer
dem Dokument, dass er abgeschoben wur-
de, überhaupt keine Papiere hat, er hat
keinen Pass. Deshalb kann er große Unan-
nehmlichkeiten bekommen.“

Als dann Journalisten und Flücht-
lingsorganisationen in Russland und in
Deutschland anfingen, sich für den Verbleib
Umarovs zu interessieren, war plötzlich von
einem Anruf aus England die Rede. Umarov
sei in Moskau von einem Onkel abgeholt
worden, alles sei in Ordnung, berichtete ein
Tschetschene in Nürnberg einer Flücht-
lingsberaterin. Umarov hatte zuvor nie Ver-
wandte oder Bekannte in Moskau erwähnt.
Gerade deshalb war er eigentlich erleich-
tert, dass er in Moskau von Menschenrecht-
lern abgeholt werden sollte. Wer angerufen
hat, ist nicht mehr nachvollziehbar. »Memo-
rial« hat eine Anfrage bei der Miliz über den
Verbleib Umarovs veranlasst. Das Ergebnis
steht noch aus. Umarov aber ist seit seiner
Abschiebung – verschwunden.

Die Beratungsstelle der »Bürgerhil-
fe« in Moskau. Frauen und Männer drän-
geln sich auf dem kleinen Flur, die Luft ist
stickig. Drei mal pro Woche beraten Ärzte,
Psychologen und Sozialarbeiter die Flücht-
linge, im Jahr zehn- bis zwölftausend Men-
schen, vor allem Tschetschenen.

Der russische Staat kümmert sich so
gut wie gar nicht um Flüchtlinge. Von den
etwa 570.000 Menschen, die während der
letzten 2½ Jahre aus Tschetschenien flo-
hen, wurden nur 12.500 überhaupt als
Flüchtlinge anerkannt. Jelena Burtina, stell-
vertretende Vorsitzende der Bürgerhilfe:

„Wenn ein Tschetschene abgescho-
ben wird, in Moskau aus dem Flugzeug
steigt und hier niemanden hat, dann reist er
weiter nach Tschetschenien. Mit seinen Pa-
pieren kann er in eine sogenannte Säube-
rung geraten, kann getötet oder gefoltert
werden. Die Gefahr, dass ihm hier Drogen
untergeschoben werden, ist gesunken,
aber sie ist nicht ausgeschlossen. Wenn er
mit Drogen erwischt wird, wird er von der
Miliz geschlagen; die Miliz schlägt bei uns
nicht nur Tschetschenen, aber Tschetsche-
nen besonders gern. Vielleicht schlagen sie
ihn nicht tot, aber dass sie ihn zum Krüppel
schlagen, das ist sehr wahrscheinlich. Ein
Stempel mit dem Vermerk Abschiebung im
Pass kann durchaus die besondere Auf-
merksamkeit der Miliz wecken. Aber ich
glaube nicht, dass es da gezielte Anweisun-
gen gibt.“

Tschetschenen werden in Moskau –
wie alle Menschen, die südländisch ausse-
hen – ständig kontrolliert. An allen Metro-
Stationen und an allen Straßenunterführun-
gen stehen Milizionäre. Jelena Burtina:
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„Die Verfolgung durch die Miliz ist
zweifellos eine Verfolgung, die von oben
angeordnet ist. Dass ein Tschetschene
durch die Stadt fährt und nicht mindestens
einmal von der Miliz angehalten wird, ist
unmöglich.“

Die sogenannte „Registrierung“ ist
ein Überbleibsel aus den Zeiten des sowje-
tischen Überwachungssystems. Danach
muss sich jeder Fremde innerhalb von 48
Stunden polizeilich an seinem Aufenthalts-
ort melden. Tschetschenen gelingt es nur in
den seltensten Fällen, solch eine Registrie-
rung zu bekommen.

Die Folgen einer fehlenden Regi-
strierung seien fatal, erklärt Burtina:

„Die regionalen Moskauer Registrie-
rungsvorschriften sehen saftige Strafen vor,
wenn jemand ohne Registrierung beschäf-
tigt wird. Eine Arbeit zu bekommen, ist des-
halb in Moskau praktisch unmöglich. Außer-
dem werden Sozialhilfe und Renten nur dort
ausgezahlt, wo jemand registriert ist. Ge-
nauso beim Kindergeld oder wenn jemand
medizinische Hilfe braucht. Wir haben jetzt
ein Krankenversicherungssystem, das
heißt, kostenlose medizinische Versorgung
gibt es nur mit einer Versicherungspolice.
Diese Policen wurden in Tschetschenien all
die Jahre nicht ausgestellt. Um jetzt eine
Versicherungspolice zu bekommen, muss
man sich registrieren lassen, und zwar für
mindestens sechs Monate.“

In der Summe heißt das: Tschet-
schenen können nicht ungehindert für ihren
Lebensunterhalt sorgen – und zwar nur
deshalb, weil sie Tschetschenen sind.

Zur Zeit geben die russischen Innen-
behörden neue Pässe aus. Allerdings:
Nach einem Erlass des Innenministeriums
dürfen die neuen Personaldokumente nur
an dem Ort ausgestellt werden, der im alten
Pass als Wohnort angegeben ist. Jelena
Burtina:

„Im Fall der tschetschenischen
Flüchtlinge existieren diese Wohnorte viel-
fach gar nicht mehr. Und die Reise dorthin
ist gefährlich. Denn wenn einer ohne Pass
reist, dazu noch ein Mann, dann ist das fast
der direkte Weg in sogenannte »Filtrations-
lager« der Militärbehörden. Wir haben hun-
derte Briefe in dieser Angelegenheit ge-
schrieben und gesagt, dass man die Men-
schen nicht wegen ein paar Papieren sol-
cher Gefahren aussetzen darf. Das alles ist
gesetzeswidrig, und wir führen jetzt eine
Kampagne durch, bei der wir alle tschet-
schenischen Flüchtlinge auffordern, dage-
gen zu klagen.“

Dem geltenden Gesetz nach steht
auch Tschetschenen jedes Recht eines
Staatsbürgers der Russischen Föderation

zu, in der Praxis müssen sie aber jedes
einzelne dieser Rechte erstreiten.

Angesichts dieser Zustände kommt
das Flüchtlingswerk der Vereinten Nationen
zu der Auffassung, dass eine Rückkehr
tschetschenischer Flüchtlinge in die Russi-
sche Föderation „in der Regel nicht zumut-
bar ist“. Svetlana Gannuschkina, die Vorsit-
zende der »Bürgerhilfe«, hält die Vorstellun-
gen deutscher Innenpolitiker über „inländi-
sche Fluchtalternativen“ für naiv. In Russ-
land kann man schließlich in der Regel nicht
einmal eine Zugfahrkarte kaufen, ohne sei-
nen Pass vorzeigen zu müssen.

„Diese merkwürdige Idee, in irgend-
eine Region der Russischen Föderation zu
reisen und sich dort eine Existenz aufzu-
bauen, geht von der Vorstellung aus, dass
Sie Ihr Gepäck packen, sich in einen Zug
setzen, Geld von Ihrem Konto abheben...
Übrigens, die Guthaben von Tschetsche-
nen auf tschetschenischen Banken sind bis
heute gesperrt. Die Leute kommen seit
1992 nicht an ihr Geld heran. Die Gebiete,
in denen Tschetschenen nicht planmäßig
diskriminiert werden, kann man an fünf Fin-
gern abzählen, und fünf Finger sind noch
reichlich.“

Eine Abschiebung nach Moskau
kommt deshalb einer  Abschiebung  nach
Tschetschenien gleich. Dazu der Vorsitzen-
de der Innenministerkonferenz, Kuno Böse:

„Wird immer wieder gern gesagt...
Ich möchte mal dem Eindruck entgegenwir-
ken, als würden wir hier wissend um den
sicheren Tod möglicherweise von Flüchtlin-
gen, die bei uns Asyl beantragt haben, zu-
stimmen, wenn sie da zurückkehren. Also
ich möchte diesem Eindruck entschieden
entgegenwirken. Also mit Verlaub, das hat
die Bundesrepublik Deutschland noch nie
getan.“

In Inguschetien, der Nachbarrepu-
blik Tschetscheniens, lebt etwa ein Drittel
der tschetschenischen Flüchtlinge. Auch
dort wächst seit der Wahl eines neuen Prä-
sidenten vor ein paar Monaten der Behör-
den-Druck. Svetlana Gannuschkina war zu-
letzt im März in Inguschetien. Sie berichtet
von Säuberungsaktionen der Armee in den
Flüchtlingslagern.

„Seit der zweiten großen Flücht-
lingswelle, 1999, gab es immer wieder Ver-
suche, die Flüchtlinge in den Lagern zur
Rückkehr nach Tschetschenien zu zwin-
gen. Die Methode war sehr einfach. Man hat
den Menschen nichts mehr zu essen gege-
ben. Die Flüchtlinge werden seit Anfang
2002 praktisch nicht mehr versorgt.“

Tschetschenien ist heute immer
noch ein rechtsfreier Raum ohne Sicher-
heitsgarantien, in dem täglich Menschen
verschwinden und umgebracht werden.

Erst vor wenigen Tagen hat Amnesty Inter-
national in einer weltweiten Eilaktion auf das
Schicksal von sechs Tschetschenen auf-
merksam gemacht, die Anfang Juni von rus-
sischen Sicherheitskräften verhaftet wurden
und die seitdem verschwunden sind.

Trotzdem haben der Präsident Ingu-
schetiens, der Beauftragte des Russischen
Präsidenten für die Südregionen und der
pro-russische Verwaltungschef der Repu-
blik Tschetschenien, Achmed Kadyrov,
kürzlich einen detaillierten Plan über die
„Rückführung“ aller tschetschenischen
Flüchtlinge unterzeichnet. Bis Ende Sep-
tember soll die Rückkehr abgeschlossen
sein.

In der kommenden Woche wird Ka-
dyrov Deutschland besuchen, nicht zuletzt,
um  für  den geplanten Wiederaufbau der
Nordkaukasus-Republik sowie für    die
Flüchtlingsrückkehr zu werben. – Die Wahr-
scheinlichkeit, dass der Verwaltungschef
Tschetscheniens in der deutschen Haupt-
stadt auf freundliche Zustimmung stoßen
könnte, ist übrigens gar nicht so gering. Der
parlamentarische     Geschäftsführer der
CDU-Fraktion im Berliner Abgeordneten-
haus, Frank Henkel, behauptet zum Bei-
spiel:

„Der Bürgerkrieg in Tschetschenien
ist beendet. Es besteht daher keine generel-
le Gefährdungslage, die eine Anerkennung
als Asylberechtigte im Rahmen eines Asyl-
verfahrens hier ermöglichen; es ist übrigens
nicht meine Auffassung, sondern es ist die
Auffassung der Bundesregierung, ist die
Auffassung des Herrn Bundesministers.“
Henkel beruft sich auf den Lagebericht des
Auswärtigen Amts. Den habe er allerdings
nicht gelesen.

Im Außenministerium indes kann
man nicht so ganz nachvollziehen, worauf
sich der hauptstädtische Lokalpolitiker be-
zieht. Denn: Erst vor zwei Wochen erneuer-
te Außenminister Joschka Fischer anläss-
lich der Vorlage des „Menschenrechtsbe-
richts der Bundesregierung“ seine Forde-
rung an die russische Regierung...

„... das inakzeptable Vorgehen der
Streitkräfte gegen die Zivilbevölkerung zu
beenden, die Verantwortlichen vor Gericht
zu stellen und energisch die Suche nach
einer politischen Lösung voranzutreiben.
Der Maßstab unserer Glaubwürdigkeit liegt
bei uns selbst, in unserer Innenpolitik. Wie
halten wir es mit den Menschenrechten bei
uns, wie stehen wir zu Rassismus, wie ge-
hen wir mit Flüchtlingen, wie mit unseren
Minderheiten um?“

Fragen, die auch heute, am 20. Juni,
dem Welt-Flüchtlingstag, immer noch auf
eine Antwort warten.
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Die 22 Staaten der Arabischen
Liga bieten Israel als Gegenleistung für
den Rückzug von allen 1967 besetzten
Gebieten die volle Anerkennung, Norma-
lisierung der Beziehungen und Sicher-
heitsgarantien. Dies ist der Kern der Frie-
dens-Initiative des saudischen Kron-
prinzen und Regenten Abdullah vom 17.
Februar 2002, die auf dem Beiruter Gip-
feltreffen der Arabischen Liga am 27./28.
März 2002 den Beifall der Regierungen
fand.

Das Verdienst des Vorschlags
aus Saudi-Arabien – Schwergewicht un-
ter den arabischen Staaten und in der
islamischen Welt – liegt darin, in einer
Zeit scheinbar unaufhaltsamer Gewal-
teskalation den israelisch-palästinensi-
schen Konflikt und seine mögliche Bei-
legung auf den Kern – „Land für Frieden“
– zurückgeführt zu haben. Diese Formel
war die Basis des Friedensprozesses,
der 1991 in Madrid begann, 1993 in Oslo
einen Schub erhielt und nach 18 Mona-
ten Krieg unter 1500 Toten begraben lag.

Die Dynamik der Vergeltung

Der Krieg zwischen Israel und den
Palästinensern offenbart eine Vielzahl von
Gewaltformen, die aus moralischer wie völ-
kerrechtlicher Sicht unterschiedlich zu be-
urteilen sind. Sie reichen von Attacken ge-
gen militärische Ziele bis zu Massenmorden
an Zivilisten.

In der Intifada attackieren Palästi-
nenser im Gazastreifen und in der West-
bank israelische Soldaten und jüdische be-

waffnete und unbewaffnete Siedler; die An-
griffe ereignen sich an Militäranlagen, Stra-
ßensperren und Grenzkontrollpunkten, in
Siedlungen und auf den Straßen, die den
Siedlern vorbehalten sind. In israelischen
Städten explodieren lebende Bomben und
reißen Menschen an Orten in den Tod, an
denen sie auf dem Weg zur Arbeit, beim
Einkaufen oder in ihrer Freizeit zusammen-
kommen: Bus, Markt, Diskothek, Pizzeria,
Café. Für die Mehrheit der Palästinenser
handelt es sich um legitime Formen ihres
nationalen Befreiungskampfes. Die israeli-
sche Regierung nennt diese Attacken unter-
schiedslos Terror.

Bei seiner Bekämpfung der Intifada
liquidiert das israelische Militär, unterstützt
vom Inlandsgeheimdienst Schin Beth, Füh-
rungspersonen der militanten Gruppen; es
liefert sich Kämpfe mit bewaffneten Kom-
mandos; es bombardiert die Institutionen
der palästinensischen Autonomiebehörde,
insbesondere deren Sicherheitskräfte, und
die Infrastruktur zu Land, aus der Luft und
von See; es belagert und besetzt die auto-
nomen Städte, durchkämmt die Flüchtlings-
lager und verhaftet Verdächtige; es verwü-
stet Olivenhaine und Äcker, errichtet Stra-
ßensperren, zerstört Häuser. Die Operatio-
nen firmieren sämtlich unter dem Begriff der
Selbstverteidigung. Für die Palästinenser
handelt es sich um Staatsterrorismus.

Aus palästinensischer Sicht ist die
Intifada ein Aufstand gegen die Besatzung,
auch wenn die Kämpfer das israelische Ter-
ritorium nicht als Sanktuarium betrachten.
Die Opferstatistik unterstützt diese Deu-
tung. Bis Ende März 2002 ließen 85 Prozent
aller Getöteten ihr Leben in den besetzten
Gebieten*. Aus israelischer Sicht verteidi-
gen die eigenen Streitkräfte die Sicherheit
Israels. Die Opferstatistik gibt für diese
Sichtweise einen Anhalt. 52 Prozent der
getöteten Israelis starben auf israelischem
Staatsgebiet, die meisten Zivilisten, die fast
alle von so genannten Selbstmordattentä-
tern mit in den Tod gerissen wurden. Der

Verlauf der am Tag nach der Beiruter Erklä-
rung der Arabischen Liga begonnenen
Operation „Schutzschild“ zeigt das gleiche
Muster. Auch wenn die genaue Zahl der
Toten umstritten ist: Zweifelsfrei steht fest,
dass es in der dreiwöchigen Offensive mit
Abstand die meisten Todesopfer in den um-
kämpften palästinensischen Städten gab.
Gesichert ist aber auch, dass von den 66
zwischen 29. März und 17. April getöteten
Israelis 36 in Anschlägen auf israelischem
Staatsgebiet starben.

Mit dem Begriff Intifada wird an den
palästinensischen „Krieg der Steine“ von
1987 bis 1993 erinnert. Doch der damaligen
Auseinandersetzung ähnelte die zweite In-
tifada nur zu Anfang, als auf palästinensi-
scher Seite Unbewaffnete die Auseinander-
setzungen bestimmten. Der Volksaufstand
militarisierte sich nach wenigen Monaten.
Möglich war dies, weil sich Zehntausende
legaler Waffen in den Händen palästinensi-
scher Polizisten befinden und daneben ille-
gale Waffen unbekannter Zahl im Besitz
irregulärer Milizen sind. Zugrunde aber liegt
der Militarisierung des Aufstandes ein kal-
kulierter Strategiewechsel. Die Militanten
begründen ihren Griff zu den Waffen mit
dem hohen Blutzoll – 212 Tote –, den die
Auseinandersetzungen im Oktober und No-
vember 2000 von den in der überwiegenden
Zahl der Zusammenstöße unbewaffneten
Palästinensern forderten. Danach, als die
Intifada in die Hände bewaffneter Kräfte
überging, sank die Zahl der Todesopfer un-
ter den Palästinensern signifikant, im Mo-
natsdurchschnitt des Jahres 2001 auf ein
Drittel.

Im bodycount, den beide Seiten an-
stellen,  verschob sich das  Verhältnis im
Verlauf der Auseinandersetzungen deutlich
zugunsten der  Palästinenser.  Starben in
den beiden ersten Monaten nach dem pro-
vokativen Gang Ariel Scharons auf den
Tempelberg am 28. September 2000 noch
auf einen getöteten Israeli sieben Palästi-
nenser, so betrug das Verhältnis im Jahres-
durchschnitt 2001 eins zu drei und sank in
den ersten drei Monaten 2002 weiter auf
eins zu zwei. Noch markanter ist der Ver-
gleich mit der ersten Intifada: Von Dezem-
ber 1987 bis Juni 1989 ließen auf einen
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* Diese und die nachfolgenden Zahlenangaben beru-
hen auf der Statistik der israelischen Menschen-
rechtsorganisation B’Tselem: http://www.btselem.org.
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Israeli 25 Palästinenser ihr Leben. In der
Denkweise von Rache und Vergeltung hat
sich die Militarisierung der zweiten Intifada
für die Palästinenser also gelohnt.

Hingegen zahlte sich ein Aufruf
Arafats am 16. Dezember 2001 zur Waffen-
ruhe für die Palästinenser nicht aus. Wäh-
rend die  von der  Besatzungsmacht  ver-
zeichnete Zahl „terroristischer Vorfälle“ dra-
matisch sank – die Armee hatte in drei
Wochen lediglich einen Toten an der israe-
lisch jordanischen Grenze zu beklagen –,
ließen auf der anderen Seite in diesem Zeit-
raum 14 Palästinenser ihr Leben. Am 9.
Januar 2002 war es mit der „Ruhepause“,
wie israelische Militärs diese Phase nann-
ten, wieder vorbei. Hamas-Aktivisten über-
fielen eine israelische Militärstation an der
Grenze zum Gazastreifen und töteten vier
Soldaten. Zur Vergeltung zerstörten Bulldo-
zer am folgenden Tag die Häuser von Dut-
zenden palästinensischer Familien. Und
nachdem eine israelische Todesschwadron
am 14. Januar den Fatah-Aktivisten Raid
al-Qarmi in der Westbank liquidiert hatte,
griffen auch die Al Aqsa-Brigaden der Fa-
tah, die sich bisher auf Attacken gegen is-
raelische Ziele in den besetzten Gebieten
beschränkt hatten, erstmals zur Waffe des
Terrors in israelischen Städten. Sie schick-
ten einen Attentäter nach Hadera im Nor-
den Israels, der mit seinem Sturmgewehr
sechs Menschen umbrachte, bevor er
selbst erschossen wurde. Der Teufelskreis
der Gewalt drehte sich wieder. Daran hatte
der israelische Ministerpräsident Scharon
erheblichen Anteil. Er hatte längst Vorsorge
dagegen getroffen, dass kompromissberei-
te Kräfte ein Abflauen der Gewalt zu diplo-
matischen Initiativen nutzen würden: Sie-
ben Tagen ohne einen einzigen Schuss –
das war seine Vorbedingung für die Wieder-
aufnahme von Verhandlungen, an der er bis
zum Einschreiten der USA festhielt. Sieben
Tage – alle Zeit der Welt, die Dynamik der
Vergeltung immer wieder aufs Neue in
Gang zu setzen.

Strategie und Taktik der

Konfliktparteien

Der Likud-Führer: Machterhalt
und zionistische Landnahme

Ariel Scharon scheint nach der Ope-
ration „Schutzschild“ als Ministerpräsident
fest im Sattel zu sitzen. Er führt eine schwie-
rige Koalition. Zwar verfügt seine Regierung
der nationalen Einheit über eine komforta-
ble Mehrheit in der Knesset. Doch die Mehr-
heit hat ihren Preis. Scharon regiert mit
einem Parteienspektrum, das von Befür-
wortern der Vertreibung aller Araber aus
Israel bis zu den „Tauben“ in der Arbeitspar-
tei reicht, die für weitreichende territoriale
Kompromisse eintreten und von Anfang an

gegen eine Regierungsbeteiligung unter
Scharons Führung waren.

Diese Koalition zusammen zu halten
bestimmte Scharons Umgang mit der Intifa-
da. Hätte er von Anfang an dem Drängen
seiner rechten Minister nachgegeben, die
Armee „siegen“ lassen und die Autonomie-
gebiete wieder unter Besatzungsrecht ge-
stellt, so hätte er den Rücktritt seines Au-
ßenministers Schimon Peres von der Ar-
beitspartei riskiert, der in Scharons Kabinett
versucht, die Perspektive einer Verhand-
lungslösung zu retten, in den Augen der
Parteilinken hingegen längst zum Feigen-
blatt für Scharons Gewaltstrategie gewor-
den ist. Das hätte schwer kalkulierbare Neu-
wahlen bedeuten können. Hätte Scharon
sich ernsthaft auf Verhandlungen eingelas-
sen, so hätte er sich bald gezwungen gese-
hen, jüdische Siedlungen in den besetzten
Gebieten aufzugeben. Es war keineswegs
sicher, dass die Likud-Partei, in der sein
Erzrivale Netanjahu nur darauf wartet wie-
der in den Ring zu steigen, dann noch hinter
ihm stehen würde. Die quasi-staatlichen
Strukturen der Autonomiebehörde zu zer-
schlagen und Jassir Arafat an deren Spitze
zu marginalisieren erwies sich als probates
Mittel, um politischen Entscheidungen aus
dem Weg zu gehen und die eigene Regie-
rung zusammen zu halten.

Dennoch unterschätzt man Scha-
ron, wenn man ihm unterstellt, Machterhalt
als Selbstzweck zu betreiben. Der israeli-
sche Friedensaktivist Uri Avneri sagt von
ihm, er sei „ein Mann mit einem Lebensziel“.
Noch immer verfolgt Scharon das Projekt
der zionistischen Landnahme. Er wird in
Israel „Bulldozer“ genannt, und er trägt die-
sen Spitznamen nicht nur, weil er sich als
Offizier mit besonders risikoreichen, eigen-
mächtigen und rücksichtslosen Aktionen
hervortat. Er heißt auch so, weil er in ver-
schiedenen Kabinetten den Bau jüdischer
Siedlungen in den besetzten Gebieten
energisch vorantrieb.  Ein anderer  seiner
Ehrentitel lautet darum „Vater der Siedlun-
gen“. Ob Scharon wirklich noch von einem
Großisrael träumt oder ob er diesen Traum
lediglich taktisch bedient, das weiß vielleicht
nur er selber. Auf jeden Fall wird er so lange
wie möglich zu verhindern suchen, dass
dieser Traum angesichts eines entstehen-
den palästinensischen Staates platzt. Also
ist er bestrebt, abschließende Regelungen
zu vermeiden. Er wird auch in Zukunft ver-
suchen, mit Hilfe von Zwischenlösungen die
Stunde der Wahrheit so lange wie möglich
hinauszuschieben.

Wie eine Zwischenlösung nach dem
Geschmack Scharons beschaffen wäre,
lässt sich seiner Ansprache an die Nation
am 21. Februar 2002 entnehmen, in der
Scharon um seine Variante einer unilatera-
len Trennung Israels von den Palästi-
nensern warb. Der Regierungschef schlug
vor, Pufferzonen um die palästinensischen

Autonomiegebiete zu errichten und so das
Eindringen militanter Palästinenser nach Is-
rael zu verhindern. Was heute als Blockade
der Städte und Unterbrechung der Ver-
kehrswege erscheint, könnte dann die Ge-
stalt eines halben Dutzends palästinensi-
scher homelands annehmen, deren Verbin-
dung untereinander das israelische Militär
kontrolliert. Eine Evakuierung von jüdischen
Siedlungen wäre bei dieser Form einer uni-
lateralen Trennung nicht erforderlich. Wie
umfangreich dann das den Palästinensern
überlassene Gebiet vor allem in der West-
bank ausfallen könnte, ist jedoch Spekulati-
on. 41 Prozent scheint eine plausible Zahl.
Hier hat sich gemäß den Verträgen von Oslo
die palästinensische Zivilverwaltung eta-
bliert. In den „restlichen“ Gebieten würde die
Besatzung andauern.

Die Palästinenser: In der Intifada geht
es auch um die Führung in Palästina

Einer solchen Interimslösung würde
auch weiterhin der Kampf der militanten Pa-
lästinenser gelten. Mit der Operation
„Schutzschild“ hat Israel allerdings erst ein-
mal dafür gesorgt, dass sich der palästinen-
sische Widerstand gegen die Fortdauer der
Besatzung in Grenzen hält. Wie lange die
gewaltbereiten Kräfte brauchen, um sich zu
reorganisieren, ist offen. Potenzielle Selbst-
mordattentäter gibt es vermutlich mehr als
jemals zuvor. In diesem Kampf würde es
nicht nur um die territoriale Vergrößerung
der Gebiete unter palästinensischer Kon-
trolle gehen, sondern auch und vor allem um
ein lebensfähiges Gemeinwesen auf einem
zusammenhängenden Territorium, dessen
Bürger sich wie überall eine demokratische
und rechtsstaatliche Ordnung wünschen
und sich gegenwärtig nur unter dem Druck
des Krieges um ihre autoritäre und korrupte
Führung scharen.

Anders als die reguläre palästinensi-
sche Polizei stehen die Kämpfer der Intifada
nicht unter der Zentralgewalt der Autono-
miebehörde. Die islamischen Nationalreli-
giösen von Hamas und Dschihad gehören
ohnehin nicht zur PLO. Aber auch die Mili-
zen der Fatah, die in der Intifada unter dem
Namen Al Aqsa-Brigaden operieren, unter-
standen nie der Kontrolle Arafats. Sie sind
lokal organisiert. Ihre Führer entstammen
der jungen Garde der palästinensischen
Nationalbewegung, die ihre Feuertaufe in
der ersten Intifada bestand. Nicht nur Fru-
stration über den Oslo-Prozess, auch die
Deutung des israelischen Rückzugs aus
dem Südlibanon im Mai 2000 als Sieg der
libanesischen Hizbollah-Milizen ließen sie
an Gewalt als Mittel des Kampfes gegen die
Besatzung glauben. Solange die Mehrheit
der Bevölkerung diese Auffassung teilt,
braucht Arafat die Militanten „seiner“ Fatah-
Partei. Sie bieten der säkularen Nationalbe-
wegung eine militärische Option; ohne diese
müsste die Fatah das Feld des bewaffneten
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Kampfes der Konkurrenz überlassen. Die-
ses Dilemma Arafats erklärt, warum der alte
Präsident, der einst durchaus über die
Machtmittel verfügte, der jungen Konkur-
renz das Handwerk zu legen, die Milizen
gewähren ließ.

Als sich die Al Aqsa-Brigaden an die
Spitze der Intifada setzten, zogen sie damit
die Konsequenz aus den massiven Popula-
ritätseinbußen der Fatah gegenüber Hamas
und Dschihad, die in den Augen der Bevöl-
kerung die Hauptlast des Kampfes trugen.
Wie die Fatah hatte auch ihr Führer Arafat
im Laufe des Jahres 2001 erhebliche Ein-
brüche in der Gunst seines Volkes hinneh-
men müssen. Inzwischen aber hat er wieder
eine überwältigende Mehrheit der Palästi-
nenser hinter sich versammelt. Es dürfte
sich für ihn ausgezahlt haben, dass er äu-
ßerst unpopuläre Maßnahmen wie die Be-
strafung militanter Aktivisten unterließ, und
es wäre nicht überraschend, wenn sich
auch die Fatah nach Übernahme der Füh-
rung in der Intifada von dem tiefen Fall ihrer
Popularität erholte. So hoch auch der Preis
ist, der hierfür zu entrichten war – das Wie-
dererstarken der säkularen Kräfte, die damit
ihre Chance auf die führende Rolle in einem
künftigen Staat Palästina wahren, ist im In-
teresse regionaler Stabilität positiv zu wer-
ten. Eine solche strategische Sicht lässt
sich Außenstehenden mit Einflussmöglich-
keiten auf die Konfliktparteien durchaus ab-
verlangen.

Wege aus der Gewalt

Von beiden Gesellschaften gehen
unklare Signale aus, wie die Gewaltzirkel zu
durchbrechen sind. Israelis wie Palästinen-
ser sprechen sich seit Jahren mit großer
Mehrheit für Verhandlungen aus. Ebenso
groß aber ist die Verzweiflung. Die meisten
Menschen glauben nicht an den Erfolg von
Verhandlungen und sehen keine Alternative
zur Gewaltstrategie ihrer Führer.

Es gibt also gute Gründe, dem Ge-
waltkonflikt nicht seinen Lauf zu lassen, in
der Hoffnung, irgendwann kämen die Par-
teien schon zur Vernunft. Besonders kon-
traproduktiv für ein Durchbrechen der Ge-
waltzirkel sind die Liquidierung palästinen-
sischer Führungspersonen und die Bom-
benanschläge gegen israelische Zivilisten.
Israels Praxis der „extralegalen Hinrichtun-
gen“ – seit Beginn der Intifada wird ihre Zahl
auf 60 geschätzt – bringt die militanten
Gruppen in Zugzwang: Die Organisation
sieht sich genötigt zu demonstrieren, dass
ihre Kampflcraft ungebrochen ist. Auf der
anderen Seite vermitteln Bomben in Tel
Aviv, Netanja und Haifa dem „Mann auf der
Straße“ die Botschaft, dass es den Palästi-
nensern nicht um ein Ende der Besatzung
geht, sondern um die Zerstörung Israels.

Und dagegen hilft nur eines: um des eige-
nen Überlebens  willen den zweiten Auf-
stand der Palästinenser niederzuschlagen.
Für beides, die israelischen Liquidierungen
und die palästinensischen Selbstmordan-
schläge, gibt es trotz grundsätzlichen Wil-
lens zu Verhandlungen in den jeweiligen
Gesellschaften Mehrheiten. Das enthebt
die politischen Führer auf beiden Seiten
nicht ihrer Verantwortung, davon abzurük-
ken,  wenn  die  Teufelskreise der Gewalt
durchbrochen werden sollen. Vermittlungs-
bemühungen, deren Nahziel ein Ende der
Gewalt ist, sollten hier als erstes ansetzen.

Für mehr als kurzfristige Erfolge
aber ist eine politische Perspektive vonnö-
ten. Mit einer bloßen Wiederherstellung der
Lage vor Ausbruch der Intifada im Herbst
2000 wäre es darum nicht getan. Zu hoch
sind die Opfer vor allem auf Seiten der
Palästinenser, als dass ohne die Aussicht
auf ein Ende der Besatzung und einen un-
abhängigen Staat Palästina die Waffen lan-
ge schweigen würden.

Dass sich die Fatah, die Partei
Arafats, durch die Teilnahme ihrer Milizen
an bewaffneten Operationen die führende
Rolle im palästinensischen Befreiungs-
kampf bewahrt hat, muss der „Vision einer
Region, in der zwei Staaten, Israel und Pa-
lästina, Seite an Seite in sicheren und aner-
kannten Grenzen leben“, wie es in der Re-
solution des UNO-Sicherheitsrates 1397
heißt, nicht abträglich sein. Denn für die
säkularen Kräfte steht immer noch die Zwei-
staatenlösung auf der Tagesordnung. Da-
mit halten sie an der Definition des Konflikts
als nationaler Interessenkonflikt fest, wäh-
rend die Islamisten den Kampf gegen die
Besatzung zu einem ethnisch-religiösen
und damit erheblich schwerer zu lösenden
Konflikt stilisieren. Allerdings glauben die
Säkularen nicht länger daran, dass sich ihr
Ziel gewaltlos erreichen lässt, und sind dar-
um mit ihren Konkurrenten taktische Allian-
zen eingegangen. Nach eineinhalb Jahren
Intifada verkörpert niemand das Dilemma
der Säkularen besser als Marwan Barghou-
ti. Der Generalsekretär der Fatah in der
Westbank und Abgeordnete im Palästinen-
sischen Rat hatte sich bereits in den achtzi-
ger Jahren als Intifada-Aktivist Ansehen un-
ter der palästinensischen Bevölkerung ver-
schafft. Während des Friedensprozesses
von Oslo tat er sich als engagierter Verfech-
ter einer Verhandlungslösung hervor. So-
wohl bei der Flüchtlingsfrage als auch beim
Status von Jerusalem hat er Kompromiss-
bereitschaft erkennen lassen. Im Zuge der
zweiten Intifada entschied er sich für die
Teilnahme der Fatah-Milizen am bewaffne-
ten Kampf. Es gehe ihm darum, die Führung
im Kampf nicht an die Islamisten zu verlie-
ren, und die Bündnisse böten eine Chance,
bei einer politischen Wende den Kampf ge-
meinsam mit den Islamisten zu beenden.
Doch monatelang hatte er vor den politisch
desaströsen Folgen von Anschlägen gegen

zivile Ziele auf israelischem Territorium ge-
warnt. Erst als Fatah-Führer wiederholt ins
Fadenkreuz israelischer Liquidierungskom-
mandos geraten waren, griff auch die Fatah
zur Waffe des Terrors auf dem Gebiet des
Gegners. Dennoch ist Barghouti, der nach
einem fehlgeschlagenen Liquidierungsver-
such monatelang im Untergrund lebte, kein
Gegner von Verhandlungen. Er glaubt nur
nicht, dass Verhandlungen einen Gewalt-
verzicht voraussetzen. „Wenn man von den
Palästinensern erwartet, unter der Besat-
zung zu verhandeln“, schrieb er am 16.
Januar 2002 in der Washington Post, „dann
muss man von Israel erwarten können zu
verhandeln, während wir gegen die Besat-
zung Widerstand leisten.“

Am 15. April 2002 wurde Barghouti
während der Operation „Schutzschild“ in
Ramallah verhaftet. Der bisher ranghöchste
palästinensische Politiker in israelischem
Gewahrsam muss mit einer hohen Haftstra-
fe oder Deportation rechnen. Die israelische
Regierung hat sich damit eines Gegners
entledigt, der unter anderen politischen Um-
ständen sein im bewaffneten Kampf gewon-
nenes Prestige für den Abschied von der
Gewaltoption hätte einbringen können. Wie
sich nach den Schlachten um Nablus und
Dschenin die politischen Kräfte in der palä-
stinensischen Gesellschaft neu gruppieren
werden, bleibt abzuwarten. Der tiefe Hass
auf die militärisch siegreichen Besatzer und
die Heldenmythen, die solche Schlachten
hervorbringen, werden für jeden Führer des
palästinensischen Volkes eine schwere
Bürde sein, wenn es einmal darum geht,
Kompromisse auszuhandeln und durchzu-
setzen. Das gilt bei aller Popularität auch für
den gewählten Palästinenserpräsidenten,
noch viel mehr aber für den zu seinem
Nachfolger bestimmten Sprecher des Palä-
stinensischen Rates, Achmed Qurei (Abu
Ala), die beiden palästinensischen Geheim-
dienstchefs, Mohammed Dahlan und
Dschibril Radschoub, die lange Zeit als Fa-
voriten Israels galten (und inzwischen von
Arafat ihrer Ämter enthoben worden sind;
Anm. der Redaktion), oder den langjährigen
palästinensischen Verhandlungsführer
Saeb Erekat. Keiner von ihnen besitzt die
Popularität des gewählten Palästinenser-
präsidenten, keiner von ihnen kann es mit
dessen Nimbus als Freiheitskämpfer auf-
nehmen.
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Asylberechtigter Cevat Soysal nach der

Entführung in die Türkei vom

Staatssicherheitsgericht Ankara verurteilt

PRO ASYL und medico international,
28.6.2002:

35 Monate nach seiner Entführung
aus Moldawien in die Türkei wurde der in
Deutschland als Flüchtling anerkannte Kur-
de Cevat Soysal zu 18 Jahren und 9 Mona-
ten Haft verurteilt. Damit findet ein Piraten-
akt des türkischen Geheimdienstes aus
dem Jahre 1999 seinen skandalösen Ab-
schluss. Die deutsche Regierung ist nun
gefordert, aus diesem Fall die Konsequen-
zen zu ziehen und ihre Versuche, die Ab-
schiebung anerkannter Flüchtlinge in die
Türkei völkerrechtlich möglich zu machen,
einzustellen.

Cevat Soysal war nach seiner An-
kunft in der Türkei elf Tage lang verhört und
gefoltert worden. Nach Auskunft seiner An-
wälte geschah dies mittels Elektroschocks,
Aufhängen am sogenannten Palästinenser-
haken, nackten Liegens auf Eisblöcken, Ab-
spritzen mit Hochdruckwasserstrahl und
durch die erzwungene Einnahme von Medi-
kamenten. Dass das befürchtete Todesur-
teil gegen die angebliche Nummer 2 der
PKK nicht verhängt wurde, dürfte mit dem
erheblichen politischen Interesse zusam-
menhängen, das die Umstände der Entfüh-

rung und des Prozesses bei den Regierun-
gen der EU-Staaten ausgelöst haben.
Hochrangige Vertreter des deutschen Kon-
sulats in Ankara hatten den Prozess beob-
achtet.

Im Zusammenhang mit Cevat Soy-
sals Behandlung ist eine Klage beim Euro-
päischen Gerichtshof für Menschenrechte
anhängig, in der es u.a. um den Foltervor-
wurf und die Haftbedingungen geht. Gegen
das jetzt ergangene Urteil ist Berufung vor
dem Obersten Gerichtshof der Türkei ange-
kündigt.

Das Urteil belegt, dass die türkische
Justiz sich nicht scheut, Kidnapping und
Folter als Voraussetzungen für ein Ge-
richtsverfahren zu billigen. Damit sind die
Justiz und die türkische Regierung maß-
geblich dafür verantwortlich, dass Folter
und andere schwere Menschenrechtsver-
letzungen in der Türkei nach wie vor an der
Tagesordnung sind und oftmals straflos
bleiben.

Für Deutschland ergibt sich aus dem
Urteil, dass die Türkei nicht als verlässlicher
Vertragspartner angesehen werden kann,
wo immer menschenrechtliche Fragen tan-
giert sind. Seit Monaten verhandelt Bundes-
innenminister Schily mit dem türkischen In-
nenminister Yücelen über eine Regelung
zur Abschiebung von Flüchtlingen. Die Tür-
kei soll völkerrechtlich verbindlich zusi-
chern, dass die Betroffenen nicht gefoltert
werden und verhängte Todesstrafen nicht
vollstreckt werden. Per Konsultationsver-
fahren werden die türkischen Behörden be-

reits heute in Einzelfällen über die Abschie-
bung abgelehnter Asylbewerber informiert
und um die Zusicherung gebeten, dass die
Betroffenen nicht verfolgt werden.

Angesichts des Falles Soysal, des-
sen Asylanerkennung und Aufenthaltsrecht
in Deutschland die türkische Regierung
nicht gehindert hat, Entführung und Folter
als Mittel gegen einen politischen Gegner
einzusetzen, verbieten sich einmal mehr die
Versuche, völkerrechtliche Zusicherungen
von der Türkei als Freibrief für Abschiebun-
gen zu fordern. Im Gegenteil müssen die
deutschen Behörden die Gefährdung von
politischen Gegnern in der Türkei endlich
umfassend anerkennen und die restriktive
Asylanerkennungspraxis korrigieren.

PRO ASYL und medico international
erwarten von der Bundesregierung, dass
dem EU-Beitrittskandidaten Türkei unzwei-
deutig klar gemacht wird, dass das Kidnap-
ping Asylberechtigter durch  einen Unter-
zeichnerstaat der Genfer Flüchtlingskon-
vention und die Folter nicht als legitime Mit-
tel der Terrorismusbekämpfung zu rechtfer-
tigen sind. Will die deutsche Regierung sich
nicht zum Komplizen eines  Staates  ma-
chen, in dem auch von höchster Stelle per-
manent Menschenrechte verletzt werden,
muss sie die Abschiebungskollaboration mit
der türkischen Regierung endgültig been-
den.

gez. Bernd Mesovic, PRO ASYL
gez. Martin Glasenapp,
medico international

„Wer Flüchtlinge kidnappt,

kann kein Vertragspartner für

demokratische Staaten sein!“
Presseerklärung

Weiterbildungsmaßnahme „Training Interkulturelle

Kommunikation“

Eine Zusatzqualifikation für haupt- und ehrenamtliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Migrationssozialarbeit

In der Zeit von November 2002 bis Dezember 2003 bietet das
Diakonische Werk Schleswig-Holstein für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
in der Migrationsarbeit das Weiterbildungsangebot „Training Interkulturelle
Kommunikation“ an. Das Weiterbildungsangebot soll den Veränderungen
im Migrationsbereich Rechnung tragen. Hintergrund für die Konzeptent-
wicklung ist vor allem, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Asyl-,
Flüchtlings-, Aussiedler- und Ausländerarbeit im Rahmen von Qualitätsent-
wicklung eine zusätzliche inhaltliche Grundlage zu ermöglichen.

Das Diakonische Werk in Bayern hat diese Zusatzqualifikation
entwickelt und führt sie zur Zeit in Süddeutschland durch. Bei der Entwick-

lung der einzelnen Maßnahmebausteine wurden hohe Standards angelegt, die
deutlich über die durch den Arbeitsalltag angeeigneten interkulturellen Kom-
petenzen hinausgehen. Dabei wurde das DW Bayern durch die Universität
Regensburg, das Institut für Kommunikationsmanagement und die Firma
Intercultural Communication and Consulting unterstützt.

Der Gesamtkurs besteht aus 7 thematischen Blöcken und einem
10-tägigen Auslandsaufenthalt. Die Weiterbildung ist so angelegt, dass sie die
Grundlage für eine Ausbildung zum Interkulturellen Trainer darstellt. Die Kosten
belaufen sich auf 2.050 Euro für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonie
und auf 3.100 Euro für sonstige Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Ein Antrag
auf Anerkennung nach dem BFQG ist gestellt.

Am Mittwoch, den 14.08.2002 besteht die Möglichkeit, sich von 12 - 15
Uhr im Diakonischen Werk Hamburg direkt bei den Veranstaltern und dem
verantwortlichen Trainer über die Weiterbildungsmaßnahme zu informieren.

Weitere Informationen und Anmeldung: Diakonisches Werk Schles-
wig-Holstein, Fachbereich Migration, Kanalufer 48, 24768 Rendsburg, Tel:
04331 / 593-181 oder -189. E-Mail: koch@diakonie-sh.de, schneider@diako-
nie-sh.de
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Rückführungen nach Afghanistan

hier: Anordnung nach §54 Satz 1
AuslG (Abschiebungsstopp), Wei-
sung des Innenministeriums SH vom
19.6.2002

Die Ständige Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Länder hat in
ihrer Sitzung am 06.06.2002 in Kenntnis
des Ad hoc-Berichts des Auswärtigen Am-
tes vom 04.06.2002 über die asyl- und ab-
schiebungsrelevante Lage in Afghanistan
(übersandt mit Runderlass vom 13.06.2002
- IV 605 - 212 - 29.233.20 -) über die Rück-
kehr afghanischer Staatsangehöriger bera-
ten und den als Anlage beigefügten Be-
schluss gefasst. Danach sollen Rückfüh-
rungen vorrangig freiwillig und nicht im
Wege staatlicher Zwangsmaßnahmen er-
folgen (Nr. 2 des Beschlusses). Die
zwangsweise Rückführung kommt ange-
sichts der derzeitigen zivilen und militäri-
schen Lagen sowie des Fehlens ausrei-
chender Flugverbindungen mit Ausnahme

von Straftätern grundsätzlich nicht in Be-
tracht (Nr. 3).

Nach § 54 Satz 1 AuslG ordne ich
daher an:

1. Abschiebungen afghanischer
Staatsangehöriger  werden für die Dauer
von sechs Monaten ausgesetzt.

2. Für die Erteilung der Duldungen
gilt mein Runderlass vom 18. 01.1994 betr.
Erteilung von Duldungen bei Abschie-
bungsstopps nach § 54 AuslG - IV 610a -
212 - 29.233.62-8-.

3. Diese Anordnung gilt nur für Per-
sonen, für die eine schleswig-holsteinische
Ausländerbehörde zuständig ist.

4. Ausgenommen von dieser Anord-
nung sind Personen, bei denen auf Grund
strafbarer Handlungen Ausweisungsgrün-
de nach §§ 46 Nr. 1 - 5 und 47 AuslG
vorliegen.

5. Die Erteilung von Aufenthaltsbe-
fugnissen nach § 30 Abs. 3 und 4 AuslG
kommt nicht in Betracht.

Dirk Gärtner

Anlage: Auszug aus der Beschlussnie-
derschrift über die 170. Sitzung der
Ständigen Konferenz der Innenminister
und -senatoren der Länder am 6. Juni
2002 in Bremerhaven

(...)
TOP 7: Zusammenarbeit mit Af-

ghanistan / TOP 7.1: Rückkehr afghani-
scher Staatsangehöriger

(Berichterstattung: Bundesministe-
rium des Innern / Hinweis: Beschlussvor-
schlag BMI vom 13.05.02 / Alternativer Be-
schlussvorschlag B-Länder zur Vorkonfe-
renz / Veröffentlichung: Feigabe Beschuss,
Az: IV E 3.5

Beschluss:
1. Die Innenminister und -senatoren

der Länder nahmen den Bericht des Bun-
desministers des Innern über die gegenwär-
tige Lage in Afghanistan zur Kenntnis. Sie
bitten den Bund, die Länder fortlaufend über
die weitere Entwicklung der Lage zu unter-
richten.

2. Die Innenminister und -senatoren
der Länder und der Bundesminister des In-
nern unterstützen die Anstrengungen der
Vereinten Nationen und der Übergangsre-
gierung Karzai zum Aufbau einer demokra-
tischen staatlichen Ordnung in Afghanistan.
Sie rufen deshalb alle in Deutschland leben-
den afghanischen Staatsangehörigen auf,

WeisungenInnenministerium
Schleswig-Holstein

EQUAL - Entwicklungspartnerschaft ASYL Schleswig-Holstein
Die Entwicklungspartnerschaft ASYL hat sich den Namen:

perspective
Berufliche Qualifizierung für Flüchtlinge in Schleswig-Holstein

gegeben und lädt zu folgenden Veranstaltungen in Kiel ein:. Multiplikatorlnnenschulung:
Vermittlung interkultureller Kompetenz 19. August 2002, 9-16 Uhr. Multiplikatorlnnenschulung:
Interkulturelles Training 27. September 2002, 10-17 Uhr

Informationen und Anmeldung unter:
perspective c/o Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. Claudia Langholz
Tel.: 0431 - 240 828, Fax: 0431 - 73 60 77, e-Mail: equal@frsh.de
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sich am Wiederaufbau ihres Heimatlandes
und der Errichtung und Festigung demokra-
tischer Strukturen aktiv zu beteiligen, indem
sie ihr in Deutschland erworbenes Wissen
und Können den Menschen in ihrer Heimat
zur Verfügung stellen. Sie dienen damit zu-
gleich den Interessen der Bundesrepublik
Deutschland. Die Innenminister und -sena-
toren der Länder und der Bundesminister
des Innern stimmen,  wie schon bei der
Rückkehr der Kriegs- und Bürgerkriegs-
flüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina und
dem übrigen früheren Jugoslawien darin
überein, dass die Rückkehr ausreisepflich-
tiger Personen vorrangig freiwillig und nicht
im Wege staatlicher Zwangsmaßnahmen
erfolgen soll. Bund und Länder werden des-
halb Initiativen und Programme zur Förde-
rung der freiwilligen Rückkehr ausreise-
pflichtiger afghanischer Staatsangehöriger
im Rahmen ihrer Möglichkeiten aktiv för-
dern. Die Innenminister und -senatoren der
Länder bitten den Bundesminister des In-
nern, sich dafür einzusetzen, dass die in
seinem Geschäftsbereich getroffenen so-
wie beim Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung und
auf europäischer Ebene geplanten Maß-
nahmen zur Förderung der Rückkehr af-
ghanischer Staatsangehöriger zeitnah um-
gesetzt und die Länder über die sich daraus
ergebenden Möglichkeiten der Rückkehr-
förderung unterrichtet werden.

3. Die Innenminister und -senatoren
der Länder stellten fest, dass angesichts
der derzeitigen zivilen und militärischen
Lage sowie des Fehlens ausreichender
Flugverbindungen die zwangsweise Rück-
führung ausreisepflichtiger afghanischer
Staatsangehöriger derzeit grundsätzlich
nicht in Betracht kommt. Die Abschiebung
von Straftätern im Einzelfall ist nicht ausge-
schlossen. Die Länder können die Duldun-
gen von vollziehbar ausreisepflichtigen Af-
ghanen zunächst um bis sechs Monate ver-
längern, danach erfolgt eine erneuter Prü-
fung.

4. Die Innenminister und -senatoren
des Bundes und der Länder werden ge-
meinsam ein Rückführungskonzept entwik-
keln.

(...) 25. Juni 2002

Rückführungen von Minderheiten in

das Kosovo

Weisung des Innenministeriums SH
vom 25.6.2002

Die Ständige Konferenz der Innen-
minister und- senatoren der Länder hat sich
am 6. Juni 2002 in Bremerhaven erneut mit
der Frage der Rückführung von Minderhei-
ten in den Kosovo befasst. Den Beschluss
der Innenministerkonferenz sowie ein Kon-
zept der UNMIK zur Rückkehr der vertriebe-
nen Personen in das Kosovo (The right to

sustainable return, UNMIK vom 21.5.2002)
füge ich zu Ihrer Information bei.

Hervorzuheben ist, dass die Innen-
minister sich aufgrund des Berichtes des
Bundesministeriums des Innern über die
zwischenzeitlich mit UNMIK zur Rückfüh-
rung von Minderheiten in den Kosovo ge-
führten Gespräche einig waren, dass eine
weitere generelle Aussetzung der Abschie-
bung von Angehörigen ethnischer Minder-
heiten aus dem Kosovo nicht aufrechterhal-
ten werden kann und ein dauerhaftes Blei-
berecht für die Minderheiten aus dem Koso-
vo ausgeschlossen ist.

Die Innenminister und -senatoren
von Bund und Ländern haben an die Betrof-
fenen appelliert, eine freiwillige Rückkehr in
Betracht zu ziehen. Gleichzeitig geht die
IMK davon aus, dass die Voraussetzung für
eine zwangsweise Rückführung noch im
Laufe dieses Jahres gegeben sein werden.
Die IMK hat betont, dass im Interesse einer
geordneten Rückführung und Aufnahme
Abschiebungen nur in Absprache mit UN-
MIK durchgeführt werden sollen.

Die UNMIK hat jedoch an verschie-
denen Stellen - auch gegenüber dem BMI -
gebeten, von der zwangsweisen Rückfüh-
rung von Minderheiten, insbesondere Ko-
sovo-Serben, derzeit noch abzusehen.
UNHCR hat mehrfach darauf hingewiesen,
dass der freiwilligen Rückkehr von Angehö-
rigen ethischer Minderheiten aus dem Ko-
sovo angesichts der Situation vor Ort Vor-
rang einzuräumen ist.

Die Innenministerkonferenz hat wei-
terhin beschlossen, dass Aufenthaltsbefug-
nisse für gemischt-ethnische Familien und
Ehepaare aus dem Kosovo (früherer IMK
Beschluss vom 23.11.2000) nicht mehr ver-
längert werden. Dieser Personenkreis ist
hinsichtlich der Rückführung nunmehr so zu
behandeln, wie Familien und Ehepaare, die
einer Minderheitengruppe angehören. Mei-
nen Erlass vom 20. Dezember 2000 (IV 606
- 212-29.233.20-21) zur Erteilung von Au-
fenthaltsbefugnissen an gemischt-ethni-
sche Familien und Ehen aus Gebieten im
Kosovo, die keinen spezifischen Minderhei-
tenschutz gewährleisten, hebe ich hiermit
auf. Erteilte Aufenthaltsbefugnisse laufen
aus.

Die Duldungen von ausreisepflichti-
gen Minderangehörigen aus dem Kosovo
können daher noch so lange erteilt und ver-
längert werden, bis im Einzelfall die Rück-
führung möglich ist bzw. bis keine weiteren
Duldungsgründe mehr vorliegen.

Bei der Entscheidung über die Dau-
er von Duldungen  für Angehörige ethni-
scher Minderheiten aus dem Kosovo bitte
ich, im Rahmen der bestehenden Möglich-
keiten besonders Rücksicht auf eventuelle
Erwerbsmöglichkeiten zu nehmen.

Dirk Gärtner, T. 0431-988-2761,
dirk.gaertner@im.landsh.de

Erlass des Innenministeriums
Schleswig-Holstein am 16. Juli 2002

zum Bleiberecht für junge volljährige
Ausländer, deren Eltern/Elternteil

Abschiebeschutz nach § 51 Abs. 1

AuslG genießen und deren Restfamilie
ein Bleiberecht im Rahmen des § 31

AuslG erhält - IMK-Beschluss vom

07./08.2001; hier: Anordnung nach

§ 54 Satz 2 AuslG

Auf der Grundlage des o.a. IMK-Be-
schlusses hatte ich mit Bezugserlass eine
Anordnung nach § 54 Satz 1 AuslG erlassen
und bin dabei hinsichtlich des begünstigten
Personenkreises geringfügig über den Be-
schluss hinausgegangen (erster Punkt Satz
2 der Anordnung). Am 30.04.2002 bat ich
das BMI um Erteilung des Einvernehmens
zu einer Verlängerung der Anordnung und
zwar für den in der Übergangsregelung
nach § 102 Abs. 4 Aufenthaltsgesetz ge-
nannten Personenkreis. Nach einer Konsul-
tation der Länder hat das BMI insoweit die
Erteilung des Einvernehmens abgelehnt. Es
hat aber erklärt, dass es davon ausgeht,
dass bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
des Zuwanderungsgesetzes am
01.01.2003  zwischen Bund und  Ländern
weiterhin Einvernehmen dahingehend be-
steht, dass es in den im IMK-Beschluss
genannten Fällen gerechtfertigt sein kann,
den weiteren Aufenthalt aus humanitären
Gründen zu dulden, wenn keine gegenteili-
ge Stellungnahme der Länder bis zum 05.
Juli 2002 vorliegt. Solche Stellungnahmen
sind beim BMI nicht eingegangen.

Ich ordne deshalb im Einvernehmen
mit dem BMI nach § 54 Satz 2 AuslG an:

Meine Anordnung vom 23.11.2001
wird unter Beschränkung auf den im IMK-
Beschluss vom 07./08.11.2001 (im Bezugs-
erlass zitiert) genannten Personenkreis bis
zum 31.12.2002 verlängert.

Anmerkung. Der Erlass vom 23. November 2001, auf
den hier bezug genommen wird, ist im
Schlepper Nr. 17, Seite 38 abgedruckt.

Er findet sich auch, wie mehr Wei-
sungen und Erlasse aus Schleswig-Hol-
stein:
www.frsh.de/behoe/behoe.html

44___________ Schleswig-Holstein ______________

Der Schlepper Nr. 19 www.frsh.de August 2002



Wir setzen die Rubrik „Segeber-
ger Geschichten“ fort, in der wir Verwal-
tungsschicksale von Menschen vorstel-
len, deren Erfahrungen als repräsentati-
ve Beispiele für die übliche Verwal-
tungspraxis eines bestimmten Mitarbei-
ters der Segeberger Ausländerbehörde
stehen. Zu Ohren  ist  uns gekommen,
dass auch das Kieler Innenministerium
auf diesen Behördenvertreter, im folgen-
den M. wie Mitarbeiter genannt, aufmerk-
sam geworden ist. Die Landesbehörde
hat sich mit kritischen Nachfragen zu
einem ganzen Bündel von M.s Verwal-
tungsentscheidungen an den zuständi-
gen Landrat gewandt. Dieser scheint sei-
ne Fachaufsicht bis dato allerdings nicht
dergestalt ausüben zu wollen, dass er
qualifizierend in das Verwaltungshan-
deln seines Untergebenen eingreift.
Stattdessen sind Amtsleitung und Land-
rat offenbar gewillt, M.s Umgehen mit
Kunden der Kreisverwaltung auch wei-
terhin zu decken.

Hier dokumentieren wir die Ver-
waltungsleidensgeschichte von Herrn N.
und seiner Familie, wie er sie selbst nie-
dergeschrieben hat. Wir haben seinen
Bericht leicht gekürzt und anonymisiert.
Wer Kontakt mit Herr N. bekommen
möchte, wende sich bitte an den Flücht-
lingsrat.

Sehr geehrte Damen und Herren,
(...) Wir (Autor, Ehefrau und Sohn,

Anm. d. Redaktion) sind im Jahre 1995
nach Deutschland mit offiziellen Visum in
den bis zum 18.10.2000 gültigen russischen
Reisepässen eingereist.

Dem AuslG über Passpflicht zufolge
sind wir verpflichtet worden, uns nach die-
sem Datum die gültigen russischen Pässe
von dem Russischen Konsulat zu besor-
gen, weil unsere Pässe nicht mehr gültig
sind.

Mehrmals haben wir uns ich, meine
Frau und unser Sohn mit dem Russischen
Konsulat  in Hamburg  in Verbindung ge-
setzt. Da habe ich unsere Situation geschil-
dert und Anträge auf gültige russischen
Pässe gestellt. Es wurde mir erklärt, dass
Anspruch auf den neuen Ausweis nur dieje-
nigen Ausländer aus Russland haben, die
ordnungsgemäß das Land verlassen ha-
ben, um in Deutschland zu leben. - „... Es

fehle der entsprechende Vermerk »Zum
ständigen Aufenthalt« oder »Mit Wohnsitz
im Ausland« des Ministeriums für Auswärti-
ge Angelegenheiten Russlands in den un-
seren Pässen. Da unsere Familie gesetz-
widrig Russland verlassen hat, um in
Deutschland zu leben, sollten wir zurück
nach Russland. Dort müssten wir vor dem
Gericht mehrere Fragen beantworten...“

Mein Antrag auf den neuen Pass war
damit abgelehnt. Die schriftliche Antwort auf
Russisch mit der entsprechenden deut-
schen Übersetzung vom Russischen Kon-
sulat hat Ausländerbehörde von meinem
Rechtsanwalt erhalten.

Aus diesem Grund waren auch die
Anträge von meiner Frau und von meinem
Sohn abgelehnt. Das wurde uns im russi-
schen Konsulat erklärt.

In unserem Fall ist es für uns unmög-
lich nach Russland zurück zu kehren, weil
ich im Jahre 1995 die Zusammenarbeit mit
dem Geheimdienst abgelehnt habe und
deswegen hatte unsere Familie massive
Probleme in Russland:

1. Ich bin gezwungen worden meine
Heimat zu verlassen.

2. Mein Sohn ist brutal geprügelt
worden.

3. Das Eigentum meiner Frau ist in
Russland enteignet worden. (Entsprechen-
de Kopien der Unterlagen mit der Überset-
zung auf Deutsch sind beigefügt.)

Es bestand also eine wesentliche
Gefahr für mich und für meine ganze Fami-
lie in Russland. Deswegen musste unsere
Familie aus Furcht vor Verfolgung Russland
verlassen.

In diesem Zusammenhang habe ich
1995 den Asylantrag in Deutschland ge-
stellt.

Nach der Entscheidung des Schles-
wig-Holsteinisches Verwaltungsgerichtes
und bzw. Bewältigung des Bundesamtes für
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge
in Lübeck habe ich Abschiebungshindernis-
se nach dem § 53(4) AuslG zugestanden
bekommen.

Nach der Ablehnung vom Russi-
schen Konsulat, die gültigen Reisepässe zu
erlangen, haben wir im April 2001 Anträge
auf einen Reisedokument als Ersatzpass
bei der Ausländerbehörde in Bad Segeberg
gestellt (§ 4 AuslG).

Ich habe mich sieben Jahre recht-
mäßig im Bundesgebiet aufgehalten und
habe schon mehr als vier Jahre die Aufent-
haltsbefugnis. Ich bin schon vier Jahre er-
werbstätig. Ich bin Deutschlehrer von Beruf
und habe den abgeschlossenen Universi-
tätsabschluss. Mein Diplom ist auch in
Deutschland durch das Ministerium für Wis-
senschaft, Kultur und Bildung in Kiel aner-
kannt. Ich unterrichte Deutsch für Ausländer
und Aussiedler bei der VHS Segeberg und
setze meine Pädagogische Tätigkeit in
Deutschland fort. Im April 2001 habe ich
einen Antrag auf Genehmigung einer selb-
ständigen Tätigkeit bei Volkshochschule in
Bad Segeberg bei Ausländerbehörde ge-
stellt. Ich habe eine unbefristete Arbeitsge-
nehmigung vom Arbeitsamt. Diese Tätigkeit
hat mir das Arbeitsamt genehmigt. Obwohl
die Kurse bei VHS Segeberg im September
2001 starteten, habe ich leider keinen Be-
scheid von der Ausländerbehörde.

Meine Ehefrau ... ist deutscher Ab-
stammung. Die Heiratsurkunde und die Ab-
stammungsurkunde fügte sie bei. Sie
spricht deutsch. Sie hat den abgeschlosse-
nen Universitätsabschluss. Neulich hat sie
die Anerkennung ihres Diploms vom Mini-
sterium für Wissenschaft und Kultur in Kiel
erhalten. Sie möchte gern arbeiten und
kann wohl eine Stelle mit ihrer Qualifikation
finden. Im Schreiben vom 28.07.2000 hat
sie bereits den Antrag auf Aufenthaltsge-
nehmigung bei der Ausländerbehörde ge-
stellt. Auf diesen Antrag teilte Herr M. aus
der Ausländerbehörde mit, dass er Frau T.
N. bei Vorlage eines gültigen Reisepasses
die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis in
Aussicht stelle.

Da der Antrag von meiner Frau ... auf
Erstellung eines gültigen Passes vom Rus-
sischen Konsulat abgelehnt wurde, kann sie
ebenso wie ich einen Pass oder Passersatz
nicht in zumutbarer Weise erlangen.

Laut § 31 AuslG und §15 DVAuslG
hat Frau T. N. Anspruch auf die Erteilung
eines Reisedokumentes. Leider hat sie bis
heute nur eine Duldung.

Da sie eine Duldung hat, lehnt das
Arbeitsamt jeden Antrag auf Arbeitsgeneh-
migung ab. Deswegen kommt ihre erfolgrei-
che Integration nicht in Frage. Außerdem
können wir zusammen nicht in Urlaub aus-
reisen.

„Ohne Mensch gibt es

kein Problem“T. N.
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Unser Sohn hat die schwierigste Si-
tuation. Er ist mit 13 Jahre nach Deutsch-
land eingereist. In Russland hat er in der
Schule ganz gut gelernt. Er hatte sein Ziel
nach der Schule weiter zu studieren. Nach
unserer Einreise in BRD durfte er keine
Schule besuchen, weil er als Ausländer aus
der Asylunterkunft die Absage einer Büro-
kraten aus Itzehoe bekommen hatte. Das
war für den 14-jährigen O. ein großer
Stress. Ein halbes Jahr hatte er keine Mög-
lichkeit die Schule zu besuchen. Erst im
August 1996 durfte O. zur Schule. Im Jahre
1998 hat O. erfolgreich die Hauptschule
beendet.

Nach dem Praktikum in der Auto-
werkstatt »Nissan« in Leezen hat O. ein
Angebot bekommen, nach dem Real-
schulabschluss in dieser Firma eine Lehre
zu machen.

Da O. intelligent genug ist, erreichte
er im Jahre 1999 seinen Realschulab-
schluss. Nach dem Praktikum bei der Firma
»Kuck Mal« wollte er da eine Lehre ma-
chen. Da O. gut arbeitete, unterschrieb die
Firma »Kuck Mal« mit ihm den Arbeitsver-
trag.

Seine Bemühungen lernen und ar-
beiten zu wollen, weisen deutlich nach,
dass sich O. als Kind in dieser Richtung viel
bemüht.

Er konnte leider diese Lehre nicht
machen, weil O.s Antrag auf Aufenthaltsge-
nehmigung von Herrn M. aus der Auslän-
derbehörde unbegründet ohne Antwort ge-
lassen wurde. Diese ... Untätigkeit von
Herrn M. führte dazu, dass O gleichzeitig
zwei Ausbildungsplätze verloren hatte!!!

Das war der Grund zu tiefer Depres-
sion für unseren Sohn. Er  glaubte nicht
mehr, dass er hier in Deutschland über-
haupt hätte arbeiten. können. Wir sind El-
tern von O. und Pädagogen von Beruf, wir
wissen ganz genau, was es für das Kind
bedeutet, in diesem Alter ihre Hoffnung für
die Zukunft zu verlieren. Für uns alle war es
schwierig. Wir haben mit ihm viel gespro-
chen und schließlich ihn überzeugt, dass es
noch nicht alles vorbei ist. Er sollte weiter im
Gymnasium lernen und Abitur machen.

Da O. genug intelligent ist und gut
deutsch beherrscht, ist er im September
1999 auf dem Gymnasium für ein Jahr als
Gastschüler aufgenommen worden.

Obwohl  O. den halbjährigen  Test
ohne Problem geschrieben hatte, wurde er
im Februar 2000 aus dem Gymnasium aus-
gewiesen. Der tatsächliche Grund der Aus-
weisung war nach unseren Informationen
ein Telefonat mit Herrn M.. Er sagte dem
Rektor, dass O. das Gymnasium nicht be-
suchen darf, weil er eine Duldung besitzt
und bald abgeschoben wird. Das teilte mir
der Rektor des Städtischen Gymnasiums
mit. Durch diese Handlung wurde O. Mitte
des Schuljahres auf die Strasse geworfen.

Nach der Ausweisung aus dem
Gymnasium hatte O. keine Möglichkeit zu
lernen und zu arbeiten. Außerdem hatte er
seit 1996 keinen Anspruch auf Kindergeld,
weil er nur eine Duldung hat. Obwohl O.

schon im  Jahre  1997 als  minderjähriger
Sohn der nach §53, 4 AuslG anerkannten
Flüchtlinge rechtlichen Anspruch auf Auf-
enthaltsgenehmigung nach dem §39 AuslG
hatte, besitzt er bis heute eine Duldung.

Es ist jetzt offensichtlich, dass Herr
M. seine m.E. ungerechten Schritte absicht-
lich durchgeführt hat, um O.s Abschiebung
zu erreichen.

Im     nächsten Schreiben vom
03.03.2000 erhalten wir einen Nachweis da-
für. Es war eine Nachricht von Herrn M.,
dass O. abgeschoben werden muss, weil er
schon 18 Jahre ist.

Es scheint, dass Herr M. nach dem
schrecklichen Motto von Stalin entschieden
hat „... ohne Mensch gibts kein Problem...“.
Das war ein Schock für uns und besonders
für O.. Er ist als Kind nach Deutschland
gekommen und sollte nach fünf Jahren
nach Russland, wo er niemanden hat.

Seine Psyche war tief verletzt. Auf
Grund dieser Entscheidung von Herrn M.
benötigte er wegen reaktiver Depression
mit suizidaler Tendenz dringend eine psy-
chotherapeutische Behandlung, zusätzlich
neurologische Behandlung wegen nervöser
Ticks und Angstphobien. (Ärztliches Attest
liegt vor.)

Diese Probleme machten das Leben
von O. schwer. Diese Krise führte ihn im Mai
2001 zum Suizidversuch. Mit dieser Dia-
gnose wurde er ins Krankenhaus nach
Rickling gebracht. Seit dem 15.06 2000 be-
findet er sich in der ambulanten Behandlung
von dem Arzt für Jugendpsychiatrie Dr.
med. Christoph Barchewitz. Später ver-
suchte er seine Probleme, Angst und De-
pression mit der Hilfe von Alkohol und Dro-
gen zu lösen, was natürlich falsch war.

(...)
O.s Ärzte sagten ihm, dass für ihn

besser  sei, sofort irgendwelche Tätigkeit
aufzunehmen. Mit diesem Ziel kam O. ins
Arbeitsamt, um wieder mal für sich eine
Tätigkeit zu finden. Das Arbeitsamt hat un-
serem Sohn vorgeschlagen, an dem Kurs-
Sofortprogramm zum Abbau der Jugendar-
beitslosigkeit -SPR- teilzunehmen. O. war
damit sehr froh und wollte den Kursus be-
suchen. Er glaubte, dass die schwarzen
Tagen vorbei sind und er endlich ein norma-
les Leben mit der Arbeit führen kann. Für
diese Kurse war aber eine Aufenthaltsbe-
fugnis von der Ausländerbehörde erforder-
lich. Wir sind sofort zu dem Sachbearbeiter
unserer Unterlagen, Herrn M. gekommen.

Auf die Frage von meinem Sohn an
Herrn M., ob er an dem Kurs vom Arbeits-
amt mit seiner Duldung bis zur Entschei-
dung über die Erteilung eines Reisedoku-
mentes mit Aufenthaltsbefugnis teilnehmen
könne, hat Herr M. O. zugesichert, er hätte
mit dem Arbeitsamt alles geklärt. O. hätte
an dem Kursus vom Arbeitsamt ohne Au-
fenthaltsbefugnis teilnehmen dürfen, weil er
bald für O. die Aufenthaltsbefugnis erteilt.
Nach der Vermittlung von Herrn M. konnte
O. an dem Kurs nur fünf Tage teilnehmen,
weil er ohne erforderliche Aufenthaltsbefug-
nis war. Herr M. hatte sein Wort nicht halten

können. O. ist wider mal nach der Verhand-
lung von Herrn M. auf der Straße geblieben!

Alle Türen für O. waren wieder mal
zu. Es ist bekannt, wenn man klopft, dann
öffnet man normalerweise. Das ist aber
nicht der Fall! Das war noch ein Stress für
O..

Es ist unglaublich, aber wahr. Ob-
wohl O. sich schon fast sieben Jahre im
Bundesgebiet aufhält und davon vier Jahre
die allgemeinbildenden Schulen besucht
hat, hat er bis jetzt keinen richtigen Ausweis,
um seine Bemühungen in die soziale Inte-
gration zu ermöglichen. § 85, 3 AuslG 1.

Nach dem Beschluss des Schles-
wig-Holsteinisches Verwaltungsgerichtes
von 26.02.2001 bzw. dem  Bundesbeauf-
tragten (sind Abschiebungshindernisse;
Anm. d. Redaktion) gem. § 53 Abs. 6 S. 1
AuslG festgestellt. (...) Er (M.) muss u.E.
seine Mitverantwortung für schwere psychi-
sche Verletzungen unseres Sohnes tra-
gen...

(...) Ich weise darauf hin, dass meine
Ehefrau seit 1998 bis heute Duldung hat.
Dieser Zustand meiner Frau ist m.E. gesetz-
widrig nach dem § 31 AuslG. Obwohl unsere
Reisepässe im Jahre 1998 noch 2,5 Jahre
gültig waren, versucht Herr M. heute sinnlos
und unbegründet den Tatsachen zu wider-
sprechen.

Aus diesen Gründen klagen wir
Herrn M. an:

(...)Wir reichen gegen Herrn M. die
Untätigkeitsanklage ein weil er absichtlich
seit 1998 die Integrationsmöglichkeiten für
meine Frau T. N. und meinen Sohn O. N.
verhindert hat.

Es fehlt uns heute noch jeder recht-
liche Absagegrund der Anträge auf die Er-
teilung von Aufenthaltsbefugnissen für mei-
ne Frau und meinen Sohn im Jahre 1998.
Da waren unsere Pässe noch bis Oktober
2000 gültig. Solcher unerlaubter Zustand
meiner Familie soll endlich geklärt werden.

(...)Wir erklären, dass es für uns vor-
dergründig  von Bedeutung  ist, damit  wir
nicht mehr zur Last der öffentlichen Hand
fallen. Dieses dürfte auch im Interesse des
Staates liegen. (...) Handlung von Herrn M.
lassen unsere Familie dieses Ziel kaum er-
reichen. Es  ist schon  öffentlich bekannt,
dass die m.E. fremdenfeindliche Tendenz
beim Umgang mit Ausländern nachgewie-
sen ist. Das verabschiedete Konzept vom
Kabinett im Mai 2002 (Integrationskonzept
Schleswig-Holstein; Anm. d. Redaktion)
sieht die rechtliche Unterstützung gegen
solche u.U. gesetzwidrigen Handlungen
vor.

Zum Schluss teile ich Ihnen mit, das
ich Antrag auf unbefristete Aufenthaltser-
laubnis bei der Ausländerbehörde gestellt
habe, da die zeitliche und gesetzliche Vor-
aussetzungen dafür erfüllt sind. (...)

Wir bitten Sie, der Sache nachzuge-
hen und uns zu helfen.

Mit freundlichen Grüßen
A. N., T. N.
Bad Segeberg, 10.7.2002
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Veranstalterlnnen und Teilnehmerlnnen
der Fachtagung „Rückschritt ohne Ende
in der Hamburger Migrationspolitik? –
Gegen-Konzepte und Strategien“ am

20.6.2002 in Hamburg

Mit seiner Politik der sozialen
Ausgrenzung handelt der Hamburger
Senat dem Ziel der Integration offen zu-
wider. Während er die Öffentlichkeit auf
die Vorstellung des angekündigten In-
tegrationskonzepts für Hamburg warten
lässt, wird durch die aktuellen Sparbe-
schlüsse die Infrastruktur im Bereich der
Migrationssozialarbeit und der Qualifi-
zierungsträger abgebaut und auch das
Amt der Ausländerbeauftragten als poli-
tisch-institutionelle Interessenvertre-
tung für Migrantlnnen in Hamburg abge-
schafft.

Unpräzisen Verlautbarungen der
Behörde für Soziales und Familie zufolge
sollen die bisherigen Angebote von Sozial-
beratung für Migrantlnnen nicht weiter fi-
nanziert werden. Deutschkurse und andere
berufliche Qualifizierungsmaßnahmen für
Migrantlnnen verknappen sich weiter.
Fraueneinrichtungen sollen verschwinden
oder sich auch für Männer öffnen.

Das Schlagwort von der Eigenver-
antwortung führen die Senatorlnnen gezielt
ins Feld, um Einsparungen genau dort zu
rechtfertigen, wo die sozialen Bedarfe am
größten sind. Ein wachsender Teil der deut-
schen wie der eingewanderten Bevölke-
rung kämpft mit erheblichen sozialen Pro-
blemen wie Armut, Arbeitslosigkeit, häusli-
che  Gewalt, Aufenthaltsunsicherheit, etc.
Die aktuelle Hamburger Politik vollzieht ei-
nen Paradigmenwechsel: Sie entzieht sich
sozialer Aufgaben und verschärft die gesell-
schaftliche Polarisierung. Strukturell be-
nachteiligte Bevölkerungsgruppen sind
dem Staat immer weniger Ausgaben wert.
Am unteren Ende der gesellschaftlichen
Hierarchie rangieren Flüchtlinge ohne Blei-
berecht, die in zukünftigen „Ausreiseein-
richtungen“ und durch finanzielles Aushun-
gern immer stärker unter Druck gesetzt wer-
den, an ihrer eigenen Abschiebung mitzu-
wirken. Bezeichnenderweise soll künftig die
Innenbehörde alle Flüchtlingsbelange re-
geln, die jetzt noch der Sozialbehörde oblie-
gen. Flüchtlinge und Migriantlnnen werden

damit gänzlich zum ordnungspolitischen
Problem gemacht.

Durch seine Entscheidungen und
den neuen Politikstil, der selbst Hetzreden
gegen zugewanderte Einwohnerlnnen zu-
lässt, demonstriert der Senat, dass die so-
zialen Interessen von Migrantlnnen und
Flüchtlingen in der Hamburger Politik keine
Rolle spielen.

Durch mangelnde inhaltliche Trans-
parenz der Entscheidungen und fehlende
Dialogbereitschaft hat er zudem deutlich
gemacht, dass er in Fragen der Integrati-
onspolitik das fachliche Wissen und die Er-
fahrungen der professionell Aktiven in der
Arbeit vor Ort umgehen will.

Wir – Fachleute der Migrations- und
Flüchtlingsarbeit – setzen uns gegen diese
Politik zur Wehr und fordern vom Hambur-
ger Senat Maßnahmen quer durch alle Po-
litikfelder für eine verbesserte Integration in
der Migrationsgesellschaft, die durch rassi-
stische Diskriminierung und die strukturelle
Benachteiligung von Migrantlnnen und
Flüchtlingen gespalten ist. Integration kann
es nur auf der Basis gleichberechtigter Par-
tizipation geben. Das heißt auch, dass der
Senat für die Lösung dieser Quer-
schnittsaufgabe eine politische und fachli-
che Interessensvertretung von Mi-
grantlnnen zulassen muss, die über ein ali-
bihaftes Gremium wie den geplanten ehren-
amtlichen und wirkungslosen „Integrations-
beirat“ hinausgeht.

Die Sozialberatung muss Mi-
grantlnnen und Flüchtlingen unabhängig
vom Aufenthaltsstatus, vom Bleiberecht
oder der Länge des Aufenthalts in Deutsch-
land offen stehen. Sie darf nicht zur „In-
tegrationsberatung“ lediglich für wirtschaft-
lich interessante und daher bleibeberechtig-
te Neuzuwanderlnnen umfunktioniert wer-
den.

Entsprechende EDV-gestützte Sy-
steme zur Kontrolle der Beratungsarbeit per
online-Verbindung mit der zuständigen Be-
hörde sind aus Gründen des Daten- und
Vertrauensschutzes untragbar.

Spezialisierte und parteiliche, inter-
kulturell kompetente und mehrsprachige
Sozialberatungsangebote werden dringend
gebraucht, häufig genug, um im Kontakt mit
Ämtern Rechtsansprüche überhaupt gel-
tend machen zu können. Die Sozialbera-
tung muss besonders in den sozial benach-
teiligten Stadtteilen als Grundversorgung
für ärmere Bevölkerungsschichten und für
Migrantlnnen gewährleistet sein, die gegen-

über der deutschen Bürokratie zusätzlich
mit sprachlichen und ausländerrechtlichen
Barrieren konfrontiert sind.

Ämter selbst eignen sich für diese
Beratungsaufgabe nur begrenzt. Interne
Sparvorgaben und politische Ziele der Äm-
ter stehen zu oft in einem strukturellen Wi-
derspruch zu den Interessen und Rechtsan-
sprüchen der Kundlnnen.

Die frauenspezifischen Bera-
tungs- und Kursangebote der verschiede-
nen Träger sind als gesellschaftliche Quer-
schnittsaufgabe auszubauen und vom Se-
nat zu unterstützen. Die Einrichtung von
„Frauenräumen“ trägt der mangelnden
Gleichstellung von Frauen Rechnung, die
durch patriarchale Strukturen, geschlechts-
spezifische Aufgabenverteilung, durch
häusliche Gewalt, berufliche Marginalisie-
rung und nicht zuletzt durch die Bedingun-
gen des Ausländergesetzes bestimmt wird.
Spezialisierte psychosoziale Beratungsan-
gebote und Treffpunkte für Frauen sind in
den Stadtteilen unverzichtbar.

In den Ämtern, den Regeldiensten
und sozialen Einrichtungen müssen Pro-
zesse interkultureller Öffnung eingeleitet
werden. Migrantlnnen gelten immer noch
als marginale Mitarbeiterlnnen, Kundlnnen
und Zielgruppen von Ämtern und Einrich-
tungen. Auf Deutschsprachigkeit ausgerich-
tete Personalstrukturen und Arbeitsweisen
müssen sich gemäß der Präsenz von Mi-
grantlnnen in der Gesellschaft verändern.
Die gezielte Einstellung von mehrsprachi-
gen Mitarbeiterlnnen mit Migrationshinter-
grund und konzeptionelle Umstellungen
sind nötig, um die strukturelle Ausgrenzung
von Migrantlnnen in vielen Arbeitsmarktbe-
reichen und die unangemessene monokul-
turelle Dominanz zu durchbrechen. Die Auf-
gabe des Senats ist es, die interkulturelle
Öffnung der Regeldienste finanziell zu för-
dern.

Mehrsprachigkeit ist als positive
Ressource in allen Bereichen allgemeiner
und beruflicher Bildung anzuerkennen und
zu fördern (in Kindergärten, Schulen, Aus-
bildungsgängen, Berufszweigen, etc.). Die
Muttersprache zu sprechen und schulisch
zu erlernen, ist das Recht jedes Kindes,
genauso wie es   das   Recht   aller Mi-
grantlnnen und Flüchtlinge sein sollte, öf-
fentlich geförderte Deutschkurse zu besu-
chen, unabhängig vom Aufenthaltsstatus
oder Herkunftsland. Hamburg ist mit
Deutschkursangeboten drastisch unterver-
sorgt und muss schnellstens ausreichende

„Anforderungen für ein

Integrationskonzept in Hamburg“
Resolution
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Kapazitäten aufbauen, und zwar nicht nur
für bleibeberechtigte Neuzuwanderlnnen,
anstatt Einrichtungen zu schließen. Wir leh-
nen es jedoch ab, Deutschkenntnisse ver-
pflichtend vorzuschreiben und zur abprüf-
baren rechtlichen Auflage für die Errei-
chung eines besseren Aufenthaltsstatus zu
machen, wie es im neuen Zuwanderungs-
gesetz geplant ist.

Durch die Kürzungen im Bereich der
Beschäftigungs- und Qualifizierungsträger,
bei den Gesamtschulen und den ausbil-
dungsvorbereitenden Hilfen sind über-
durchschnittlich viele Migrantlnnen und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund betrof-
fen. Berufsqualifizierungsmaßnahmen
für junge Migrantlnnen und Flüchtlinge sind
in Hamburg aber nötiger denn je, um die
ungleichen Voraussetzungen im Bildungs-
system und die Diskriminierung auf dem
Arbeitsmarkt auszugleichen. Für ausgebil-
dete Migrantlnnen, deren Qualifikation in
Deutschland nicht anerkannt wird, müssen
adaptierende Kurse in den verschiedenen
Berufszweigen eingerichtet werden.

Es ist nicht hinnehmbar, dass
Flüchtlinge von Ausbildungs- und Qualifi-
zierungsangeboten ausgeschlossen blei-
ben. Wir fordern eine Hamburger Regelung,
die auch Flüchtlingen aufenthalts- und ar-
beitsrechtlich eine Ausbildung ermöglicht,
v.a. für jugendliche Flüchtlinge müssen pro-

grammatisch Ausbildungsprojekte geschaf-
fen werden.

Wenn der Senat das Wort Integrati-
on ernst nimmt, darf er die menschenun-
würdige soziale Isolierung und Absonde-
rung der Flüchtlinge in Hamburg nicht in
Kauf nehmen. Der Anspruch gesellschaftli-
cher Integration muss selbstverständlich für
alle Bevölkerungsgruppen gelten. Soziale
Rechte wie Bildung, Arbeit, Gesundheits-
versorgung, privates Wohnen, Freizügigkeit
etc. sind nicht teilbar und müssen auch
Flüchtlingen zugestanden werden.

Wir fordern die Unterbringung aller
Flüchtlinge in Wohnungen, die Abschaf-
fung lagerähnlicher Sammelunterkünfte
und die Auszahlung der Sozialhilfe. Die Ka-
sernierung, Schikanierung und Demütigung
von Menschen sehen wir als Menschen-
rechtsverletzung an. Minderjährige unbe-
gleitete Flüchtlinge müssen in Jugendwoh-
nungen untergebracht werden und haben
ein Recht auf pädagogische Betreuung und
auf Schulbesuch, wie auch die mit ihren
Eltern eingereisten Kinder. Hamburg muss
die rechtlich haltlosen Altersfeststellungen
Jugendlicher durch die Ausländerbehörde
stoppen, ebenso die zweifelhaften Bot-
schaftsanhörungen und Abschiebungen. von traumatisierten und kranken Men-

schen trotz ärztlicher Atteste,

. von Familien mit Kindern, die praktisch in
Hamburg aufgewachsen sind,. in Herkunftsländer, in denen keine Exi-
stenzgrundlage mehr besteht,. in Kriegsgebiete und Verfolgerstaaten,
wo Tod und Folterhaft drohen, etc.

Die Einrichtung sog. Ausreisezen-
tren zur Zwangsfestsetzung und Erpres-
sung von abschiebungsunwilligen Flüchtlin-
gen werden wir in Hamburg nicht tolerieren.

Wir fordern die Einrichtung von un-
abhängigen Antidiskriminierungsstellen,
die in der Lage sind, Fälle von rechtlichen
und sozialen Diskriminierungen öffentlich zu
machen und zu verfolgen. Der Hamburger
Senat muss sich auf der Bundesebene für
die Erarbeitung eines Antidiskriminierungs-
gesetzes einsetzen, wie es bis 2004 auf-
grund europäischer Vorgaben vorgeschrie-
ben ist. Den Weltoffenheitsanspruch Ham-
burgs beim Wort genommen, erwarten wir
zudem vom Senat die konsequente Förde-
rung einer rassismuskritischen Bildungsund
Öffentlichkeitsarbeit.

Integrationspolitik ist Antidiskriminie-
rungspolitik.

Hamburg, am 20.06.02
Veranstalterlnnen der Tagung wa-

ren: Diakonisches Werk Hamburg, Gesell-
schaft zur Unterstützung der Gefolterten
und Verfolgten, WOGE e.V., u.a.

Der soziale Frieden in unserer Stadt
ist in Gefahr: Nach den Einschnitten im
Haushalt 2002 will der Senat im Haushalt
2003 weitere drastische Sozialkürzungen,
Stellenabbau, Umschichtungen und Privati-
sierungen durchsetzen. Es droht eine Poli-
tik des sozialen Kahlschlags bei Alten,
Kranken, Flüchtlingen, Drogensüchtigen,
Obdachlosen und anderen hilfebedürftigen
Menschen. Zugleich ist die Existenz vieler
Träger, Projekte und Initiativen, die bisher
das soziale Netz gegen Armut und Aus-
grenzung in unserer Stadt bilden, akut ge-
fährdet.

Gegen diese Politik setzen wir uns
zur Wehr. Wir wollen,

. dass Solidarität, soziale Gerechtigkeit
und Integration die Leitbilder der Sozial-
politik in unserer Stadt sind, und nicht
Markt und Wettbewerb;. dass der Grundsatz „fördern und for-
dern“ und die Forderung nach mehr Ei-
genverantwortung nicht als Slogan für
restriktive Maßnahmen und Sozialkür-
zungen und zum Abbau von Rechten
benutzt wird;. dass im Haushalt unserer Stadt Präven-
tion, Resozialisierung, Integration  und
Daseinsvorsorge Priorität haben, und
nicht der Bau von Großgefängnissen
und der Ausbau des Justizapparats;. dass der „öffentlich geförderte Beschäf-
tigungssektor“ in Hamburg anerkannt
und erfolgreiche Modelle wie „Tariflohn
statt Sozialhilfe“ gestärkt und nicht durch
Lohn- und Sozialkürzungen schrittweise
beseitigt werden;

. dass soziale Hilfesysteme wie Jugend-
sozialarbeit und berufshilfe, Frauen- und
Mädchenprojekte, interkulturelle Begeg-
nungsstätten, Drogenhilfe, Aidshilfe u.a.
im Interesse des sozialen Integration er-
halten und nicht weggekürzt werden;. dass in der Steuerpolitik unserer Stadt
und darüber hinaus wieder eine gerechte
Lastenverteilung hergestellt und die Un-
ternehmen und Vermögenden auch an-
gemessen zur Finanzierung der städti-
schen Aufgaben herangezogen werden;. dass Steuerhinterziehung und -betrug
nicht als Kavaliersdelikte behandelt, son-
dern intensiv und öffentlichkeitswirksam
verfolgt werden, und auf der anderen
Seite mit dem Begriff „Sozialmissbrauch“
keine pauschale Stigmatisierung ganzer
Bevölkerungsgruppen betrieben wird;. dass bei Zuwendungen der Stadt das
Prinzip der Tariftreue gilt, damit Tarif-
und Sozialdumping nicht zum Konkur-

Manifest für eine solidarische Stadt

„Für sich und füreinander

Verantwortung tragen!“

Hamburg, 24. Juni 2002
Diakonisches Werk Hamburg / Arbeiter-
wohlfahrt LV Hamburg / Sozialpolitische
Opposition Hamburg / Arbeitersamariter-
bund / Ver.di
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renzvorteil    im    Kostenwettbewerb
werden.

Daher fordern wir,. dass Senat und Bürgerschaft ihre
Haushaltspolitik an diesen Grundsät-
zen orientieren;. dass sich die Sozialpolitik der Stadt
auch zukünftig am Gemeinwohl und
am Sozialstaatsgebot der Verfas-
sung ausrichtet  und die  geplanten
Umschichtungen und Kürzungen
korrigiert werden;. dass der 1. Bürgermeister, Ole von
Beust, die Ausländerhetze seines
Koalitionspartners und Innensena-
tors Ronald Barnabas Schill (... durch die
Aufnahme von Flüchtlingen „werde der
im Schweiße unseres Angesichts ver-
diente Wohlstand verfrühstückt“...) öf-
fentlich zurückweist und für die Zukunft
unterbindet;

. dass alle steuerlichen und sonstigen
Einnahmequellen in Hamburg konse-
quent genutzt werden, um auch die Un-
ternehmen an der Finanzierung der
staatlichen Aufgaben zu beteiligen;

. dass vor allem die Steuerprüfungen
mit ausreichendem Personal, zeitnah
und umfassend durchgeführt werden,
damit zumindest eine annähernde
Gleichbehandlung der Steuerpflichti-
gen gewährleistet wird und der Staat
die ihm zustehenden Einnahmen
auch tatsächlich realisiert;. dass die Bürgerschaftsparteien im
Bundestagswahlkampf öffentlich für
eine gerechte Verteilungspolitik und
eine Finanzreform eintreten, die zum
Beispiel durch die Einführung der Ver-
mögenssteuer und die Reform der
Erbschaftssteuer die finanzpolitische
Handlungsfähigkeit unserer Stadt
wieder herstellt und dauerhaft sichert.

Hamburg ist ein Gemeinwesen, kein
Privatunternehmen. Der Markt muss den
Menschen dienen, nicht umgekehrt. Wir
wollen eine Politik, die die Würde und die
Rechte aller Menschen respektiert und nicht
Ressentiments schürt und Minderheiten
ausgrenzt.

Pläne des Hamburger Senats zur
„geschlossenen Unterbringung“: Schar-
fer Protest von PRO ASYL, Hamburger
Flüchtlingsrat und Bundesfachverband:

„Rückfall in autoritäre
Erziehungsvorstellungen“

Mit scharfer Kritik reagieren PRO
ASYL, der Hamburger Flüchtlingsrat und der
Bundesfachverband Unbegleitete Minder-
jährige Flüchtlinge auf die Pläne des Ham-
burger Senats zur „geschlossenen Unter-
bringung“ von ausländischen Minderjähri-
gen.

Bei der Präsentation des Konzepts
zur geschlossenen Unterbringung für straf-
fällige Kinder am 3. Juli 2002 in Hamburg,
das in der Fachöffentlichkeit auf eindeutige
Ablehnung stieß, wurde „nebenbei“ die Ein-
richtung einer Abschiebungshaftanstalt für
ausländische Minderjährige zum 1. Oktober
2002 vorgestellt.

Es werden zunächst 15 Plätze für
solche Minderjährige geschaffen, die „wegen
illegalen Aufenthalts oder ihrer Straftaten“ mit
ihrer Abschiebung rechnen müssen. Dies
wäre bundesweit die erste Abschiebungs-
haftanstalt speziell für Kinder. Flüchtlingsor-

ganisationen haben bereits in der Vergan-
genheit auf den Skandal hingewiesen, dass
in Deutschland auch Kinder in Abschie-
bungsgefängnissen inhaftiert werden. Statt
diesen Missstand endlich zu beseitigen, geht
Hamburg nun noch schärfer gegen ausländi-
sche Minderjährige vor. Die völlig unange-
messene Inhaftierung von Minderjährigen
wird nun auch noch institutionell verankert.

PRO ASYL befürchtet außerdem,
dass auch minderjährige Flüchtlinge betrof-
fen sein könnten, da der bloße illegale Auf-
enthalt schon zur Unterbringung ausreichen
soll. Statt die in Hamburg ankommenden
Flüchtlingskinder in Jugendhilfeeinrichtun-
gen unterzubringen, müssen sie künftig ihre
Inhaftierung befürchten.

Die Einrichtung einer Abschiebehaft-
anstalt für ausländische Kinder ist ein „ekla-
tanter Verstoß gegen die UN-Kinderrechts-
konvention“, so PRO ASYL-Vorstandsmit-
glied Heiko Kauffmann. „Nach Artikel 3 der
Konvention ist bei allen Maßnahmen das
Wohl des Kindes vorrangig zu berücksichti-
gen und nach Artikel 37 sollten Kinder grund-
sätzlich nicht in Haft genommen werden.“
Das gelte für unbegleitete Flüchtlingskinder
in besonderer Weise.

Nicht  der  Gedanke  der  Betreuung
und beschützenden Inobhutnahme kenn-

zeichnet das Hamburger Konzept, sondern
der der Ausgrenzung und Bestrafung. Albert
Riedelsheimer vom Bundesfachverband
stellt dazu fest: „Damit macht sich die Ham-
burger Landesregierung zur Vorreiterin einer
kinder- und ausländerfeindlichen Politik.“

Für die Jugendlichen, die zwecks Ab-
schiebung eingesperrt werden sollen, soll es
nicht einmal eine pädagogische Betreuung
oder die Möglichkeit des Schulbesuches oder
einer Ausbildung geben. Die einzige Per-
spektive, die man diesen Jugendlichen zuge-
steht, ist die Abschiebung.

„Das Konzept des Hamburger Senats
verstößt gegen alle Prinzipien einer gewalt-
freien demokratischen Erziehung und mar-
kiert einen Rückfall in vordemokratische ob-
rigkeitsstaatliche Erziehungsvorstellungen
der Vergangenheit“, erklärte Heiko Kauff-
mann. „Kinder gehören nicht in Knäste und
dürfen erst recht nicht in Krisen- und Kriegs-
regionen abgeschoben werden!“, warnte Al-
bert Riedelsheimer.

PRO ASYL, der Hamburger Flücht-
lingsrat und der Bundesfachverband for-
dern den Hamburger Senat auf, diese Plä-
ne umgehend zurückzuziehen und statt-
dessen die Verpflichtungen aus der UN-
Kinderrechtskonvention umfassend um-
zusetzen.

. Informationen über Beratungsangebote und
Projekte.. Kritik an   Hamburger Politik   und   Verwal-
tungspraxis.. Adressen von Unterstützungsgruppen und Be-
hörden.. Veranstaltungen und Fortbildungsangebote.. Kirchenasyl und Hintergrund-
materialien.

Dies und mehr auf der
website der Kirchlichen Flücht-
lingseinrichtungen in Hamburg:

www.hamburgasyl.de

Erste Kinder-

Abschiebungshaftanstalt?Presseerklärung
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Sehr geehrte Damen und Herren,

auf der Suche nach Beiträgen zur
Flüchtlingsarbeit bin ich eher zufällig auf
Ihre Homepage geraten. Die Beiträge in
Ihrem Magazin sind sehr informativ. Nur der
Name Ihres Magazins »Der Schlepper« ist
für mich auf Grund der Namensgleichheit zu
verbrecherischen  Menschenhändlern,  die
unzählige Menschen jedes Jahr unter fal-
schen Versprechungen um Hab und Gut
und häufig auch ums Leben bringen, nicht
nachvollziehbar.

Ich kann mich noch nicht entschei-
den, ob ich eher wütend oder angewidert
sein soll. Diese Namensgleichheit war für
Sie doch auch zum Zeitpunkt der Namens-
findung erkennbar. Sie müssen sich doch
sicher darüber klar gewesen sein.

Es wäre sehr freundlich von Ihnen,
wenn Sie mir Ihre Beweggründe für diese
Entscheidung mitteilen könnten.

In der Hoffnung auf eine Antwort, die
mich wieder ruhig schlafen lässt verbleibe
ich mit freundlichen Grüßen

Jürgen Lerche, Flanaganstr. 17,
14195 Berlin, e-Mail: JuergenLer-
che@aol.com, 11.7.2002

Antwortbrief des Flüchtlingsrates

Schleswig-Holstein vom 12.7.2002:

Sehr geehrter Herr Lerche,

dass Sie die Beiträge im Magazin
»Der Schlepper« als informativ schätzen,
freut uns.

Zum Verständnis der Namensge-
bung für unser Quartalsmagazin sei mir ein
kurzer Exkurs in maritime Schutz- und Si-
cherheitssysteme erlaubt.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Hol-
stein ist regional im nördlichsten Bundes-
land zwischen den Meeren Nord- und Ost-
see verortet. Diese Tatsache hatte schon
bei der Gründung des Flüchtlingsrates auf
die Wahl unseres Logos Einfluss genom-
men. Der Leuchtturm ist bekanntermaßen
das Licht, das Fahrende willkommen heißt,
irregeleitete oder in Not geratenen Schiffen
das rettende Ufer weist oder dem auf seiner
Fahrt befindlichen Reisenden hilft, Klippen
oder Untiefen zu umschiffen. Es muss hier
sicher nicht erläutert werden, welche ge-

meinsamen Bezüge aus unserer Sicht zwi-
schen den so beschriebenen Aufgaben des
Leuchtturms in stürmischer See und dem
Bemühen der solidarischen Flüchtlingshilfe
in Zeiten flüchtlingsfeindlicher Politik beste-
hen.

Bei Gründung unseres Quartalsma-
gazins war die Suche nach einem Namen
mit ebenfalls maritimem Bezug daher eher
zwangsläufig. Der Schlepper ist ein kleines
flinkes Schiffchen. Es steht jedem an frem-
der Küste Ankommenden bei dem Bemü-
hen hilfreich zur Seite, einen schützenden
Hafen erfolgreich und ohne Schaden zu
nehmen anzulaufen. Der Name »Der
Schlepper« als Titel für unser Quartalsma-
gazin erschien uns daher passend und an-
gemessen für ein Magazin, das von einer
Organisation herausgegeben wird, die sich
dem Wohlergehen derjenigen verpflichtet
fühlt, die auf ihrer Flucht an fremden Gesta-
den angespült werden und auf Schutz und
solidarische Begleitung hoffen.

Irritationen hat die Namensgebung
bis dato nicht provoziert. Offensichtlich nicht
einmal bei den für die geltende Flüchtlings-
politik verantwortlichen Parteien oder bei
den für den Vollzug zuständigen Verwal-
tungsstellen und  Gerichten, die  alle  seit
Jahren neben zahlreichen Beratungsein-
richtungen und Initiativen der Flüchtlingsso-
lidarität zu unseren Abonnenten und auf-
merksamen Lesern zählen. Vielleicht wol-
len Sie sich dazu gesellen?

Erlauben Sie uns aber  an  dieser
Stelle bzgl Ihrer Assoziationen zu soge-
nannten „verbrecherischen Menschen-
händlern“ eine abschließende Bemerkung.
Dass sich durch politische Verfolgung,
Krieg oder andere Überlebensgefährdun-
gen in Not geratene Menschen an Perso-
nen oder Organisationen wenden, die ihnen
Unterstützung bei der Flucht verkaufen, ist
historisch gesehen nicht neu. Auch im Na-
tionalsozialismus haben in vielen Fällen
Menschen ihr Leben nur mit professionellen
Fluchthelfern zu retten vermocht. Und so
mancher kommerzielle   Fluchthelfer hat
später in den Zeiten des Kalten Krieges
Orden und andere öffentliche Anerkennung
daftir erhalten, dass er Systemflüchtlingen
von Ost nach West über die Grenze gehol-
fen hat.

Es liegt uns fern die kriminellen Aus-
wüchse zu verniedlichen, denen derzeit
Flüchtlinge bei der Inanspruchnahme profi-
torientierter Fluchthilfe zum Opfer fallen.

Nichtsdestotrotz wird bei der Kritik u.E. allzu
oft übersehen, dass die Geschäfte mit dem
sog. „Menschenhandel“ erst in dem Maße
eskaliert sind, wie die EU-Mitgliedstaaten
und andere Industrieländer ihre rechtspoliti-
schen und sicherheitstechnischen Abschot-
tungsmaßnahmen gegen schutzsuchende
Flüchtlinge ausgebaut haben und weiter
ausbauen. Der historische Wandel im teil-
weise missbräuchlichen Sprachgebrauch
vom vielgelobten „Fluchthelfer“ hin zum öf-
fentlich gescholtenen „Schlepper“ erscheint
uns einher zu gehen mit veränderten Wel-
tordnungsvorstellungen und interessensge-
leiteten migrationspolitischen Zielen in der
Bundesrepublik Deutschland und den übri-
gen Industrieländern.

Hoffentlich haben wir mit unseren
Erklärungen bei Ihnen ein wenig zum Ver-
ständnis für die Namensgebung unseres
Magazins »Der Schlepper« beitragen kön-
nen und verbleiben mit solidarischen Grü-
ßen

i.A. Martin Link

„antiisraelisch“

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich kritisiere die im Schlepper Nr. 18

veröffentlichten antiisraelischen Beiträge.
Wer von einem Massaker in Jenin

mit hunderten von Toten schreibt, hat keine
Ahnung von den Fakten. Es gab kein Mas-
saker in Jenin. Auch Human Rights Watch
widerspricht übrigens der Darstellung, es
hätte ein Massaker gegeben.

Michael Jendrian

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V.:

Es ist schade, dass die Kritik so pau-
schal bleibt und nicht weiter ausdifferenziert
wird, was in den drei sehr unterschiedichen
Beiträgen in Der Schlepper Nr. 18 denn als
antiisraelisch verstanden worden ist.

In Fortsetzung unseres Bemühens
um die faktentreue Versachlichung der Be-
richterstattung zu Ursachen und Wirkung
der Gewalt in Israel und in den von Israel
besetzten palästinensischen Gebieten brin-
gen wir in der aktuellen Ausgabe einen Text
von Magret Johannsen.

Martin Link

„... ob ich eher wütend

oder angewidert sein soll...“Jürgen Lerche
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An der Konferenz Fluchtweg Ostsee
im November 2001 nahmen über 100 Ein-
zelpersonen und Organisationen aus allen
Ostseeanrainerstaaten teil. Von schwedi-
scher Seite war die Beteiligung allerdings
gering. Daher wurde in diesem Jahr ver-
stärkt Kontaktaufnahme dorthin betrieben.
Ergebnis war die Einladung zur Teilnahme
an einem der FOSIF-Treffen, die monatlich
stattfinden. Am 13. Juni fuhr daher Astrid
Willer als Koordinatorin des Ostseeprojek-
tes nach Stockholm, um dort das Projekt
vorzustellen und für eine Beteiligung an ei-
ner Vernetzung zu werben.

Das FOSIF-Treffen ist eine Arbeits-
gemeinschaft von in der Flüchtlings- und
Migrationsarbeit tätigen schwedischen Or-
ganisationen. Die meisten der Organisatio-
nen sind in Stockholm ansässig. Einige ver-
treten aber auch in anderen Regionen
Schwedens tätige Gruppen, z.B. das Netz-
werk FARR, dessen Mitgliedsgruppen vor-
wiegend ehrenamtlich arbeiten und übers
ganze Land verteilt sind.

Neben FARR waren beim Juni-Tref-
fen auch Amnesty International Schwe-
den, der UNHCR, das Schwedische Rote
Kreuz, Vertreterlnnen verschiedener Orga-
nisationen der Schwedischen Kirche und
vom Swedish Refugee Advice Centre, ein
Vertreter der Französischen Reformkir-
che, ein Vertreter von Diakoni för Afrika-
ner, eine Organisation afrikanischer Flücht-
linge in Schweden, eine Vertreterin von So-
ciala Missionen und engagierte Einzelper-
sonen anwesend.

Einige der Gruppen, die nicht  im
Rahmen internationaler Organisationen wie
amnesty oder UNHCR arbeiten, zeigten
sich sehr interessiert an einer Vernetzung
auf der Ebene der praktischen Arbeit. So
wurde z. B. von Fällen berichtet, in denen
Flüchtlinge im Rahmen des Dubliner Ab-
kommen nach Deutschland zurückge-
schickt werden, weshalb ein Bedarf be-
steht, ihnen Kontakt- und Unterstützungs-
möglichkeiten in Deutschland mit auf den
Weg zu geben. In diesem Kontext sind auch
generelle Informationen über den konkre-
ten Ablauf des Asylverfahrens und die Ent-

scheidungspraxis in Deutschland für die
Beratung in Schweden von Bedeutung. Der
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein seiner-
seits hat Bedarf an Kontakt vor allem im
Zusammenhang mit Anfragen über Mög-
lichkeiten der Familienzusammenführung
insbesondere für minderjährige Flüchtlinge,
die auf dem Weg zu Verwandten in Skandi-
navien in Deutschland gestrandet sind oder
Familienangehörige auf der Flucht aus den
Augen verloren haben.

Wichtig für eine grenzübergreifende
Zusammenarbeit von Flüchtlingsgruppen
ist sicher auch die aktuelle Diskussion um
ein gemeinsames Europäisches Asylrecht.
Dies scheint  in den meisten  Ländern in
Richtung auf mehr Restriktionen betrieben
zu werden. Schweden ist hier eine Ausnah-
me. Gerade aktuell
ist die landesinterne
Debatte um die Aus-
gestaltung der „Car-
rier Sanctions“ also
der Sanktionierung
von Beförderungs-
unternehmen. In
Schweden wird ih-
nen bisher keine
Geldbuße auferlegt.
Überlegungen zu
Verschärfungen der
Carrier Sanctions
stoßen noch auf brei-
ten Protest. Außer-
dem hat Schweden
kürzlich die dänische
Regierung für ihr re-
striktives neues Aus-
ländergesetz scharf
kritisiert, und die
schwedische Immi-
grationsministerin
Monika Sahlin hat
das Gesetz als inhu-
man bezeichnet. Dä-
nemark selbst be-
trachtet sich mit sei-
ner restriktiven Poli-
tik als „Trendsetter“
in der EU wie Regie-
rungschef Fogh Ras-
mussen in einem In-
terview im »Flens-
burger Tageblatt

vom 1.6.2002 verkündete.
Die noch positive Stimmung in

Schweden sollte für die gemeinsame politi-
sche Lobbyarbeit genutzt werden.

Das Projekt baltic-refugee.net
wird demnächst die auf der Konferenz im
September beschlossene mailing-liste
starten, an der sich nun auch Organisa-
tionen aus Schweden beteiligen werden.
Auf der Projekt-Homepage www.baltic-
refugee.net sind links zu Schwedischen
Organisationen und Länderinformatio-
nen zu finden.

Besuch bei schwedischen

FlüchtlingsorganisationenAstrid Willer

Astrid Willer ist Mitarbeiterin beim Flücht-
lingsrat Schleswig-Holstein e.V.
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